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VORWORT. 

Zwei Richtungen beherrschen den \:Veltkrieg: terri

toriale Bestrebungen und wirtschaftliche Interessen. 

Dort Russland mit seinen Jahrhundertplanen, hier Eng

land mit seiner wirtschaftlichen Machtgier. Der ersten 

Richtung steht die Österreichisch-Ungarische Monarchie 

im Wege, in zweiter Bezielmng soll die wirtschaftliche 

Macht des Dentschen Reichs gebrocben werden, um 

England die Selbstherrschaft zu sichern. Das sind die 

Hauptkriegsziele des \Veltkrieges unserer Feinde. Das 

eine werden sie ebenso wenig- erreichen, wie -da andere. 

An dem mitteleuropaischen Bündnis, an der militari

schen und wirtschaftlichen Kraft der verbündeten mit

teleuropaischen Miichte müs en alle ihre Anstürme schei

tern. Nicht nur heute, sondern auch imd-Q.och vielmehr in 

derZukunft. Denn erw-ies sich diesc 'Hünltnis als stark ín 

der Vergangenheit, muss es noch starker werden in der 

Zukunft.Ge tarkt durch ctieCefiihle d'er beteiligtenNJtio

nen und Völker, welch~ 111 l:Ién Kdegsz.ielen vereint sicH. 

auch für die Friedensziele vereinigen wollen. Das wich

tigste Friedensziel muss die Sicherung de.r ungestörten 

Arbeitsmöglichkeit der Nationen und Völker nach dem 

Kriege sein. Alle taaten, ob freundliche oder feind

liche, ob halb- oder ganzneutrale, werden vielmehr 
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Arbeitsleistung aufbringen müssen als bisher, um die 

enormen unmittelbaren oder mittelbaren Kriegslasten 

erschwingen und ehestens wieder in normale finanzielle 

und wirtschaftliche Verhaltnisse gelangen zu können. 

Eine Grundlage für ungestörte wirtsd1aftliche Ar

beitsmöglichkeit können im Frieden nur geregelte han

delspolitische Verhaltnisse bieten. Heute hat es noch 

nicht den Anschein, als ob solche nach Friedensschluss 

rasch eintreten dürften. Unsere Feinde wollen nach 

Beendigung des Krieges der Feuerwaffen einen Krieg 

der Handelswaffen beginnen. Die Beschlüsse der Pariser 

Konferenz und alles seither geschehene bei ihnen, ihre 

Rüstung zu diesem neuen Kriege sind wenig ver

heissungsvoll. 
Unter solchen Umstanden ist es von doppeller 

Bedeutung, dass die Staaten der Mittelmachte sich zur 

Abwehr dieser Gefahr rüsten. Nur zur Abwehr, nicht 

aber zum Angriff. Denn bei ihnen herrscht der Wil!e 

zum ehrlichen Frieden auch auf wirtschaftlichem Ge

biete. 
Von ganz besonderer Bedeutung ist e · aber, <lass 

die Staaten der Mittelmachte und ihrer anderen Ver

bündeten ihre künftigen handelspolitischen Beziehun

gen ehestens regeln, um gewappnet für alle Eventualí

taten dazustehen. Für den wirtschaftlichen Frieden, 

den sie anstreben ebenso. wie für einen eventueilen 

Kampf, wenn dieser ihnen aufgezwung-en \Verden c;ol!te. 

Aber auch abgesehen hievon, ist die eheste Rege

lung ihres künftigen wirtschaftlichen Verhaltnisses eine 

dringende Notwendigkeit. ln die Friedensverhandlungen 
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können sie nicht eintreten, wenn sie ihr eigenes künfti
ges wirtschaftliches Verhaltnis schon vorher nicht be

reinigt haben. ln erster Linie muss das zwischen Deutsch

land, Österreich und Ungarn geschehen. Sie bilden den 

Kern des mitteleuropaischen Staatenhlocks. Der Han

delsverkehr zwischen ihnen ist für Mitteleuropa aus

schlaggebend. Auch ansonsten muss ihr politísches und 

militarisches Bündnis wirtschaftlich vertieft und er

ganzt werden. 
Vom ungarischen Gesichtspunkte diese Frage zu 

beleuchten, ist der Zweck dieser Veröffentlichung, 

welche eine Zusarnmenfassung zumeist schon erschiene

ner Abhandlungen dieses Gegenstandes darstellt. 

Budapest, Dezember 1916. 
Joseph Szterényi. 



2 

können. Man wird mir die Unbescheidenheit, mich selbst zitiert 
zn baben, nachsehen, wenn ich meine kurze Regründung dazu 

sagen werde. 
Ich sagle damals. es war am 19. Marz 1914: ,,Zwar lchrte 

uns Deutschland, das Politik und Volk wirtschaft in aus

wartigen Beziehungen miteinander nichts zu thun haben und 

politische Freund chaft nicht wirtschaftlich hezahlt werden 

muss, trotzdem kann ich mir keine aufricl1tiq;c und cla11ernde 
politische Freund chaft mit wirtschartlicher Gespanntheit gut 

denken, <lenn nur jene politisc.he Frcundsc!nft kann wertv01l 

und verlasslich sein, welchc - wie eben unser Bündnis mit 

Dentschland - ticf in der Gesinnuni; dcr Bcvölkcrung wurzelt, 
welche ins Fleisch und Blut der Biirg-crschaft übcrging, dcrcn 

Gesinnung abcr von ihren wirtschnftlichen lntcr sscn unbedingt 

beeinflns 't wird. Dieser Zusammenham: zwiscl1cn Politik und 

Volkswirtschaft kann nicht bestritten werclen und winl hente 

schon von sehr beachtenswcrten deutschen politische11 Krcisen 

auch anerkannt, wie es überhaupt nnmöglich ist. sich dcr \Valir
heit dieses Zusammenhanges z11 cntziehen. na wir abcr alle 

Ursache haben. allcs auf1/llbicten, dass u11ser Verkiltnis zu 

Deutschland nicht nur nicl1t getrübt, sonclcrn wcnn mög .. 

lich - noch gefestigt, noch innir,cr werdc , da die Pcstig!ieit 

unseres Bündnisses mit Deutschland eine europiiische, ia ich 

möchte behaupten, eine Weltnofll'endh!"lteit dar tellt, clenn es 

ist die icherste Oewahr des Frieden'> und, wic wir LlllS wiih

rend der letzten Jahre scho11 wicdcr11o!t übcrzcui;cn konme11, 

auch dic festeste Stiitze der Wahrung nnsercr politischcn lntcr
essen, müssen wir dahin trachte1J, da-;s eincr Störung; unseres 

wirtschaftlichen Verhaltnisses vorgebcul!;t \\ erde, vorausgesctzt 
natürlich, dass wir auch bci Deutscliland jenes E11t1?;cgcn
kommen finden, welches clic wirtschatlichen lntere ·scn Östcr

reichs und Ungarns unbcdingt erfordcrn; Llass wir dafür, ;vas 
wir bieten, auch eine entsprechendc Ocgcnlcistung erhalten.'' 

Ich mu ·ste dieses Zitat vorausschicken , urn den Bewcis 
dafür zu crbri11ge11, dass das Bcdürfni-.; ,' i11cr wi1 tscliaftlichen 
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Ver t:indigung mit dem Dcutschen Rekhe bci nns in Ungarn 

nicht dnrch den Krieg ~rewcckt wmde; class wir das Bedürfnis 

der Starkung unscrcs Bündnisverhaltnis es se.hon zu jencr 

Zeit empfanden, wo von cincm Kricgc, in welchern wir Schulter 

an Schulter im Feuer stchen werden, noch keine Rede sein 
konntc, welche Auffassung in dc11 weitc tcn Kreisen uusercr 
Monarchie zur uuerschüttcrlicheJJ Überrcugung wurde. Dcr 

Krieg hat diesc Überzeugl!ng nur noch gcstarkt und bcfestigt, 
aber bestandcn hatte sic sclton Yr>rher. 

Ich musste dies vor~1usschicken , damit unscr tandpunkt 

in der f rage dcr wirtschaftlichen Annahcrung nicht etw:i. miss

deutet werde, und möchtc sofort hinzusctzen, das· wir eine 

weitere Aus~estaltung dieses Biindnisverhaltnisses wiinschcn; 

dass wir bereit sind, alle Opfer dafiir zu brin~en, <lenn der 

Krieg lieferte uns die schlagendsten Bewcise d:lfi.ir, .Jass die 
beiden Zentralmachte aufeinander angewiesen sinci, dass das 

Dcutsche Reich ein ebenso gros es Tntercsse an dem Bestand 

einer starken österreichisch-um;arischen Monarchie hat, wie 

auch wir unseren Platz nur so behauptcn werden, wenn wir 

uns an ein machtiges Dcutsches Reich anlehncn können. 
Im Dienste dieser Auffassung und im Geiste dieser Ge

sinnung wollen wir dieses Bündnis durch eine entsprechende 

wirti;chaftliche Anniiherung erganzen, damit das 11olitische and 

militii.rische Bündnis durch 1virtschaftliche Massnahmen ent

sprechend versttirkt werde. Diese wirtschaftliche Annaherung 

darf abcr nur in solcher Weise crfolgen, dass sie dem politi

schcn Biindnisse unbedingt nützlich seL dasselbe fördcrc und 

erganze, dabei mnss mit peinlichstcr Genauigkcit clafür gesorgt 

werden, dass das politische Bündnis durch kcinerlei wirtschaft

líche Unstimmiikeitcn becintrachti.1;t werden körme. liier ist die 

grösste Vorsicht geboten, denn dort, wo es sich um clie wirt

schaftlichen ínteressen der Einzelnen handelt, cntstehen Un
stimmigkeiten am leichtestcn, da werdcn die politischen R,iick
sichten gar bald und leicht in den füntergrnnd gedrangt, und 
die Anhaufung solcher Einzclfalle kommt dann in politischer 

l* 



6 

Dann, wic soll die gemeinsa111c lollgesetzgebung gc-

sichert werden? Vcrschiedenc Idcen sind da aufgetaucht, cin 
Zollparlament, ein Zolbl'ssch!tss, eine Z01lcleleg::ition, eine 
permanente Zollkonferenz, und so viele anderc, von <lenen abcr 
unserer Meinung nach keine einzige mög!ich ist Viclc cleukcn 
an das Majoritatsprinzip. Deutschland kiinrite dies ebcnso
wenig annehmen wie wir. Und wenn die Anwcndung diCi.iCS 
Prinzips überhaupt möglich ware, so ware sic crst recht eine 
Gefahr, nicht nm fiir das politische Bündnis zwischcn öster
reich-Ungarn und Deutschland, sondern a!1ch ganz bc.;;onders 
für das gegenseitige Verhaltnis zwischen Osterrcic..:11 und Un
garn innerhalb der Monarchie. Dies ware infoch cinc Peren
nierung der Unzufriedenheit und könnte gendczn verhan2;r.is
voll werden. 

Vom politischen und staatsrechtlichen Gcsichtspun!<te 
scheinen daher nur Schwierigkeiten zu bestehen, <lenen gegen
über die Frage ehrlich und cJffen aufgeworfen werden rnus:,: 
ob unter solchen Umstanden dieser Weg ím lnteresse des 
politischen Bündnisses gangbar und wii11schens1vert ist? \Verm 
jene deutsche Seite, die eine Zollunion mit wenig-er Schwierig
keiten verbunden sieht, uns diesbezüglich ?.nders belehren und 
unsere Bedenken zerstreuen wiirde, waren wir hicrfür sehr 
dankbar, ein grosses l:iindernis kónnte damit a11s dcrn Wcl!,e 
geraumt werden. 

Ich komme nun auf die zwcite Grnppe, auf dic praktischen 
Fragen zu sprechen. 

Bei den grossen Schwierigkeiten der Schaffung eines 
gemeinsampn antonomen ZollLarifc; will ,ch nicht lüngcr vcr
weilen. Obzwar es trotz der so sehr ab\veichenden Prouuk
tionsbedingungen der drei Wirtschaft gebictc, trotz der ganz 
verschiedenen Schutzbediirftigkeit der hier in Frage kommen
den Industrien keine leichte Aufgabe ware, eine .Einigung in 
dieser Beziehung herbeizuführen, kann dieser Umstand doch 
nicht als unüberbrückbares J-lindernis betrachtct \\·erdcn, c.lie s~ 
Aufgabe kann schliesslich gelö t werden. Opfer för dic Ver-
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wirklichung einer grossen Idee müssen beiderseits gebracht 
werden können, und wir sind aud1 bereit, solchc zu bringen. 

Wie stünden wir aber mit der handel.spolitischen Be
wegungsfreiheit? Ware dies nicht ein viel zu schwerfülliger 
Apparat, als dass eine erspriessliche Tatigkeit zu gewartigen 
ware? Ja, können dadurch nicht auch ín unserer Jiandelspolitik 
Jiemmungen eintreten, welche notgedrungenerweise wieder zu 
Unstimmigkeiten führen miissten und daher auch auf das poli
tische Bündnis nicht ohne nachtcilige \AJ irkung blciben könn
ten? Man darf nicht vergessen, dass die handelspolitische 
Bewegungsfreiheit österreichs und Ungarns schon zufolge 
unserer dualistischen Staatsform schwerfallig ist. Wie würde 
sich die Situation erst gestalten, wenn ni.m drei g!eichberech
tigte f aktorcn, drei Regierungen in jeder einzelnen frage zu 
entscheiden hatten und ein Einvernehmen unter ihnen erzielt 
werden müsste? Denn iltres Rcclites, hei den J:11tscheidungen 
einander gleichgestcllt zu scin, dürfte und könnte keine der 
urei Regierungcn cutsagen. Das dazu, soweit es sich um legisfa
torische Massnahmen handeln würde, auch drei Parlamente 
notwendig sind, darüber will ich gar nicht sprechen. 

Die reine Zollunion mit freiem Verkehr steht heute schon 
ganz ausser Diskussion, obzwar, wenn schon von einer Zoll
union g-esprochen wird, dies allein richtig ware. Die Zwischen
zollinie zwischen Deutschland und östcrrcich-Ungarn soll vor
derhand die zu wahlcndc Form sein. Jiierdurch könntc der 
deutschen Landwirtschaft und der österreichischen lndustrie 
der notwendige Zollschutz noch geboten werden. Dabei wird 
aber die Forderung der ungarischen Industrie - welche für 
diesen Fali schon zum Ausdruck gekommen ist - , zwischen 
Österreich und Ungarn zu ihrem Sclmtze auch eine Zwischen
zollinie zu errichten. nicht genügend beachtet, ja sogar ganz 
untcr'-chatzt. Wir, die wir die ungarischen wirtschatlichen 
Interessen zu vcrtreten haben, stehcn auf dem Standpunh te 
des freicn Verkehrs zwischen beiden Staaten unserer Mon
archie, natürlich unter Voraussetzung der Berücksichtigung 
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Missstimmung zum Ausdruck. Unsere Feinde von heute werden· 
aber kaum unsere Freunde von morgen werdcn, ja cs ist zu 
befürchten, dass die Feindseligkeiten, wenn au-:::h olrne Feucr
waffen, nach Friedensschluss weiter andauern werden, und 
da müssen wir sehr genau darauf bedacht sein, alles, aber 
alles, zu vermeiden, was geeignet ware bei unseren f einden 
den Glauben zu erwecken, als ob in unser Bündnis eine· Bresche 
geschlagen werden könnte. Auf po!itischem und militarischem 
Gebiete droht diesbezüglich keinerlei Gefalir, einzig und 11lein 
das wirtschaftliche Gebiet ist es, wo eine solche Gefahr sehr 
leicht entstehen kann, wenn wir einer solchen Möglichkeit 
nicht sorgfültig vorbeugen. 

Zwei Möglichkeiten der wirtschaftlichen Annaherung 
stehen im Vordergnmde: die Zollunion mit Zivischenzöllen~ 
und das gegenseitige Bevorzugzmgsverfahren. 

Ich will nun der Untersuchung jener Frage nahertreten, 
ob eine Zollunion - sei es ohne, sei es mit Zwischenzöllen -
jenen Vorbedingungen entsprechen wiirde, welche ich mir zu 
kennzeichnen erlaubte, namentlich, ob diese geeignet ware, 
zu verbürgen, dass sich daraus für unser politischcs Bi.indnis 
schadliche Rückwirkungen nicht ergeben. Meine kurzen Be
trachtungen werde ich in drei Gruppen teilen. und werde die 
Frage nach ihrer politischen und staatsrechtlichen Bedeutung, 
von praktischem Gesichtspunkte und vom wirtschaftlichen 
Standpunkte behandeln, wobei ich trachten will, mich mög
lichst kurz zu fassen. 

Wir haben die Befürchtung, dass in politischer und staats
rechtlicher Beziehung einer Zollunion - sei es mit, sei es ohne 
Zwischenzollinie -- sehr grosse Schwierigkeiten irn Wege 
stehen würden, denn erstens müsste dabei unsere staatliche 
Selbstandigkeit ín handelspolitischer Beziehung ganz auf
gegeben werden, und zweitens würde eine solche Lösung 
grossen Verfassungsschwierigkeiten begegnen. Was <lie staat
liche Selbstandigkeit anbelangt, ~ei es rnir gestattet, daraui 
hinzuweisen, dass eine Zollunion „die Abdikation des selbstan-
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digen Verfügungsrechtes der einelnen zollvereinten Staaten 
bezüglich der auswartigen Iiandelspolitik" verlangt; dass die 
Feststellung des Zolltarifs, der Abschluss von ttandelsver
tragen, ja selbst die diplomatische Vertretnng von Iiandels
interessen nicht mehr im Bcreiche des einzelnen Staates bleibt, 
dieser muss einfach seine Souveranitat in diesen Bezieh11ngen 
aufgeben. 

Ist es nun wahrscheinlich, dass eine Orossmacht von ihrer 
handelspolitischen Staatshoheit, von der selbstandigen diplo
matischen Vertretung ihrer ttandelsinteressen abdiziere? Man 
wird mir deutscherseits einwenden, Deutschland müsse doch 
dasselbe tun. Formell schon, aber in Wirklichkeit nicht, <lenn 
praktisch hiesse das soviel, dass Deutschland, als der unver
gleichlich starkerc Teil, die Union zu vertreten hatte, von 
ihrer staatlichen Selbstandigkeit hatten nur österreich und 
Ungarn zu abdizieren. Könnte eine solche Forderung nicht auf 
das so wichtige politische Bündnis nachteilig wirken, und 
könnte das nicht zu unerwi.inschten Missverstandnissen führen? 
Und wenn eine solche Abdikation prinzipiell möglich ware, 
welche staatsrechtlichen Umwiilzungen müsste sie zur Folge 
haben? In Österreich die Abanderung des Staatsgrundgesetzes, 
zu welcher eine Zweidrittelmajoritat seines Reichsrates not
wendig ware, in Ungarn - die wirtschaftliche Gemeinsamkeit 
mit Österreich vorausgesetzt - nebst Abanderung des Aus
g!eichsgesetzes vom Jahrc 1867, des Grundpfeilers der hcu
tigen Verfassung, die Abdizierung vom freien Verfügungsrechte 
in wirtschaftlicher Bezichung, denn eine Union kann doch 
nicht von zehn zu zehn odcr von zwanzig zu zwanzig Jahren 
auf Kündigung geschlossen wcrden. 

Es würden da Kampfe in beiden Staaten der Monarchie 
heraufbeschworen werden, welche - ohne einen Erfolg ge
wahrleisten zu können - vom Standpunkte des politischen 
Bündnisses zumindest als schr un crwünscht angcschcn werden 
müssten, unseren Feinden aber sehr erwünscht kamen, denn 
es hatte <len Anschein als ob unser Bündnis doch nicht so 
unerschütterlich ware. 



8 

und Befriedigung unserer wirtschaftlichen Interessen, doch 

möchte ich sehr eindringlich warnen vor einer Unterschatzung 

jener Forderung des überwiegenden T~iles der ungarischen 

lndustrie, und dies um so mehr, als sie einerseits auch starken 

politischen ttintergrund hat, andererseits aber die Berechti

gung einer solchen Forderung logischerweise nicht bestritten 

wenden könnte, wenn innerhalb der Zollunion eine Zwischen

zollinie überhaupt errichtet werden sollte. Allerdings gehört 

diese Frage nicht vor das al!gemeine Forum, wir müssen sic 

in unserem Kreise austragen; aber ich musste darauf ver

weisen, damit man in Deutschland sich auch dieses Umstandes 

bewusst sei. 
Fragen mit solcherTragweitc, wic eine Zollunion, könncn und 

dürfen nicht so leichtsinnig bchandelt werden, wie wir cs oft zu 

hören bekommen, man soll sich nur im Prinzipe, im l:ndziele, 

also in der Union einigen, die Lösung wird dann schon gefun

den werden. Das ist - mciner Ansicht nach - viel zu leicht 

gedacht, es geht nicht an. übcr die schwierigsten staatsrecht

lichen und wirtschaftlicben Fragen sich leichterdings hinweg

zusetzen, damit, dass eine Lösung schon gefunden werden 

wird, nur soll man es wollen. Dafür aber, wie schwcre und 

grosse Fragen da geklart wcrden müsscn, möchte ich nur 

noch einige allerwichfü:ste Fragen anführen, deren Beantwor

tung von grösster Bedeutung ware. 

Wie tehen wir im f alle einer Zoli un ion mit der wirt

schaftlichen Gesetzgebung, wclchc c..locll möglichst cinhcitlich 

sein muss? tösst cinc 7.:ollunion bei den heutigen Unterschie

den ín dicser Richtung, bei den so abweichcndcn prinzipiellen 

Grundlagen Ycrschiedener Rcchts11;cbicte, nicht auf ganz beson

dere Schwierigkeiten? Und ist es möglich, iiber eine solche 

enorm gro se Materie kurzerhand einig zu werden? V../er 

Regierungsverhandlungen mitgemacht hat und noch dazu vi'irt

schaftlicher Natur, wird mir zugeben, dass da jahrelange Ver

handlungen uotwcndig scin werdcn, um zu eincm nur ltall>wegs 

befriedigenden Rcsultatc kommen zu können. 
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Oder wie wird sich die Frage der Zolleinnahmen, die A.uf

teilung der elben gestalten? Darüber möchte ich kein Wort 

vcrlieren, ob es bci den enormen Kriegslasten, welche wir 

nach dem Krieg zu tragen haben werden - in Deutschland 

werden sie auf iahrlich drci, bei uns für beide Staaten nicht 

viel unter zwei Milliardcn gcsclüitzt*) •-, möglich sein wird, 

auch nur auf einen Tcil der Zolleinnahmen zu verzichten, 

\\.elche in Deutschlnd mit übcr einer Milliarde fast ein Drittel 

<ler Reichscinnahmen darstellen, bei uns aber mit rund einer 

Viertelmilliardc 40% unsercr gemeinsamen Auslagen dcck~n. 

Wird es so leicht sein, darüber hinwcg zu kommen, wo doch 

Deutschland über 50% seiner Zolleinnahmen aus Agrarzöllen 

hat, wir fast cbensoviel aus Industriezöllen? Dabei muss noch 

crwahnt wcrden, dass der weitaus grössere Ausfall an. Zoll

einnahmen unsere Monarchie treffen miisste. 1st hier nicht ein 

breites Feld für Unstimmigkeiten vorhanden? ,,Ein Schlüssel 

dafür ist bei einigem guten Willen nicht so schwer zu finden", 

heisst es in cinem schönen I~cfcrate über. diese f rage. Ich 

möchte als fawiderung hierauf nur eines bemerken, ganz ab

gesehen davon, dass cine solch' wichtige prinzipielle frage 

nicht dem guten Willen überlasen werden kann: österreich 

und Ungarn können über die Methode der Berechnungsbasis 

<les Quotenschlüsscls, mit wclchem sic die gemeinsamen Aus

lagen zu tragcn habc11, seit 1867 nicht einig wcrden, trotzdem 

der gute Wille nicht bcstrittcn werden kann. Ist es daher nicht 

sehr richtig, was diesbczüglich cin hervorragcndcr deutscher 

Fachmann sagt: ,,:Es darf bci dcn Völkern östcrreichs und 

Ungarns eben owenig, wic beim deutschen Volke der Gedanke 

auftaucheu könncn, dass dic cngerc wirtschaftliche Verbin

dung eine Übermacht <les eincn Teils über den andcren bringe. 

Dieser Gedanke wi.ire natürlich auch politisch verhangnisvoll." 

vVas oll weitcrs mit dcn Mmzovolen und Verzehrungs

Steuern gcschehen; wie wer dcn wir übcr die so unerlassliche _ -. 
/ 

• ) Oiese Bcrcchnun!!: war nocli in c.lcr crsten Halfte 1915 ~~~.·r_:;\'_f;.··,,'\. 
macht worden, is! abcr sclion lang~t liberholt. _r-;j_ ( } :~- l 

".Y, '--.../ : , 
~3S 1\'--> , 
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EinheUlichkeit _der Verkehrstarifpolitik hinwegkommen und 
wie wcrden wir die Valutafrage, die Relation zwischcn Mark 
11nd Krone Iöse11? Denn soll eine Zollunion geschaffen werden, 
dann müssen diese wichtig;sten Frngen vnrher geklart sein, 
weni~stens die Gnmclprinzipien der Lösn ng je<ler einzelnen 
<lieser f ragen müssen hereinigt sein, ehe ein a1°schliessendes 
L1rteil iiber die Möglichkcit der Lösung gefüllt winL í:s w::ire 
sehr verfehlt und gefahrlich. diese Fragen offen zu lassen, und 
den Eventuali taten spaterer Verhandlungen auszusctzen, <lenn 
unser politisches Riir1dnis ist ims vfel w ivertvnl!, als <lass wir 
es dem Einflusse solcher Eventualitiiten a11ssetze11 diirften. 

Und damit übergehe ich auf die dritte Oruppe meiner Be
trachtungen, auf dic 1vir tschaftlichen Gesichtsvunkfe. 

Die fillanzielle Frage rnöchte ich nur ganz flüchtig streifen 
und rnich dabei darauf bcschranken, zu crklarcn, dass Ungarn, 
welches in der Förderung seiner Volkswirtschaft auf fremdes 
Kapital aJ1gewiesen ist, in die er Beziehung nur Vorteile aus 
der wirtschaftlichen Annaherung ziehen könnte. Für die uns 
cleutscherscits zn gcwahrendc Unterstützung müssen wir na
türlich Oegenleistungen bieten, dazu sind wir auch gerne bereit. 

Aehnlich gestaltet sich die Lage in land1virtschaftlicher 

Bezielwng. Eine Zollunion muss för die expansionc;fahigc nn~a
rische Landwirtschaft unbedingt vorteil11aft sein , bicten sich 
doch Hir dicse zufolge des cnorm grosscn dcuts ·.:hcn Absatz
gebictcs, welches aus scincr cigcncn Produktio11 nicilt vcrsorgt 

werden kann, Entwickelungsmöglichkciten, wclchc nicht genug 
hoch eingeschatzt werdcn könncn. liatte docl1 das Deutsche 
Reich im Dur chnittc cler Jahre 1906-1913 zum Bcispicl eincn 
Import an Weizcn, Gcrste und i-Iafcr von rund 780 Millinnen 
Kronen, an Bauholz von 216, an Oefüi'."cln und Eicrn von .?ú.S, 
an Iiornvieh van 80, 1111d an Schwcincu von 41 Millionen. um 
von anderen landwírtschaftlichcn Importartikeln gar nicht zu 

sprechen. 
Unserer Landwirtschaft harren Hir clic Zulmnft sehr grosse 

Anfaaben, <lessen sind wir uns vollkommen bewusst. \Vir 

1 r 

müssen durch eine starke Steigerung unserer Produktion das
unscrige dazu beitragen, dass die Zentralmachte in bezug auf 
ihre Verpf!egung ganz unabhangig werden, um gegen alle 
Eventualitatcn der Znkunft gewappnet dazustehen. Uns fülit 
die Rolle zu, wenigstens teilweise den russischen Import nach 
Deutschland zu ·ersetzen und wenn ich da nur das cine erwahne, 

dass in dcr Produktion dcr vier wichtigsten Getreidesorten 
(Weizen, Rog-gen, Oerste nnd ttafer) in Deutschland auf den 
Kopf der Bevölkerung im Jahre 1913 4·6 Doppclzentner, ín 
Österreich und Ung:.un aber nur 3·5 fielen, hahe i,:h schon ::wf 
einen starken wunden Punkt unserer Lanclwirtschaft vcr
wiescn, aber auch auf die Möglichkeit, die Vorteile einer Union 
ausnutzen zu können. 

Ich wiederhole es dnhcr, dass eine Zollnnion unserer LanJ
wirtschaft nur Vorteile bieten könnte, cbher von diesem und _,,, 
vom finanziellen Oesichtspunkte freud ig hcgrüsst werden / 
müsstc. \ ·' ~ ·' 

Wic gestaltct sich aber die frage vom Standpunkte der ·~ -',, 
1 

::'.'.. ) 

lndustrie? Um cvcntucllcn Missverstanclnisscn vorzubeuzen '--'.~ _ _,,,.,,, 
" . 

möchte ich vorcrst festlegen, dass wir unseren 'Exportmöglich-
keiten 1rnch Deutschlaud naturgemass die Importmöglichkeitcn 
aus Dcutschland gcgenüberstel!en miissen und wenn wir einen 
Tcil dcs Jmportcs feindlicher Staaten nach Deutschland zn 
unscren Gunsten erhalten sollen, miissen ivir dem Dcutschen 
R.eiche die Möglichkeiten bieten fiir seinen Exportausfall in die 
feindlichen Lébuler 1veni<J:stens zmn TeUe, soweit zmser lmport
bedarf es ermöglicht, bei zms Ersatz zu finden. Darin sind wir 
allc bci 1111s cinig, dass wir allcs, was wir bisher vom AuslanJe 
bezogcn habc11 und in Zukunft bezichcn miissen, in crster Reihe 
aus Deutschland bezichen und hierzu alle handelspoiitischcn 
Möglichkeiten bieten sollen. 

Abcr abgcsehcn hievon, wie würde sich cine Zollunion 
zwischcn drei Tcilen gcstalten, von clenen der eine Jas Prinzip 
des Abbaucs dcr lioc!Jschutz-Zollpolitik vertritt, dic andercn 
hingegen das Sclrntzsystem noch erhöhen wollen, wcil ihre 

\ 
,1 
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Industrie einen starkeren Schutz benötigt? Oder ,vie würde 
sich eine Zollunion in ihrem Effekte bei dem g-rossen Untcr
schiede in <len Krafteverhaltnis en gestalten , welchc zwischen 
der deutschen Industrie einerseits und dcr österreichischen 
und ungarischen Industrie andererseit bcstchen? 

Ich will nicht mit grossem Zahlenmaterial kommen, muss 
jedoch einiges anführen, um den Beweis dafür zu crbringcn, 
dass e nicht wunder nehmen kann, wcnn die Zollunion dic 
meisten der österrcichischcn und un11;arischen lndustrien mit 
Besorgnis erfüllt. 

Gegenüber eincm Kohlenkon um 1911 in Österreich uncl 
Ungarn von 52 Millionen Tonnen stehen 225 Millionen, das 
fünffache, in Deutschland; gegenüber 4·31 Millionen Tonncn 
aufgearbeiteten Eisenerzes und 2· 18 Millionen Tonnen Roh
eisens bei uns, stehen 33·11, beziehungsweise 14·88 Millio11cn 
Tonen, das achtfache dort; gegenüber aufg-earbciteter Baum
wolle im Werte von 316, und Schafwollc von 1.39 Millionen 
Kronen bei uns, stehen 622, bezichuniswei ·e 46 Millioncn ín 
Deutschland. Und wcnn wir die Starke dcr I11dustríe nach, 
ihrem Kapitale bcurtcilcn, so bctrug 1912 das cingezahltc 
Kapital von Akticn und anderer Ge ellschaften bei uns 3-l21, 
in Deutschland aber 12.607·5 Millionen, also ebenfalls das 
vierfache. 

Und kann eine Zollunion für den Schw~i.cheren nicht sehr 
grosse Nachteile bringen, wo cler Export dcs f:i ~ens das vier
fache, beim industriellen Export sogar das achtfache des An
deren betragt, ja wo auch solche Untcr chicdc bestehcn, da 
z. B. der Export in Eisen, Eisenwaren, Mctall, Metallwaren, 
Maschincn und in der clektrischen ln<lu'S tric das 26-fache <les 
Anderen ausmacht? 1st es nicht sehr wahrscheinlich, da s 
selbst beim bcsten Willen und dem weitestgehcnden Entgeg:en
kommen des Stakcren der Schwacherc ín vielen íleziehungen 
früher odcr spatcr nicht unterliegen odcr aber zumindest in 
seiner Entwicklung ganz unterbunden sein mus, ? 

Es soll nicht geleugnet werden , da ·s cs auch in Östcrreich 
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und in Ungarn einzelne Industrien gibt, welche aus einer Union 
Nutzen ziehen würden; ich verweise nur auf die österreichische· 
Konfektions-, Manufaktur-, flachs- und Glasindustrie, dann 
auf die ungarische Iiolz- und eventuell Malz- und Mehlindu
strie. Aber wie vcrschwindend gering ist die Zahl dieser 
gegeni.iher der geföhrdeten lndustrien ! Allerdings lasst sich 
durch Kartelle und Syndikate hei der Grossindustrie vicles. 
von den nachteiligen Wir!rnngen linclern, doch kann da kein 
Zwang angewendet werden und die Entwicklung würdc dabei 
doch ganz unterbunden sein. 

Jeder zmn Stillstand gebrachte Schlot aber wiirde als 
Agitationsobjekt wul Arg11ment gegen das politische Biindnis 
beniitzt werden könnfn, Unzufrierlenheit entstünde, und es 
müsste in diesem Falle w1bedingt eine ungiinstige Rücflwirkwzg 
auf das politisclze Biindnis eintreten, was wir Alle, hüben wie 
dri.iben, unter allen Umstandcn vcrmieden sehen wollen. 

Gar mancher aus den masssr.ebenden deutschen Volkswirt-. 
schaftskrcisen wird i~h die frage stellen: Wie kommt es, 
da~s, wenn Ungarn als überwiegender Agrarstaat aus einer 
Zollunion die grösseren Vorteile ziehen könnte, wir die in
dustriellcn achteile doc.h so stark betonen und bewertcn? 
Es sei mir gestattct, dics mit einiien Worten erklaren zu 
di.irfen. Wir haben zwei schr gewichtige Gründe dafür. Erstens 
ist unscrc jungc, nnvergldchlich schwtichere Industric noch 
mchr gcfohrdct, als die östcrrcidlische, ja, sie müsste dem 
doppcltcn Drucke unbedingt unterliegen, und von einer ln
dustrieförderung der Zukunft könnte überhaupt keine Rede 
mcllr sci11. Eine Zwischenzollinie könnte cler österreichischcn 
Jndustrie mehr-weniger noch Schutz bieten, uns aber kaum, 
wir hatten den Druck doppelt zu erlciden. Die entsprechende 
Fördcrung unscrer Industrie ist aber eine Lellensfrage für uns 
als Staat. Vergebens fördcrn wir unsere landwirtschaftliche 
Produktion, wenn mit ihr die St:irkung unserer lndustrie nicht 
parallel geht, dann sorgen wir eigentlich nur für die erhöhte 
Absatzmöglichkeit der Indu trie Österreichs und cles Deutschen 
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Reiches, wir abcr rnüssten nur Agrarproduktc exporticren, um 
viel wertvollere Industrieproduke in grösscrern Masse impor
tieren zu können. \Vir würden einfach zurilckfallen in die La~e 
früherer hhrzehnte, und damit Türen und Tore für uie 1\us

wanderung öffnen, denn die Stichhaltigkeit des Aussprttcltes, 
dass ein Land, welches nur .i\ grarprodnktc erzeugt und expor
tiert, schlies lich Menschen exportiercn muss, haben wir leider 
praktisch am cigenen Leibe erprobt. Von der Förderung un
serer Industrie können wir nnter keinen Urnstiinden Abstand 
nehmen, wic sol!en wir unsere zunehmende Bcvölkenmo- er
nii.hren, wie die g-rossen Staatsbstcn crtragen, wie u~sere 
Kultur fördern? Was hatte unserc Y ricg lcitung gctan, wcnn 
wir heutc keine Indnstrie h:itten? Wciss man es, dass Ungarn 
mit seiner jungen Industrie mehr als dic Wi.lftc dcr Kriegs
munition dcr Monarchic erzcugt; dass dic ungarisclie Textil

und Lederindustrie ein starker Faktor bci dcr Iicrstcl111ng cler 
Kriegsbekleidung ist? Die förclerung dcr Tndustric in Ungarn 
ist einc Lcbensfrage für nns, ahcr auch ein starkcs Jntercsse 
der Monarchie, 1111d wir wcrden 11ie jencr Auffa sung bei
pflichten denn sie widcrspriciit <len Tatsachen -, weiche 
wicderholt auch von deutschcr Seitc betont wurdc, dass unsen.: 

Verh?.ltnisse für dic lndustrie ungeeignet wti.re1J, claher cs ver
fehlt ist. mit künstlichen Mittcln cingreifcn zLt wollen. Allcr

dings wiire eine Zollinie als Schutz für die ungarische fnclustrie 
ein geeignetcres Mittcl zur fördcrun~ dersclben, abcr wcnn 
wir von diesem wichtigen Mittel Abstand nchmen, o !Jringen 
wir damit dcr wirtschaftlichen Gcmeinsamkc:it mit üstcrrcich 
ein schweres Opfer, wir bringen cs c!cr GrossmachtstcliLmg cter 
Monarchie zuliebe, aber in der Übcrzcugung, da s wir dabei -
wcnn auch nicht in demselben Massc 1111scrc IndL1::;tric doclt 
fördern können. Jcde form ciner wirt. chaftlicl1cn A1111:ir1crung, 
welche dcn Effekt hatte, dass wir in unsercr Inclustrieiürderun.s 
gehemmt wiireu, würdc nicl1t nur das Lagcr des sclbstandigen 
Zollgebietes bei uns ganz besondcrs sUirken, sondcrn w[írJe 
gleichzeitig den Gcgnern un eres politischcn Biindnisscs mit 

.elem Deutschen Reiche cinc stnrkc Waffc in dic liand lidcrn. 
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Dies ist dahcr die cine Ursachc, warum wir für die indu
striellen Intercs en so einstehen. Ein zwcitcr Grund aber ist dic 

Gemeinsamkeit mit Österreich. Wenn wir in diesem Bu11dc 
ehrlich sein wollcn, müssen wir unsere Jnteressen ausgleichen 
und für cinander cinstehcn. Die Schwaclrnng Östcrreichs durclt 
Gefahrdung seiner Industrie ware eine Schwiclmng der Mon
archie, so wie dic förderung der ungarischcn Tndustrie kein 
einseitiges Interesse nur Ungarns ist, sondern clie Starkung der 
Monarchie bcdeutet. für die Intere scn dcr Monarchie, dern
zufolge für die gegensciti11;en Jntcressen, müssen wir ge111einsarn 
eintreten, abcr auch wir für dic östcrrcichischc Industríc. 

Dass aber cine Union auf die meistcn Zweige unserer ln
dustrien nachteili?: wirken müsste, wircl allgemein anerkannt, 
nur bctrcffs dcs Masses dieser Rückwirk1111gen gehcn dic 
Meinungen auscinander, und betreffs dcr anwenclbaren Rc
meduren sind die Ansichten geteilt. 

Eben deshalb müssen wir chrlich und offcn clie frage auf
werfen, ob es im lntcresse unscrcs politi chen Bündnisses 
gelegen ware, diese form einer wirt cliaftlichen Annaherung 

mit ihren zahlrcichen, teilweise fast unüberbdickbaren Schwic
rigkeiten zu wiihlcn, wclchc so v iclc Gcfahren für dicscs Bünd
nis in sich bergcn kann, odcr ob nicht dcr Vorschla?; der 
prefcrentiellcn Zölle den wirklichcn Vcrlüiltnis cn cntsprccl1en
der ware und dcn Tntcresse11 dcr drci \Virtschaftsg-cbiete 
besser entsprcchcn würde? 

Zu dcmsclbcn Rcsultat kam auch dcr von mir scho11 
zitierte deutschc facl1mann hei scincn Bctrachtungen übcr dics, 
frage, indem cr sagt: .,Man wahlc also dcn Wcg, der am 
ehesten zum Zicle fi.ihrt, keinc gnmdstürzcndcn Massnahmen 
in staatsrechtlicher Hinsicht verlangt, aber, richtig ausgehaut, 
eine breitc Fahrstrassc gibt. die in ühnlicher l3equcrnlichkcit 
zu keinem sonstiic11 Lancl mehr führt. das sich nicht ehrlic!1 als 
unser frcund auch im Kricgc zeigen will." 

Auch wir glaubcn, das s als f orm dcr wirtschaftlichcn An
naherung ein wcitg-ehendes Bcvorzugungsverfahren sich hesser 
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empfehlen würde, das S.vstem preferentieller Zölle auf léin

gere Dauer, natürlich mit Ausschluss der fnanspruchnahrne 

derselben durch andere Staaten unte r dem Titel der Meist

bcgünstigung. 

Wir sind der Überzeugung, dass diesc Form Tast alles 

bietet, was mit eincr Union gep!ant wird, ohne die chwierig

keiten derselben, und dass sie, richtig- ausgebaut. eine glück

liche :Erganzung unseres politischcn und militarischen Bünd

nis cs ware. An dieses System müsste sich naturgern;iss die 

ger:en. eitige Unterstützung bei Abschluss von ffandelsvertrii.

gen mit an<leren Staaten knüpfcn, welche Vcrtrage immer 

gleichzeitig abzuschliessen warcn, sowic auch das ernste Be

strcben nach einer möglicl1en finheiilichkeit dcr wirtschaft

lichen und finanzpolitischen Oesetzgcbung-, dic Zollg-csetze in

bcgriffen. Bei dieser Form der Annaherung könnten wir gcgen

seitig allen billigen Forclenmgen gcrecht werden und hicrclurch 

eine wirtschaftliche und handclspolitis-:hc Kraft cntfaltcn, wclchc 

geeignet ware, die Interessen aller Tcilc im vollen Masse rn 

schützcn und wclche dabei al Vorbcreitung eincr weiteren noch 

engeren Annaherung för die Zukunft clienen könnte. 

Wir sind uns <lessen bewusst, dass diese Form mit gc

wissen Schwierigkeiten für <len Abschluss von ttandelsvertra

gen mit anderen taaten verbunden ist, wenn dafür keine ent

sprechendc Lösung gefnnden wcrdcn sollte, namentlich für das 

Deutsche Rcich in erster Reihc mit Bezug auf die Vereinigten 

Staaten von Nordamerika, in dcncn Deuhchland mit fast 1s~ o 

seines lmportes und 8% seines Exportcs intcrcssicrt ist. Wir 

gJauben aber, dass sich hiefiir cine Lösung fiuden lasst, wenn 

im Friedensinstrumcnt dafür Vorsorge gctroffen werden würdc, 

dass in Anhetracht elessen, class Dcutschlancl, österreich und 

Ungarn, als Erganzung ihrcs politischcn und militarischen 

Bündnis es eine möglich t enge wirtschaftliche Annahcrung 

anstreben, dic Begiinstigungcn, wclchc sic sich gegcnseitig ein

raumen, aus <ler Meistbegünstigung für andere Staaten ausge

nommen in<l. Allerdings warc diese Bestimmung für Staaten, 
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welche an der Friedenskonferenz nicht beteiligt sind, eventuell 

nicht bindend, aber deren grosse Bedeutung auch für diese 

kann nicht bestritten werden. 
Auch g!auben wir, dass hiefür noch Modalitaten zu finden 

sein werden, wclche nicht unter die Meistbegünstigung fallen, 

daher die erwahnte Schwierigkeit beseitigt werden kann. 

Demzufolge empfehlen wir die Annahrne dieser Form der 

wirtschaftlichen Annaherung und möchten wir noch hinzufügen,. 

dass unserer Auffassung nach jede Lösung gewahlt werden 

kann, welche mit der staat lichen Selbstandigkeit vertraglich 

ist, die wirtschaftlichen Interesen der drei Wirtschaitsgebiete 

berücksichtigt und kein störendes :Element in unser poli tisches 

Bündnis bringt, keine Lösung aber gewahlt werden darf, 

welche dieses höchste Ziel geführdet. 

Die Frage der wirtschaftlichen Annaherung gibt der öffent

lichen Behandlung reichlichen Stoff. Es kann nicht behauptet 

werden, dass deren Bchandlung nicht genug intensiv ware. 

Argumcnte werden für die eine und für die andere Lösung 

ins f eld geführt, bisher noch leider überwiegend aus Gefühls

momenten. Was aber für uns alle als sehr crfreulich gelten 

muss, dass ist, dass gegen eine Annaherung keine einzige 

timmc laut wurde. Demgegenüber mussten wir zu unserem 

aufrichtigen Bedauern Stimmen hören, wcnu auch nur ver

einzcltc Stimmen, als ob Ungarn ein Tiindernis bilden würde, 

als ob man ungarischerseits der Lösung Schwierigkeiten in 

<len Weg legen wollte. Dagegen müssen wir uns auf das ent

schieden te verwahren. Ungarn wünscht die wirtschaftliche 

Annaherung ehrlich und aufrichtig, und ist bereit, hierfür -

wcnn notwcndig - auch Opfer zu bringen. Abcr eben, weil 

es dic Annaherung ehrlich wünscht, bringen wir die chwic

rigkeitcn, welche der Union dencit :.m \Vege stchen können, 

vor, und beantragcn einc unserer Ansicht nach allen drei Teilen 
ent prcchen<lcre Lö ung, um zu verhüten, dass Schwierigkeiten 

und Störungcn evcntuell -patcr cntstehcn. Jieutc können diese 

Fragen noch geklart werden, ja, .;;ie müssen bcreinigt werden, 

2 
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wenn aber eine prinzipielle :Einigung schon zustande kam, dann 

áürfen keine störenden Momente mehr dazwischeu ko111men. 

Eben das wollen wir verhüten. Ungarn war stets und ist auch 

heute ein aufrichtiger, ehrlicher Freund des Bün<lnisscs mit 

dem Deutschen Reiche, es wird es auch künftighin sein. Nie 

konnte bei uns eine ernste Strömung gegen die cs grandiose 

Werk eines unserer grössten und des grösstcn deutschen 

Staatsmannes aufkommen, vcrgcbem waren alle dicsbczüg

lichen Versuche. Ungarn wird auch die wirtschaftliche An

naherung ehrlich und aufrichtig fördern. Dessen darf man in 

Deutschland versichert sein ! 

--w--- -

I 1. 

Die wirtschaftliche Annaherung zwischen 
Deutschland, Österreich und Ungarn. *) 

Ob eine wirt chaftlicbe Annahcrung zwischen dcn Staaten 

der im Kriege Schuller an Schulter stehenden Zentralmachte 

stattfinden soll, kann eigcntlic.:h keine Frage mehr sein. Dass 

eine solchc Annaherung stattfinden wird, mus als beschlossene 

Tatsache gelten. Denn dic Annahcrung ist ein Oebot der 
Notwendigkeit, für das Dcutschc Rcich ebenso, als für Öster• 

reich und Ungarn. Das politiscltc Büudnis der zwei Gross

machte fordert dic 'wirtschaftlichc Annaherung gebieterisch; 

dieses Bündnis erheischt nach dem Kriege cine weitgehende 

Erganzung, und da kann dic Erganzung in wirtschailicher 

Bcziehung nicht fehlcn. So wie es eine Gefahr für das poli-

tische Bündnis warc, eine Form der wirtschaftlichen Annalte

runi zu wahlen, welchc dic starkc Bevorteílung des ohnehin 

starkeren Teil zur naturgcmas<:,cn starken Benachteiligung 

der schwti.chcren Tcile zur folgc hatte, könnte es für dieses 

Bündnis cbensolche Gefahr wcrden, wenn die wírtschaftlichen 

lntercssen der drci Wirtschaft gebiete ínnerhalb des Bünd-

11isscs kcine cntsprcchcndc Lösung und Befriedigung fanden. 

<:::taat politik und Wirtschaftspolitik können hcute voneinander 

nicht mchr getrennt wcrden. ja, sic erscl1einen als Zwillings-

•) ,,Nord und Süd" Oktober 1916. 



20 

geschwister, sie stellen eigentlich die Siameser Zwillinge dar •. 
Was war <lenn die eigentliche Triebkraft de derzeitigen 
Weltkrieges und was brachte dic Tripelentente trotz vieier 
divergierender politischer Intercssen zusammen? Grossbri
tanniens Neid wegen Deutschlands machtiger wirtschaflicher 
Entwicklung, wcgen Deutschlands expansiver Ausbrcitung im 
Welthandel. Wiirdcn Englan<ls weltwirrschaftliche Intere sen 
hier nicht mitgespielt, oder besscr gesa\gt, dic Iiauptrolle 
gespielt haben, ware die Entente nie zustan<le gekommen 
da waren Frankreichs nationale Eitelkeit und Russlands Bal~ 
kanpolitik nie so zur Geltung gekommcn; es hatte nie zu 
einer solclzen Konflagration kommen können. Die Wirtschafts
politik bchcrrscht heute jed1.; Staatspolitik, abgeschen von 
vereinzeltcn Fallen der nationalcn Empfindlichkeit und des 
staatlichcn Prestiges. Liefern die Vercinigten Sta:iten von 
Nordamerika eben irn jetzigcn vVeltkriege nicht den scbla-

• gendsten Beweis hierfür? Nach <len wirtschafrlichen Intcr
esscn werden sich künftighin dic politischen Allianzen gestal
ten. Wo wirtschaftliche Ocgensatzc ihren Ausgleich íindcn 
und wirtschaftliche Interessen gcc:en citig befriedigt werden 
können, dort und in jener Richtung werden politische An
naherungen angcstrebt werclen und erfolgen. Selbst die 
starksten politisc!Jen Gegensatze werden au geglichen werden 
können, wo cs sich um einschneidende wirischaftliche Inter
e~sen handeln wird . Und wenn es dem so ist, kann es doch 
mcht fraglich sein. ob zwischcn Deutschland, österreich und 
Ungarn _ei~e wirtschaftliche Annaherung zwcckmassig oder 
n~twend1g 1st? Das sich im Kriege bcwahrte politische Bünd
ms muss notgedrungcnerweisc einc Erganzung militarischer 
N~t~r erhalten, btide werden einc wirtschaftlichc Erganzung 
zeihgen, und zwar im wohlver ·tan e.lenen Interesse beider 
Grossmachte. 

Ich gehc dabei gar nicht von <len - mciner Ansicht 
nach übrigens nur vorübergehen<len - wirt chaftlichen Er
scheinungen <les Krieges und <lessen natürliche unmittelbare 
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Folgcn aus. Denn ich WLirde es als grünc!lich gcfehlt betrach
ten, die e höchstwichtige fragc von dem Gcsichtspunkte zu 
beurteilen, ob das Deutsche Rcich seincn nach <len foindlichcn 
Staaten und deren Kol onien vor Kricgsausbrnch gchabten 
Export von rund vier Milliarden Mark ganz odcr tcilweise 
einbüssen wird, oder wo österreich und Ungarn für ihren 
Ausfall dersclben Natur von rund 700 Millioncn Kronen 
Er atz finden könncn? An und für sich, in besonderc für die 
crstc Zeit nach friedensschluss kmdelt es sich hierbci aller
•dings um tief ins Flci ch schneidcnclc Intcrcssen, aber es 
\\ crden dies eben keine Fragen für die Dauer sein, denn 
einerseits ist doch der Sieg uns heutc schon sichcr, daher 
kann von Rcprcssalien handelspolitisclicr Natur scitens der 
feindlichen taaten keine Rede sein, andcrcrseits aber ist die 
deutsche lndustrie im überwicgenden Tcil jcdcr Konkurrenz 
so stark i.ibcrlegcn, dass sic bei gleichcr handclspolitischer 
Bchandlung vorübcrgehenclc ~timmungen fcincllichcr Nationen 
nicht zu fürchten hat. Wo es sich übrigens um klingende 
Münze handclt, flaucn solchc Stimmungen sehr schnell ab, 
ganz abgesehcn davon, dass die Schaffung nationaler In
dustrien bci der allgemeinen Geldknappheit, bezichung weisc 
bei den Geldbedürfnissen allcr Staatcn nach dem Kricgc nicht 
so schnell vonstatten gehen wird, wie siclt dics manche fcind
liche Iiei s porne vorstcllen. Eine Weile wircl cs aber doch 
dauern, bis Dcutschland scine clur-::h <len Krieg ~estörtea 
Exportorgani ationen wieder herstelkn kann, und als ganz 
belanglo clarf dic ~rwahntc Stimmung für dic erstc Zcit 
daher nicht hingestellt werdcn, so dass für dic Evcntualitaten 
der Übergangszeit doch ges1Jrgt werdcn muss. Iiicrzu bietet 
sich der nicht zu unter chatzende indu trielle Import öster
rcichs und Vngarns, welcl1er sich in 191-3 ausser dem Import 
aus Deutscl!land von nmd 900 Millionen, doch noch etwa 
auf 750 Millioncn Kroncn beziffertc, hievon allein aus Gross
britannien und frankreich rund 400 Millionen; hierzu muss 
<ler bisherigc Import ckr Türkci aus .England, Frankreich 
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und Italien in Mitreclmung gezogen wcrclen, im letzten Jahre
vor Kriegsausbruch auch rund -100 Millionen Kronen, und 
schliesslich muss doch mit c:incrn in dicscr Beziehung ehr 
machtigen Faktor noch gercchnct ,vcrden, mit der Lösung; 
der belgischen Frage, welchc fiir das Dcutsche Reiclt eben in 
handelspolitischer Beziehung nicht glcichgültig scin kann. Wie; 
immer die Frage Belgiens gelöst wcrdcn wird, in handeb
politi c~1er Bcziehung wird sich doch Dcutschland mit die em 
an ~eb1et verhaltnismassig klcincn, abcr an industrieller Pro
duktion und indnstrieller Konsumfühigkeit umso bedenten
deren Gebietc unbedingt eine solchc Vorzugsstelluno- für all 
Zukunft sichcrn, dass es von dort dcn englischen und franzö~ 
sisch~n Import möglichst verdrangt. Auch hier handelt es sich 
um d1e _:Ersatzmöglichkeit von etWJa eincr halbcn Milliardc, und 
zwar mcht nur vorübcrgchender, sondcrn pcrmancntcr Natur. 
- Und dann wird doch ein ansehnlic:hcr Teil dcr Jeutschcn 
lndu trie unmittclbar nach friedensschluss Hir den inlandi
schen ~e~arf vorübcrgehend viel süirkcrc Be chaftigung fin
den, w1e rn normalen Zeiten; was das aber bcdcuten kann 
d~für möchtc ich nur das einc Beispicl anführcn, dass, wahrend 
d1e Gesamtau fuhr des Deutschen Rckhcs in 1913 in gesamt 
!0·8 ~illiardcn Mark betrug, dic verschiedenen Kriegs-
111dust~1en „ laut ciner offiziö cn Mittcilung - von August 
1914 b1s Marz 1915, also nur inncrhalb acht Monaten, Werte 
von fast zehn Milliarden Mark crzcugtcn, somit die e übcr
?eschaftigung auch in Betracht gczog-cn wcrden muss. Damit 
1m ~usammcnhange stcht noch dic Stcigerungsmöglichkcit 
des mncrcn Konsums in Deutschland, durch Verdrangung der 
lmporte aus England und Frankreich, was bci dem -tark 
ausgepragtcn nationalen Gefühl dcs dcutschcn Volkes niclit 
fragl~~h sein kann. liier handelt cs sich wicder um Jmporte 
von uber 900 Millioncn Kronen industricller Natur. 

Ich _führtc dics nur an, 11111 dcn Bcwcis dafür zu crbringcn, 
da~s d1c vossc Fr~ge_ cler wirhchaftlichcn Annaherung 
zw1schcn Dcut~cl!lano, Osterrci..:h ~111d Ungarn uicht von 
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di esem, mehr oder \\ enigcr vorüber1;ehcnden Gesicbtspunkte 
beurteilt werden kana, sondcrn nur vom Standpunk.te dcr 
[Jauerhaftigkeit behandclt wcrden darf, denn unser Bündnis 
kann kein Verhaltnis kurz bcfristcter Natur sein, soll es auch 
für die Zukunft so stark sein, wie es sich ín diesem Kriege 
zeigte. Dieses Bündnis bewahrte sich imFrieden und imKriege, 
damals als Gcwahr für dic friedlichc Entwicklung, e~ ist zur 
Garantie der Sicherung einer friedlichen Zukunft, es ist zu 
einer absoluten Notwendigkeit für immcrwahrende Zeiten ge
worden, welches nur gestarkt werdcn kann, nie aber ge
schwacht werden darf. Von dicsem Oesichtspunkte mu s 
dahcr seine wirtschaftliche Erganzung bctrachtct wcrden, von 
dics cm Gesichtspunkte möchte auch ich diese f rag e bchan
deln und mich dabei aus -chlicsslic!L mit dcn Lösungscventuali
tiitcn die cr Annaherung bcfasscn, wobei ich jcnc fragc, ob 
eine solchc Annaherung notwendig oder geboten erscheínt, 
als in sich sclbst hinfallig, cinfach übergchc; diescr Frage 
liaben wcltgcschichtliche Zciten und frcignissc die Ant

wort crteilt. 
licute kann nur mehr jene Fragc gcstellt werden: wie soll 

die wirtschaftliche Annaherung .:rwischen Deutschland, öster
reich und Ungam geschehen, welchc Lösung soll 1tnd kann 
hierfür gewiihlt werden, welche Lösung gewiihrleistet wis 

jene Grundbedingung, dass unser politísches Biindnis wirt-

chaf tlich [[estiirkt werde? 
Mit diescr Fragc möchtc ich mic:h daher in meinen wei

tcrcn Ausfi.ihrungen befasscn, und nachdem ich mich in der 
prinzipicllen Frage der wirtschaftlichen Annaherung schon 
einlcitend festlcgte, kann ich dcr Untcr uchung dicser frage 
ohnc dic Befi.irchtung nahertreten, missdeutet wc:-den zu 
können, wcnn die Ergebnissc meiner Untersuchung- manchen 
Idealen viellcicht nicht ganz cntsprcchcn sollten. Sokhc Fra
p;en dűrfcn eben nicht nach idealen Zielen behandelt werden, 
sie müs cn nach realcn Vcrwirklichkeitsmöglichkeiten unter-
ucht werden. Ausschlicsslich von diescni Oesich1.spunkte will 
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ich diese hochwichtigste Frage behandeln und mich von 
keinerlei Gefühlsmomentcn beeinflussen lassen, denn seien 
diese noch so ehrenwert und wurzeln sie noch so tief in 
unseren l:mpfindungen, wenn die Durchrührbarkcil fehlt und 
sie nicht a~1ch feste wirtschaftliche Grundlagcn ha.ben, bleibcn 
~ie einfach Ideale, ohne dic geringste Iioffnung auf Ver
wirklichung. 

Die Frage der wirtschaftlichen Anni-i.herung - in Form 
einer Zollunion - reicht eigentlich in die vierziger und in 
die sechziger Jahre des vorigen Jahrhundertcs zurück. Öster
reich wünschte sie damals, cs haite politische Zwecke damit. 
Ungarn war clamal noch durch Zwischcnzölle wirtschaftlich 
von O terreich getrennt. Wie in üsterreich, wurde die r'rage 
auch in Ungarn rein politisch behandelt, Ludwig Kossuth 
führte eine starke Pressfehdc gegen einc Zollunion mit 
Deutschland. Dicselben Gri.inde wurden dagcgen angeführt, 
welche Österreich dafür ins Treffen brachte. ,,Wenn wir auf 
unserem Anspruchc auf Zollcinigung bestehcn, so geschieht 
es, ... weil Osterreicll eine deutsche Macht i -t und nicht 
zugeben kann, dass cinc gemcinsam deutsche Einrichtung ihm 
grundsatzlich verschlosscn bleibe, und das es vo,1 seinem 
Bundesgenossen als Ausland bchandelt werde," damit be
gründet spatcr, al. dic Frage der Union noch immer nicht 
zur Ruhe kam, der cl!,amaligc Ministcr <les Aeusscrn, Oraf 
Rechberg, den österreichi eben Standpunkt*). Vor dieser 
deutschen Überflutung fürchtete sich seinerzeit Kossuth, und 
aus diesem Orunde nahm er Stcllung gegen den Beitritt 
Ungarns in den deut ellen Zollverein. 

Diese Stellungnahmc - welche meiner Ansicht nach 
keinesfalls gerechtfertigt war, <lenn vom dcutsclJen Einflus c 
und von der deutschen Kultur hat Ungern nie Ursache zur 
Besorgnis gehabt - wurde aber damals ebenso gegenslands-

*) Oraf :Rechbergs Brief an Oraf Bismark, 17. September 1864. 
Östcrr. :Rundschau, 1. Juni 1915. 
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Ios, wie jenc noch spater ö -terreichs, <lenn Preussen wider
setzte sich - ebcnfalls aus politische11 Griinden - des öster
reichischerseits angercgten Deitrittes, an Bismarcks Wider
stand scheiterte der Plan, rein politische Motive Iciteten aucl: 
ihn dabei, die entgegengesetzten Motivc Österreichs, ganz 
abgesehen davon, <lass er den Plan für „niemals durcltfülzrbar" 
erklarte, dcnn „eine ernsthafte, sachlichc Behandlung irn 
Detail wird dari.iber schwerlich cinen Zweifel lasscn" ''). 

Wiedcrholt tauchtc die r'rage der Zollunion in den aclu
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts auf, damals alle1 dings 
nicht auf rein politische Motivc gestützt. Jetzt wurde sie durch 
den Weltkrieg wieder in dcn Vordergrund gestellt, aber leider 
wieder übcrwiegend mit politischem Iiintergrund, was der 
Sache nicht nützlich ist, denn sic bccinflusst auch die wirt
schaftlichen Gesichtspunktc. 

Die Erschein11ngen und Ereignisse diescs entsetzlichen 
\Veltkrieges lasscn diesc Amcgung auch wirtschaftlich als 
natürlich, daher vcrstandlich erschcinc11, es war nicht not
wendig, Politik damit zu vcrbinden, wie cs österreichischer-· 
seits geschah, <lenn es gibt fast kcincs Oleichcn mehr in 9-er 
Weltgeschichte, wie Deutschland und Östcrreicl1-Ungarn in 
diesem Kriege ncbcneinandcr stehen. Es ist leicht erklarlich, 
dass der \Vun ch laut geworden ist, ,venn wir militiirisch 
so miteinander verschmolzcn sein könncn, sollten wir cs auch 
wirtschaftlich scin. 

Obwohl „einc ernsthaftc. sachliche Behandlung im Detail" 
einc Mög'lichkeit bierfür in der Form dcr Zollunion bietet? 

Betrachten wir die Fragc vorerst von politiscl1em Oe
sicht punktc. Iiierauf scheint Bismark gezielt zu haben mit 
seiner Erklarung - an wclchcr cr, wie bekannt, bis w seinem 
Ende fcsthiclt , dass cr cine Zollunion zwischcn Deutschland, 
0 terreich und U11garn für „niemals durchführbar" halt. Mag 

*) Oraf Bismarck an Graf Rcchbcrg, 8. Scptcmber 1864. éL terr. 
:Rund chau, 1. Juni 1915. 
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man dem grössten Staatsmann seincs Jahrhundcrts hcute 
nachsagen, da s cr in wirtschaftlichen Fragen nicht ganz 
einwandfreie Ansichten vertrat, sein charfblick tmd seine 
absolute Autoritat in politischen fragen kann nic hcstritten 
wcrden. 

Auch kann Bismarck nicht zugemutet werden, dass cr 
dabei gegen österreich-Ungarn eingenommen :~cwescn ware, 
denn das widersprache seiner ganzcn Vergangenheit, und 
s2gtc doch der ~rossc Rcichskanzler: ,,Dic Erhaltung dcr öster
reichisch-ungarischen Monarchie als einer unalJhangigcn, star
ken Orossmacht ist für Deutschland ein Bedürfnis dc Oleich
gewichts in :Eurova, fiir das der Fricde <les Landcs bci ein
tretendcr Notwendigkeit mit f!:utem 1}ewi scn eingesctzt 
wcrdcn k:.rnn" *) . Worte, wclche Kaiser und dcutschcs Volk 
im jetzigcn Weltkrieg so rnachtig in Wirklichkeit iiberselzten! 

\Vie gestaltet sich mm eine Zollunion vo!T' politischen 
Oe ichtspunkte? 

,,Nicht dcr vollkommcn frcic VcrkeÍlr z,vischen <len zoll
vereintcn Uindcrn ist dic Charakteristik der Zollttnio11 , son
dern die einheitlichc Zollgrenzc und dic cinhcitlichc Zollpolitik 
gegenüber dritten Staaten. Die Zolfunio11 verlangt a! o die 

Abdikation des elbstiindiien Verfügungsreclztes der einzelnerz 

zollvereinten Staaten bezüglich der auswürtigen /iml([c/sJJn!ifik. 

Die Feststellung des Zol/tarifs, der Abschluss von Handels

vertrügen, ja selbst die diplomafische Vertretung l'On Ha11-

delsinteressen ist mmmehr gerneinsame Angelegenheit lier 

zollvereinten Staaten . ... Der einzelne Staat der zollvereirz

ten Liindc>r abdiziert von seinem f<echte der s011verii11e11 

Handelspolitik und untenrirft sich aach dem Willen der zoll

vereinten Liinder. Der einzelne Staat des zollvereinten Ge

bietes ist handelsvolitisch für dritte Staaten versclzll'lllUlcn 

und bildet einen Teil des als neues illdividumn auftrete,ulen 

Zollverines".** ). 

•) Gedankcn und Erinnerungcn, Seitc 253. 
**) Alex. Matlckovit , Ncuc frcie Prcssc 1915. 24. April. 
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Dcr deutschc Zoll\'erein in seiner heutigen ideellcn Form 
war nur möglich zufolge dcr Einhcitlichkeit des Dcutschen 
Reichcs, ja. dcr í'.ollverein \'0r dem Rciche musste notgc
drungencrwcise zttm I~eiche fiihren. 

Dic Zollunion zwischen Österrciclt und Ungarn, dic cin
zigc dicscr Art, i. t nur zufolge gemeinsamer auswartiger 
Vcrtrctung dcr östcrreichisch-ungarischcn Monarchie möglich, 
selb t hierbci war und blcibt e immcr eine ungarische f or
dcrung, dc1ss die eigcnc Staatlichkeit Ungarns beim Abschluss 
von liandelsvcrtragcn entsprcchcnd zum Ausdruck kommc. 
Nun handelt cs sich aber im falle cíncr Zollunion zwischen 
Dcutschland, Östcrrcich und Ungarn um zwcí Grossmachtc. 
Es ist nicht wahrscl1cinlich, da s eínc Grossmacht von ihrer 
ha11dclspolitischc 11 ..:elbstündigkcit, von Jer cigcnen díDlorna
tischcn Ve:rtrctung ihrcr liandclsintcressen abdiziere. Wenn 
dic, abcr ~eschehcn solltc, müssrc dafür vorgcsorgt werdcn, 
dass dara11s kcinc Unstimmigkeitcn im politischen Verhalt
nissc dt..r bcidcn Machtc cntstehen können. Dcnn díploma
tiscltc Vertrcrnngcn habcn nur Machte und nicht Zollvereíne, 

und dic handclspoliti chen Vcrhandlungen führen naturgcmass 
nur die. e \ crtrctungen, dics könnte ím praküschen Leben zur 
schcinbarcn liintcrsetzung dcr ci11en odcr der andercn Oross
macht führcn. 

lch g-Jaube nicht zu irrcn, wc1111 ich annehrne, dass des 
grossen Reichskanzlers .,nicmals ausfi.ihrbar'· sich ín crster 
I~cihc auf dicscn Umstand bczog, sei11 politischcr Scharfblick 
sah klar dic politis.:hc Sch\\'ierigkeit. Doch möchte ich hierauf 
1111r kurz \·crwicsu1 habcn, wic auch aui die síelt cincr Zoll
union gcgcnübcr cr~cbcnden :taatsrcchtl ichcn Schwierigkcitcn. 
Ich musstc diesc Bcdenkcn liil'r anfuhren, um dic fragc mög
lichst griindlich bclcu.:htct zu hahcn, ohnc Anbetracht <lessen, 
ob einzelnl' dicscr Fragcn rncine cigene Auffassung deckcn 
odcr nicht. 

Dic \' crtt ct1111g dcr a11S \\ 'ii rtigC;J1 J--ra11tlclsintcrcssen bcider 
Staaten dcr östcrrc ichisch-1111gari chcn Monarchie ist für östcr-
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reich in seinem Staatsgrundge ctze, für Ungarn in scinem 

Ausgleichsgesetz von 1867 geregclt. Im fallc einer Zollunion, 

bei welcher die handelspolitische Vertr.:!tuug dritten Staaten 

gegenüber nicht durch die g;cmcinsa;ne11 Vcrtreter der Mon

archie zu geschehen hatte, müssten die. e Gesetze abgeandert 

werden, wozu in Österrcich eine Zweidrittelmajoritat dcs 

Reichsrates notwendig warc. Dic un~ariscl1e Gesetzgcbung 

kennt keine qualifizierte Majoritat, hier würde ich aber eine 

andere Schwierigkeit crgeben. Das ungarische Ausgleichge etz 

balt das freie einseiiige Vcrfügungsrecllt Ung.:i.rns in wirt

schaftlicher Bezichung für den Fali aufrccht, das· sich Ungarn 

und Österreich iiber die Rcgelung ihre wirt ·chaftlichcn Ver

haltnisses von Zeit zu Zeit nicht cinigcn solltcn. Nun ist aber 

eine Zollunion zwischen Deutschland ö ·terreich und Ungarn 

von zehn zu zehn, oder von zwanzig zu Z\\ auzíg Jahrcn auf 

Kündigung doch nicht recht denkbar, wcnigstens kann. ici1 

mir cs nicht denken, dass Dcutschland scine liandelspolitik 

auf eine solche Grundlage zu stcllen bereit würe. Dcmzufolge 

rniisste Ungarn auch Österrcich gegcnüber abdizieren von 

seinem erwahnten freicn Verfüiungsrechtc, oder aber mi.i ste 

die Möglichkeit gebotcn werden, <la bc1<le taaten der Mon-

archie die Zollunion mit Dcutschland selbstindig abschlic sen 

können, <lenn der Wcrt einer Zollunion be tünde doch für 

Deutschland nur darin, <less cs díe östcrreid1ische11 und unga

rischen Wirtschaftsgebiete in ihrer Ganzc für díe Union be

kame. Wer die Vcrhaltnisse in österreic!i 1111d in Ungarn nur 

einigermassen kennt, wird sich betreifs der Durchfüllrbarkeit 

dieser Verfassungsandcrungcn keinen lllusioncn ltingcben, mir 

unnütze und vergeblicltc Kampfc ,, ürJen da 111 bcidcn taatcn 

der Monarchie und auch untcreinandcr hcraufbeschworeu 

werden, welche auch vom tandpunktc des politi chen Bünd

nisse zumindest als schr unerwün ' cht .111:.;e chen wcrdcn 

müssten. 

lelt nrnss abcr noch auf cine "ehr ,vicllti1;c staatsrechtliche 

Schwierigkeit vcrwciscn: auf <lic frage dl-r gemf'insarnen 
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Zollgesetzgebung. Bei einer Zollunion ist es nicht anders denk-

bar, als da s die Zollgesetzgebung für allc zollvereinten Staa-. 

ten gemeinsam sei. Es geht <loch nicht an, dass über alle 

einschlagige Fragcn drei Parlamente zu beschliessen hatten .. 

\Vic kommt man abcr ül1er diese Schwierigkeit . hinweg, wo

die wirtschaftlichen Angclegenheiten in allen drei Staaten ín 

die ouverane Kompetenz der Legislative gehören? :Es wurde 

ein Zol)parlament angcregt. evcntnell mit einem Vetorecht zum 

Schutze der Minoritat. Also ware ein Majoritatsprinzip ge

dacht. Wenn die Anwendung dieses Prinzips überhaupt auch 

nur denkbar ware, würde damit eine permanente Statte für 

Unzufriedenheit geschaffen werden, und zwar nicht nur even

tuell zwischen den beiden Monarchien, sondern auch innerhalb 

unserer Monarchic zwischen unseren beiden Staaten, und auch 

die müsste einc sclüidliche Rückwirkung auf unser politisches 

Bündnis ausübcn, wie auch der bekannte deutsche Reichstags

abgeordnete Georg Gothein über die Union sagt: ,,sie könnte 

eher der politischcn Freund chaft hinclerlich sein"''). Überhaupt 

möchtc ich hier hcr\'orheben, dass die einer Union im Wcge 

stehcnden staatsrechtlichen chwierigkeitcn auch deutscher

seits anerkannt werden, Parlamentarier, wie Gothein, der an 

derselben teli e ich diesbezüglich folgendermassen aussert: 

,.Vor allem sind cs , taatsrechtliche Schwierigkeiten, die einer 

Zoli un ion entgegen tehen :·· ferncr der Kgl. bayr. Wirkl. Rat 

und Abgeordnete Ii. 0 el ' '). betonen diese Schwierigkeit 

wicderholt, o dass e der \\ ahrheit nicht entspreche, wollte 

man behaupten, da s Ungarn einer Zollunion im Wege stehe. 

Gcwis nicht, dcnn Ungarn könnte aus eincr Zollunion mehr 

Vorteilc ziehcn, abge chen Yon seinen Industriellen Inter
cs ·en. 

Dic erste Bcdingung ciner Zollunion ware natürlich der 

gemeinsame aulonome Zolltarif, das Verhandlungsinstrument 

) \ 'ossi ·che Zeitung 21. Juli 1915. 

) AllgemeinL Rundsch:rn 29. Juni 1915. 
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mit anderen Staaten. Da Bedenken jener Schwarzseher, die 

da meinen, es ware unmöglich, cine Einigung auf cinen solchen 

Tarif zu tandc zu bringen, teile ich nicht. Gcwiss gibt es auch 

da Schwierigkeiten, aber unlö bar ist diese frage nicht, denn 

dort, wo es sich um Verwirklichung einer gros -en Idee handclt. 

müssen auf allcn Seitcn Üpfer gebracht werdcn könncn, da 

darf es an mehr oder weniger kleinlichen materiellen Inter

essen einzelner \Virtschaftsgruppen nicht schcitcrn, das wirt

schaftliche Gcsamtinteresse in industrieller und Iandwirtschaft

licher Bcziehung jede einzclnen Staatcs mus massgebend 

sein. Nicht so optimistisch bin ich aber in dcr allerwichtigstcn 

Prage der handelspolitischen Beivegungsfreiheit dcr geplan

ten Zollunion. Wie würde sich die Union in dic cr Beziehun~ 

gestalten? Warc dies nicht ein vicl zu schwerfülliger Appar.at, 

als dass C:ine erspricsslichc Tativ.keit w gewartigcn warc? 

Mann wollc nur bedcnken, das i11 jeder einzelncn fragc drei 

Regierungen zu entscheidcn hattcn, <lenn dic l(egicrungen 

könnten ia ihr Entschlicssungsrecht kcinent a11d<.;ren Faktor 

ilbcrlassen. Was das aber bc<leutct, daför bietcn un-; dic Er
fahrungcn unserer Doppclmonarchie hi11liinglicl1e crfahrungcn, 

wo wir es nur mit zwei Regierungcn zu tun habcn, und da 

haben wir standige Kampfc, um die wirtschaftlichcn Intercssen 

bcider Staaten auszuglcichen. Das Beispicl östcrrcichs und 

Ungarns ín seincr handelspolitischcn ~chwcrfalligkcit - wdchc 

aber cinc unausweichbarc Polge dcr ~taatsform cincr Doppel

monarcbic ist - solltc zu einem noch schwerfülligcrcn Appa

rate doch nicht aneifern! Schon dicscs Vcrhiiltnis allcin müsstc 

uns davon abhaltcn, als Porm der wirtschaftlichcn Annahcrunrr 

jcne der Zollunion zu wahlen, dcnn wen11 cs zwischcn öster~ 

rcich und Ungarn in dcr Vcrgangcnhcit trcitigkcitcn gab, 

waren cs immcr wirtschaftlichc und ltandelspolitischc Ur •a

chcn, welche dahin führten. Zwi chcn Dcutschland und öster

reich-Ungarn dürfcn abcr olche Strcitigkciten nicht cntstchcn. 

<lenn ie könntcn das politischc Bündnis [riibcn. 

Nicht unbedcnklich - wcnn auch nicht pi inzipicllcr Natur 
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- ist auch clie fragc der Zolleinnahmen. \Vie und nach wel

chem Schlüssel sollcn diesc geteilt werdcn'? Nach dem Konsurn, 

hcisst es in cincm Antrage, nach der Zollgrenze in einem 

anderen, nach dcr Bcvölkcrungszahl in einem dritten, die 

Kriegsentschacligung soll hicr Vorschub für <len sonst benacl!

teiligten Teil Ieistcn, so sagt ein wciterer Antrag. Wie leicht 

werdcn solchc Antrage dahingcstcllt! Dcr Konsum als Basis 

ware sehr annehmbar und auch gcrccht. Abcr wie dieseu 

fest tellen? Die Zollgrenzc, da würdc Österrcich und Ungarn 

schön hineinfallen, und bci der Bevölkcrung zabi Dcutschland. 

Was für den eincn Tcil annehmbar ware, gcstaltet sich als 

eine Unmöglichkeit für den anderen, und von ciner Kriegs

entschadigung in dicser Bezichung kann überhaupt nicht ge

sprochcn wcrden, wir könncn doch unscrc wirt chaftlichc An

naherung von der Kricgsentscl1adigung nicht abhangig machen. 

Wiedcr mu s ich a uf das V crhal tnis zwischcn Österreich und 

Ungarn verwciscn, auf <len Umstand, dass e trotz aller Be

strebungen scit 1867 nicht gelang, für dic Quote dcr gcmein

samcn Ausgaben dcr Monarchic cinc l3ercchnungsgrundlagc 
des chlüssels zu vereinbaren, Mit rccht sagte mir jüngst 

ein chr hcrvorragcndcr dcutschcr Staatsrnann, der noch dazu 

ein Freund dcr Zollunion ist, das cr dicsc frage als cine der 

allerschwicrigsten bctrachtct und vollstandig teilt dic Ansicht 

Osel , dcr ín bczug auf d icsc f rage sagte: ,,cs darf bei den 

Völkcrn Östcrrcichs und Ungarns ebcnsowcnig ,vic bei dem 

dcutschen Volke dcr Gcdankc aufta11chcn könncn, dass dic 

enge wirtschaftlichc Vcrbindung cine Übcrmacht de eincn 

Teils über den andcrn bringc; di cser Ocdanke würc natürlich 

auch politisch vcrhaltnissvoW')." 

Nicht so schwcr lösbar ist dic Fragc der Monopole und 

Verzelzrung steuern, abcr gclöst mu s auch diese werden. Mo

nopole köuncn zwar vcrschicclcncr Natur in dcn wllvereintcn 

Staaten bestehcn, wcnn cs auch nicht wüuschenswcrt ist, abcr 

•) Kölnischc Volkszcitung 15. Juni 1915. 
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prinzipiell kann es nicht ausgeschlos en werden. Die e kleine 
Unbequemlichkeit könnte kein liindcrnis für eine Zollunion 
bilden. Die Vcrzehrungssteuern könntcn durch das Übcr: 
weisung verfahren geordnet werdcn, wic wir hierfür zwischen 
Österreich und Ungarn die Lösung i11 ciner sich ganz gut 
bewahrten Form haben und léluch des Sy tcm der Sur
taxen warc anwendbar. Ein tiindcrnis bildet dahcr dicse 
Frage nicht. 

Auch sehe ich keine unüberbrückbarc Schwierigkcit in der 
Schaifung eines einlzeitlichen Fraclztrechtes und einheitíicher 
Frachtentarife, und dies umsowenigcr, als dic österreichischcn 
und ungarischen Staatsbahnen auch auf dem Ertragswirt
schaftssystem beruhcn, wie fost ausnahmslos alle deutscl1en 
Eisenbahncn. mese Einheitlichkcit muss abcr icschaffen wer
den, ie ist eine der wichtig ·tcn Grundbcdingungen einer 
Zollunion, wie auch die EinheitUcMeit der ivirtsclzaftlichell 
und finanzpolitischen Oesetzgeb1111g, <lenn cine Zollunion mit 
verschiedenem Frachtrechte und Frachttarifen, mit verschie
denem Gewerbc- und lfandclsrccht usw., ist cinfa:ch ein Ding 
der Unmöglíchkeit. So weit aber möc!Jte ich doch nicht gehen, 
da s ich die gleiche Steuergesetzgcbu11g und soziale Fürsorgc 
als Postulat einer Zollunion hinstcllcn würde, einer eits bcweist 
bei der Stcucrgcsetzgebung eben Jer deutsche Zollvcrein, dass 
in den zollvcrcinten Staaten ver ·chicdenc Stcuersysteme ganh 
gut möglich sind, andercrscits dic Zollunio11 zwischcn Östcr
reich und Ungarn, dass dics auch in bezug auf soziale 
Lasten nicht unbedingt notwcndig ist. Dass es vortcilhafter 
i t, und wünschenswert ware, wc1m auch diesbezüglich eine 
möglichc Einhcitlichkeit besteht, oll damit nicht be ·tritten 
werden. 

, un müs ·te aber dic f rag e J.cr .r'orm unscrcr wirtschaft
lichen Annaherung prinzipiell geklart ein, bis cs zum Fric
densschlu se kommt, dcnn das Fricdcnsinstrument wird vor
au„ ichtlich wichtigc handelspolitischc Bcstimmungen enthal
ten, dort müsscn wir schon geschlosscn dastehen. Deshalb 
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ist es ganz falsch, wenn behauptet. wird, es ware verfrüht, 
sich mit die er frage zu beschaftigen. lm Gegenteil, es ware 
verfehlt, es nicht rcchtzeitig zu tun. Ist es aber möglich, 
zwischen drci Regierungen in so wichtigen wirtschaftlichen 
Pragcn, denen die Valutafrage noch angeg!ieclertwerden müsste, 
bis zu iener Zeit auch nur cine prinzipielle Einignng herbeizu
führen? Jst es möglich, vorhcriehend auch noch eine Pr:imisse 
zu erfiillcn, ohnc welche die Regicrungen nicht einmal in meri
torische V crhandlungen eintrcten könnten: die Einigung í>ster
reichs und Ungarns über ihr gcgenscitiges wirtschaftliches 
Verhaltnis ab 1917? Es kann kcinem Zweifel unterliegen, da ~s 
diese Einigung zustande kommen wird, die Freude einer Zer-
paltung werden unscre beidcn ~taaten ihrcn Feinden nicht 

gönnen, - aber Zcit erheischt dics doch, noch dazu viel Zeit. 
Offen dürfen aber solche fragcn nicht bleiben, gcklart müssen 
sie zumindcst prinzipiell werden, sonst ergabe sich eine viel 
zu grosse Reibungsflache inncrhalb des politischen Bündnisscs, 
und statt dessen Festigm1g durch Angliederung wirtschaftlicher 
Intcre en könntc daraus lcicht einc Lockcrung werden, nichts 
ist hierzu so sehr geeignct, wie wirtschaftliche Gegen atze. 

Und damit komme ich auf die wirtschaitliche Seite der 
Fragc zu sprechen. Mit zwei Gcbicten <les wirtschaftlichen 
Lebcns kann ich - vom ungarischen Standpunkte - gar 
bald fertig werdcn, es ist dies dic finanzielle und agrarische 
Seitc eincr Zollunion. Freudig müsstc Ungarn eine solche von 
diesen Gesichtspunkten begrüsscn, denn Ungarn ist in der 
Förderung seiner Volkswirtschaft, ja selbst bei seinen staat
lichen Investitionsbcdürfni en anf fremdes Kapital angewie-
en. Dicsbezüglich können wir aus einer engen wirtschaftlichen 

Verbindung mit Deutschland mzr Vorteile ziehen. Zwar wird 
das Deutschc Reich nach Frieden schluss noch geraume Zeit 
seine freicn Kapitalien für sich selbst benötigen, doch werden· 
dort die Kriel,!;slasten bei einem nationalen Einkommensüber
schuss von iahrlichen zelm Milliarden'') verhaftnismassig rasch 

•) lielfferich: Deutschland Volk woh tstand 1888- 1913. Seite 122. 
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aufgebracht worden sein, trotzdem kann der deutsche Geld
markt für uns von ganz bedeutendem Werte werden. 

Aehnlich würde sich die Lage in Iandwirtschaftlicher Be
ziehung gcstalten; auch diesbezüglich zeigen sicll für Ungarn 
nur Vorteile aus einer Union, insbesondere wenn zu dem fast 
unbegrenzten deutschen Absatzgebiet noch dcutsches Wissen, 
deutsches Arbeitssystem, deutsche Kraft und deutsche Orga
nisation unserer Landwirtschaft, wie überhaupt unserer Volks
wirtschaft zu Iiilfe kamen. Ich gestehc cs, dass ich auf letzteres 
viel grösseres Gewicht lege; <lenn Absatzgebiet haben wir für 
unsere Mehrproduktion derzeit noch selbst in unserer Mon
archie genügend, ja in schwacheren Jahrcn sind wir selbst 
auf Import angewiesen, und es wird Jahre benötigen, bis wir 
zu einer anselrnlicheren Mehrproduktion gelangen, 11m dcn 
Bedarf Deutschlands auch nur teilwcise dccken zu können. 
Trotzdem kann es keinem Zweifel unterliegen, dass für unsere 
Landwirtschaft sich ein schr grosses Gebiet der Entwicklung 
eröffnen würde, dass selbst die Bodenpreise eine ansehnliche 
Steigerung erfahren dürftcn, letztcres im Verl1altnisse der 
Entwicklung der Landwirtschaft, welche einc unserer grössten 
Aufgaben der allernachsten Zukunft bilden muss; <lenn es ist 
doch ein unhaltbarer Zustand, dass Ungarn mit , einem ge
segneten Boden kaum etwas über die rfalfte dcr deutschen 
Weizendurchschnittsergebnisse hat ; dass wiihrend eines 
dreissigjahrigen Durchschnittes - 1885 bis 1913 - dcr Ernte
ergebnisse Weizen in Deutschland bci ciner bebautcn fliiche 
von 1,885.669 ttektar eine Ernte von 32,854.466 Doppelzentner, 
Ungarn aber bei einer fliiche von 3,3'.n.389 ttektar (also um 
1,441.923 ttektar mehr) , nur 41,818.957 Doppelzentner insge
samt nur um 8,964.491 Doppelzentner mehr) Ernte aufweist, 
das heisst, Ungarn müsste bei g!eichen Erntedurch chnitten 
auf Grund der Daten <les Jahres 1913 um 38,855.124 Doppel
zentner mehr Weizen gccrntct haben, als in Wirklichkeit, was 
bei <len normalen Getreidepreisen vor Kriegsausbruch eine 
Erhöhung <les nationalen Einkommens von übcr einer Milliarde 
Kronen ergeben würde. 
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Es würde zu wcit führen, die Ursachcn dieses R.ückstandes 
•der ungarischen Landwirtschaft hier zu erörtern, ich will cs 
deshalb auch unterlassen, ich beschranke mich hier einfach 
auf die aberrnalige Feststellung <lessen, dass die ungarische 
Lrndwirtschaft aus einer Zollunion mit Deutschland nur grosse 
Vorteilc ziehen könnte, daher eine Zollunion von diesem Ge-
ichtspunkte nur warmstens begrüsst werden miisste. 

Nicht so die ungarische Industrie, für welchc eine Zollunion 
bei ihrem heutigen Bestande geradezu katastrophal wirken 
müsste, <lenn sie ware nunmehr nicht nnr dem Drucke der 
österreichischen Industrie ausgesetzt, welcl!e sich naturgemiiss 
umso starkcr auf <len ung:arischen Markt werfen müsste, son
dern auch der cleutschen, welche die Konkurrenz mit cler 
österreichischen Industrie hier aufnehmen würde. Dass sie ihr 
überlegen wahre, kann nicht fraglich sein, trotz der Zwiscben
zölle, wclche bis zu deren ginzlichen Abbau als cin Schutz fiir 
die österreic!Jische Industrie gedacht ware, - dass ::tber die 
unvergleichlich schwachere ungarische Industrie bei Aufrecht
erhaltung des weiteren freien Verkehrs zwischen Österreich 
und Ungarn dabei - von einigen Zweigen derselben ab
:1;esehen - ganz unterliegen müsste, darüber kann kein Zweifol 
bestehen, dies ware ein ganz natürlicher, unaufhaltbarer Pro
zcss. Ich möchte hier nicht viel mit Ziffern opericren, und es 
hiesse auch Eulen nach Athcn tragen, wollte ich einen Ver
g1eich der ungarischen mit der dcutschen Industrie aufste1!en. 
. ovicl möclite ic!t aber cloch erwfümen, class in Deutschl,rnd 
rund 40 Prozent der gesamten f.rwcrbsbevölkerung anf In
du trie, Berg- und liüttenwesen fülit, in Ung:un aber nur 
14 Prozcnt, und dass die gesarnte ungarische industrielle und 
ge,verbliche Procluktion derzeit nicht urösser ist, als rfer Ex
port Deutschlands in der Eisen-, Maschinen-, Elektrizitiits- und 
Textilindustrie. Steht schon die österreichische Intlustrie der 
ungarischen gegcnüber zuminde t wie 8: 1, so steht die deutsche 
wiedcr dcr östcrreichischen gegenüber etwa wie 5 : 1, wie 
würcle Ungarn in einer soléhen Situation mit seiner kleinen 
Tnclnstric clastchcn ! 

3' 
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Dass dabei an eine weitere f örderung einer lndustrie nicht 
gedacht werden könnte, dariiber kann nicht einmal mehr ge
sprochen werden. 

Nun kann aber Ungarn von der f ör<lernng, ich möchte 
es doppelt unterstrichen haben, Yon einer grosszügigen f örde
rung seiner Industrie nicht Abstand nehmen, ohne die Gefahr 
zu laufen, seine vitalsten staatlichen, wirtschaftlichen und kul
turellen Interessen nicht opfern zu müssen. Denn die Land
wirtschaft allein vermag clie crireulich zunehmende Bevölke
rung von mehr als ein Prozent jahrlich nicht zu ernahren, 
sollte sie noch o intensiv gefördert werden; die Landwirtschaft 
kann die Lasten des Staates nicht ertrai;en un<l hat Ungarn 
doch heute schon ein Jahresbudget von über zwei einviertel 
Milliarden Kronen, welches sich zufolge der cnormen Kricgs
lasten unbeding auf fast vier Milliarden stellen wird. Ohne ent
sprcchender Industrie müsste Ungarn mit seincr Staats- !Jnd 
Volk wirtschaft znrückfallen in die Lage früherer Jahrzelmte, 
die Auswanderung miisste wieder enorme Dimensionen an
nehmen, der Steigerung und dem Exporte der landwirtsch:ift
lichen Produktion gegeni.iber müsste die Stcigcrung des in
dustriellen Importes stehen, der schnurgerade Weg zur Ver- · 
armung der Nation. Worin findet es denn seine Begrtindung, 
dass der ungarische Jandwirtschaftliche f.xport alimiihlich 
zurückgeht? Neben der geringen Entwicklung der Landw1rt
schaft in der ldustrialisienmg de Landes, in dem Anwachsen 
der Stadte als natiirlicl1e Polge der lndustrieförderung, und 
dieselbe Erscheinung in viel starkerem Masse in Österreich. 
Dieselbe Ursache, dass der derzeitige deutsche liandelsvertra~ 
in dieser Relation die an denselben geknüpften tioffnum~en 
nicht erfüllte; nicht Deutschlad ist - von einzelnen Ausnahmen 
abgesehen - Schuld daran. die Steigernng unseres eigcncn 
und des österreichischen Konsums bilclet die Erklarung dazu. 

Mit der s tar ken f örderung der Lanwirtschaft muss dahcr 
parallel eine grussangelegte Industrieförderung einsetzen, und 
in dem Masse, als deut ches Kapital und deut cher Unter-
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11.ehmungsgeist uns dabai zu ttilfe kommen wird, werden die 
Entfernungen immer geringer werden, welche die deutschen, 
österreichischen und ungarischen Wirtschaftsgebiete von
einander trennen. 

Hierin liegt der Kernpunkt der Fragc vom industriellen 
Gesichtspunkte. Die grossen Unterschiede von heute miissen 
allmiihlig verringert iverden, damit dieselben Schwierig!ieiten 
morgen nicht mehr beslehen. Wenn deutsches Kapital hier 
grosszi.igig eingreifen würdc; we11n deutschcs vVissen und Un
ternehmungsgeist der ungarischen Industrieförderung in wirk
lich grossem Style zur Iiilfe kame; wenn deutsche Arbeit in 
der ungarischen Industrie in solchem Masse zur Oeltung kom
men wollte, dass ie die ungarische Volkswirtschaft industriell 
so befruchten würde, dass sie uns behilflich warc unsere Be
völkerung mit industrieller Arbe1t zu ernahrcn: dann wiirden 
die liindernisse wirtschaftlicher Natur, welche hcute cin~r Union 
im Wc'l,e stehc11 a!lmahlig verschwinden, dann wi.irde vom 
Standpunkte der gesamten ungarischen Wirtschaftspolitik die 
Zollunion eine allgemein erwi.inschte Lösung bedeuten. 

Wenn es auch nicht bestritten werden darf, dass wir auch 
Industrien haben, welche aus einer Zollunion nur Nutzen ziehen 
könnten, muss doch demgegeni.iber festgestellt werden, dass 
diese Jndustrien vcrschwindend gering jenen gegenübcr sind, 
welche der Konkurrcnz dcr machtigen dcutschcn Industrie nicht 
standhalten könnten. Selbst die unvergleichlich stéirkere öster
reichische Jndustrie fiirchtet da selbe, ,varum ist sie - mit 
verhaltni massig wenigen ehrenwerten Ansnahmen - ~egen 
eine Zollunion. Ganz besonders möchle ich es hier betone11, 
dass in der Beurteilu11g der Frage der Zollunin11 die öster
richische lndustrie fürchtet dasselbe, darum ist sie - mit 
schen und ungarischen Ar,rarier, mit <len erwühnten Aus
nahnien - abso!llt einig sind nnd es nur tendenziöse Unter-
stellung ist, wenn bchauptet wird 
schah - , da s die Zollttnion an 
scheitert. 

wic e lciclcr schon ?;e
dcm V-lidcrstand Ungarns 
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Man möchte sich an manchen Stellen gerne als schr bünd

nistreu hinstellen und cinen Siinclenbock in dcr Person Ung:uns 

aufstellen, dem man allcs in die -3cl111he <;chiebcn kann. Das 

wird aber nicht gelingen, weil man in Deutschland nur zu gut 

weiss, dass Ungam absolut zuverliíssig fiir das Bündnis ist, 

dass wir Ungam es ware11, die 11(),h lange vor dem Kriege die 

Notwendigkeit einer wirtschaftlichen Anniihcmng mit dem 

Deutschen R.eiche anregten, und dass Ungam auch für die 

Zukunft die stiirkste Stütze cles Biindnisses sein 1vird, denn fiir 
Ungarn bildct cin grosses, machtiges Deut chland nicht nur 

jene Grossmacht, welche mit einer starken österrcichi -:h-unga

rischen Mouarchie clie grösste Gewahr Hir eine fricdliche Ent

wicklung der Nation darstellt, sondem für Ungarn ist rlieses 

Deutschland auch die sliirkste Garantie fiir seinen nationalen 

Bestand, dieses Ungarn 1vird daher alles aufbieten, was das 

Bündnis mit Deutschland zu festigen geeignet ist, dieses Un

garn ist hierfür auch zu wirtschaftlichen Opfern bereit. 

Aber auch trotz der erwahnten Bedenken vom industriel -

len :::-tandpunkte könnten clie wirtschaftlichen Schwierigkeiten 

beseitigt werden, wenn die ungari che lndustrie desselben 

Schutzes inncrhalb der Zollunion tcilhafti~ werden könnte, wie 

es die ö terreichische Industric fiir sich beansprucht, nament-• 

Iich wenn eine Zwischenzollinic auch zwischen Östereich unrl 

Ungarn mit dersclben Abb:llltendenz und demselben Abbau

zeitpunkt crrichtet werden wiirde. ln diesem Falle könnte von 

wirtschaftlichem Gesichtspunkte keinulei Bedenken gcltend 

gemacht wcrden, wobei natürlich die erwahnten wichtigen 

Fragen auch gclöst werden mü sten, betreff deren ich sclrnn 

bemerkte, dass ihre Lösung zwar nicht lcicht sein wird, aber 

prinzipieller Natur sind sie nicht. Um keincr Inkonsequeuz be

schuldigt werden zu können, mus ich bemcrken, dass ich pcr

sönlich ein Anhangcr dcs freien Vcrkehrs zwischcn den zwei 

Staaten unscrcr Monarchic bin und diescs Vcrhaítnis 111sola11gc 

aufrecht zu erhaltcn wünsche, bis die beiden Staaten iltrc wirt

schaftlicheu I ntcresscn dabei befriedigen können, aber wenn 
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innerhalb der Zollunion Zwischenzölle überhaupt errichtet wer

den sollten, wird sich dieser Standpunkt nicht behaupten lassen 

können. 
Nebenbei möchte ich aber konstatieren. dass die Schwierig

keiten, welche cler Verwirklichung einer Zollunion heute im 

Wege stehen, auch in Deutschland anerkannt werden. An der 

Tagung der mitteleuropaischen Wirtschaftsvereine zu Berlin 

(23. 24. Juli 191.5) kamen diese Schwierigkeiten auch 

deutscherseits zum Ausclruck, ja es wurde dort von berufener 

Scite hervorgehoben, das die Mehrheit der interessierten 

deritsrhen Kreise heute noch niclzt fiir eine Zollunion sei; die 

bisherigen 1:rgebnisse der Detailarbeiten des deutsch-öster

reichisch-ungarischen Wirtschaftsvcrbandes - welcher in Un

garn übrigcns nicht besteht - auch „die sich auf die Mitwir

kung fast allcr grösseren deutschen i' aclrvercine und andercr 

zcntraler Körperschaften stützten, lassen die iiherwiegende 
Meimmg der Interessenten über die Nengcstaltung unserer 

Jiandelsbeziehungen zu Österrcich-Ungarn in ihren allgemeincn 

Umrissen dahin erkennen, dass die Schaffu111; eines Zoll

vereins ..... durchaus mztzmlich und derzeit nicht erreích
. bar set'. *) 

Zu demsclbcn Resufüit kam 11ntcr andercm die Jcutsch~ 

Schwcrindustric, wclcl1e <;ich trotz clcr sich ihr zufolgc ihrcr 

irossen Überlcgenheit darbictcnclen Vorteile gegen die Zoll

mlion aussprach und zwar aus Gründen, welche <len Vertre

tcrn dic er Jndustrie nur zur Ehrc gcreichcn, ihr holtes Niveau 

kennzcichnen, sic hefürchten ungünstige Rückwirkunr.en auf 

das politi che Bündnis. welches daruntcr leiden müsste , wenn 

dic deutsche Konkurrenz die östcrrcichische und die unga

rische lndustric verdrangcn würde, sie wollen keinc Ursache 

von Mis ·timmungcn werden. 
Nun ist aber clie Zollunion nicht die einzigc Lösung einer 

wirt ·chaftlichen Annahernnir,, und mit Recht sagt Abgeordnetcr 

~) fra11kfurtcr Zcitt:11:; 17. Juli 1915. 
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Gothein: ,,aber dass fiir das eine (Festigun1; des Bündni scs). 
wie für das andere (Erhaltung der wirtschaftlichen Kraft der 
Monarchie) die Zollunion zwischen un notwendig sei, ist nicht 
anzuerkennen. Ja sie könnte eher der politischen freundschaft 
hinderlich sein".':"~) 

Dieselbe Befürchtung hegen anch wir, denen die Jnnigkeit 
unseres politischen Bündnisses als höchstes Ziel vor chivebt, 
und weil wir dcr Ansicht si11d, da% clic ,-.·irtschaftliclic A1111ahe
nmg nicht nach Gefiihlcn. ondern :111f Grund gegen eitiger 
wirtschaftlicher lnteressen gelöst werden muss, um ich wi~k
lich als Starkung des Bündnisses erweisen zu können, empfch
Ien wir als Form der Annaherung jene Lösun~. welche auch 
der deutsche Mitteleuropaische Wirtschaftsverein a! alterna
tive Lö ungsmodalitat vorschlug, welche auch der Dentsch
Österreichisch-Ungarische Wirtschaftsverband nacit „sach
licher Prüfung der Frage" beantrag-t; welche die österreichi
schen und ungarischen Mittelenropaischen Wirtschaftsvereine 
als zwcckmüs. igstc form hc:,cicl,11etc11: die ~egen.:;eitigc V•H
zugsbehandlung, das S.vstem weferenNeller Zölle aul lii.ngere 
Dauer, wie die Handelsvertrage bisher abgeschlossen wurdcn, 
in einer F orm, welc/ze die lnan pruchnalune dieser Vorzugs
zölle auf Grund der Meistbeiünsti[{um!,· für a,ulere Liinder m1r;
sclzliesst. 

Um g-eschlossen nebeneinander för die Z11kunft handels
politisch tatig zu sein, sich g-egenseiti_g- in den wirtschaftlichen 
Interessen unterstützen und erganzen zu können, ollen 
Deutschlaml, (), terreich und Ungam liünftii bei allen handels
politischen Vereinbarnngen 111it a,uleren Staaten stet ím L'in
vernehmen vorgehen 1111d Ha,ulelsvertrage gleichzeifiu ab
schliessen. 

Damit warc annahernd dasselbe errcicht, wie durch die 
Zollunion mit Zwischenzöllen. Jene Bc_g-Linstigungen im gegen
seitigen Verkchr, welche dic z,, iscl!e11zii!IL: cnthaltcn sollea, 

**) Vos ischc Zcituni( 21. Juli 1915. 
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könen wir uns in der Form der Vorzugszölle einraumen, dies
bezüglich kann kein ttindernis bestehen und jene Vorteile, 
welche wir durch die Union als einheitliches, geschlo senes 
Iiandelsgebiet erzielen könnten, können wir uns - ohne allen 
damit vcrbundenen Schwierigkeiten - vcrschaffen, wenn wir 
bei Abschluss von ttandelsvertragen mit anderen Staaten 
kooperativ, im gegenseitigen Einvernehmen vorgehen. Ganz 
anders stünde es natürlich mit der reinen Zollunion, hievon 
ist aber überhaupt keine Rede, obwohl nur diese Form <ler 
Union wirklich verstandlich ware. 

Und um die wirtschaftliche Annaherung weiter auszu
gestalten, miissten die drei Staaten nach möglic/zster Verein
heitliclumg der wirtschaftlichen Gesetzgebung streben und 
diesbeziiglich Verpflichflznien einge!zen. Auf dicse Weise 
würde eine wciterc wirtschaftliche Annahern1111; vorbereitet 
werden können; eine Annaherung, welchc die wirtschaftlichen 
Interessen gcgenscitig befricdigen würde und somit wirtschart
lich auch bcgri.indet würc; eine Annaherung, welche unser 
Bündnis ergünzen und festigen könnte. 

Ich verkcnne die Schwierigkeiten des Systcms der Vnr
zug zölle auch nicht. Abcr ich halte sic für überwindbar, zumal 
sic nicht prinzipiellcr Natur sind. Allcrdings hangt alles 
davon ab, wie dicscs ystcm in den Details durchgeführt wer
den soll. Da möchte ich es wieder ganz bcsonders betoncn, 
das mir keine formellc Lösung vorschwebt, <lenn ich betrachte 
einc wirklichc wirtschaftliche Annaherung für cine unbedingce 
Notwendigkeit; dieser Lösung muss ernster Inhalt gegebe11 
werden, wir müssen dem Dcutschen Reiche für die Dauer die 
Möglichkeit bicten, in Öterrcich und in Ungarn allen indu
stricllcn Import sich zu sichcrn, auf wclchen wir überhaupt :111-
gewicsen ind, wic wir dcnn auch dasselbc von Deut -chland hic 
uneren Export verlan~cn, insofcrn wir die Jmportbedürfni ,;;e 
Deutschlands decken könncn. Dcr Untcrschied lieg-t darin, dass 
die deutschc Inclustric bci uns fast allcs ersetzen kann, was 
wir vom Auslandc bczichcn, wir abcr dcn dcut chen Bedarf 
nur in sehr bcschrünktcm Massc. 
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Bei dieser Lösung habe ich auch unseren dritten Bun

de_~geno en im Kriege, <lie Türkei im Auge. Dei einem 

Praferentiellen System könnten wir auch die Türh:~i mit

nehmen, und wenn dann der alte grandiose bayri che 

Kanalplan auch zur Verwirklichung bime, dic Donau mit dem 

~tlantischen Ozean zu verbinden, dann wiirden wirtschaft

hc~e Zukunftsmög(!chkeiten ent ·tehen, welche dem Deutschen 

R~1c~e und auch Osterreich und Ungarn, ja auch der Türkei 

w1rkhch zum Heile gereichen könnten: ,,Von ttambur!; bis 

Bagdad" könnte crreicht werden. 

III. 

Ungarns Verhaltnis zu Österreich und zu 
Deutschland.*) 

Das Vcrhfütnis D~utschland. zu östcrreich und Ungarn 

soll innigcr wcrden. Viel inniger, als es vor dem Kriege war. 

'o innig ím Frieden, wic es sich im Kriege erwies. Es nmss 
o wcrdcn, dcnn cs ist ein Gebot der unbcdingtcn Notwen-

digkcit, sowohl für Östcrrcich und Ungarn, als für das Deutsche 

Reich. Un ere heiden Monarchien ' ind nun cinmal für ewige 

Zeiten anc.:inander gekettet, ietzt müssen unsere Völker den 

staatlichcn Zu emmenschluss erganzen, cs muss zwi chcn uns 

eine tarke Intercssengemeinschaft entstehen, welche daun 

h.ir allc Teile vom Vorteil sein wird. Da ist es von be onderer 

Bedeutung, das~ wir uns und unscre Verhaltnis e gegenseitig 

gcnau kennen Jemen und bei der Bcurteilung derselbcn aHes 

vermeiden, was aur unser Verhültuis störend einwirken könnte. 

Wir müssen cinander gegenüber mit voller Offcnheit, ganz 

aufrichtii; cla<;tehcn, allc urei Teile rnüssen von der Über

zcug1111g <lurchdrungen scin, dass sie damit der Gemeinsamkeit 

eincn Dicnst erweiscn. 

Uns sind Deutschland und scine Verlialtnisse ganz genau 

bckannt. 111 der Bcurteilung dcr elben gibt e bci uns nur eine 

~ timmc: die rückhaltlosc Anerkcn11ung sciner politischen, mili

tarischen, wirtschaftlichen und kulturelle11 Grösse und Über-

•) ,,Nord und iicl" NO\·embcr J 916. 



44 

Jegenheit, berufen, die führcnde Macht in Europa zu sein. 

Wir und unsere Verhaltnisse hingegen ind in Deutschland 
vielfach unbekannt und werden gar oft verkannt, sowohl 
betreffs des Verhaltnisses dcr beiden Staaten der Monarchie 
untercinander, als auch speziell jcne <ler einzelnen Staaten 
in ihrem Verhaltnisse zu Deutschland. und da besondcrs jenes 
Ungarns. Bei der Behandlung der wirt chaftlichen Annaherung 
zwischen Deutschland, Östcrreiclt und Ungarn trcten solche 

Erscheinungen wiedcrholt zutagc. ttieraus können Mis tim
mungen entstehen, welche zu vermeiden wir allc be trcbt sein 
müssen, denen das im Kriege dic Fcuertaufc erhaltene Bünd
nis un crcr Monarchien am Iier /en licgt. 

Es werden selbst von ganz hervorragcndcn Persönlich
keiten des öffentlichen Lebens DeL1t chlands gcwiss absichts
Ios, aber zufolge nicht cntspreche11der Kenntnis dcr Verhalt
nisse, Behauptunge11 in dic Üffenrlichkeit gebracht, wclche zu 

ganz fal chen Schlü sen führen 1nüssen, wodurch die öffent

liche Meinung Dcutschland unwillkürlich irrcgcführt wcrdcn 

kann. Muss es z. B. nicht tiefen Eindruck in Deutschland machen, 
wenn eine Pesönlichkeit, wic der hervorragcndc Rechtslehrer 
Prof. dr. Karl Frciherr von Stengel agt: ,,Allcrdings wcrden 
die Slawen und Magyaren fürchten, da s ihre nationale Stel

lung durch cine wirtschaftliche Einigung mit <lcm wirtschaft

lich stürkeren Deutschland 11'erde gefiihrdet iverden, und siclt 

gegen eine solche Einigung mit aUen Mitteln 1ve/1ren," -

oder weiter: ,,Obwohl Deutschland selbst ein grosse ln tere se 
an eincm engercn wirtschaftlichcn wic politischc11 Zusammcn
schlu s mit Östci-reich-Ungarn hat, so warc cs doch ganz 
verfehlt, wenn Deut ' chland in diescr Beziehung mit Angebote11 

und Anrcgungen vorangehen wollte, da dies munentlich díc 

Magyaren lllll' in ilzrer ablehnenden Haltung bestiirken 
würde". ':' ) 

*) Zur Frage dcr wirtscliaítliche n 11 11d zollpolitischcn Einig-1111g von 
Dcutschland und Österreich-Ungarn. 1915. ~ cite 43 44. 
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Od ·· · te folgende Behauptung desselben Autors nicht 
er mus Ö • hk ·t 

f I h Sclllu··s<:en in dcr deutschen ffenthc e1 zu ganz a se en - . 
führen, wenn sie daselbst Verbreitung Iande: ,,Iiier kann nur 
darauf hingewiescn werden, dass es sich vor allem da:um 

handclt, dass die Magyaren zur Einsicht lw':1merz,. das~ zhre 

Bestrebmzgen, die Verbíndung Ungarns 1ait Ö~terrez~lz zm~ier 

mehr zu lockern und Ungam schlicsslich von (J-sterreich ga~z

lich loszureissen, verfehff ::;ind . . . Ungarn ist da~er un 

Intere e seincr Selbsterhaltung auf die innigste Verbmdung 
mit österreich angewiesen. Die e Tatsache dür!te der W elt

krieg auclt den Magyaren zmn Bewusstseín gebracht haben. 

Jn der Tat hat sich wiihrend des Kríeges beí den M~gyaren 
.. o · h e auch in ihrer Gesinnung gegenuber dcn stcrre1c ern, wz . 

gegenüber den Deutsclze11, ein Umschwung vollzogen'. _Ob die
ser Umscbwung ein clauernder sein wird, muss fre1hch erst 

dic Zukuntf zcigen".'~) . 
Ungarn, bczichungsweise die Magyaren werden als Öster

reich und Deutschland gegeniiber feindselig dargestellt, und 

nur der Krieg hatte in i!Jren Gesinnungen einen Umschwung 

herbeigcführt, ja, die Magyaren sollen Dcutschland gegen

über ~it clen lawen gleicher Gesinnung sein! 
Und können unsere Annaherungsbestrebungen nicht nach

teilig beeinflusst werden, wenn -- ebenfalls absichtslos u~1d 
aus Nichtkcnntnis der Verhaltni.sse - die empfindlichste Seite 

Ungarns, seine Staatlichkeit, so behandelt wird, wie es.:nter 
andcrem jüngst in einem deutschen f'achblatte geschah, ) w0, 

über Ungarn als „österreichisches Kronland", ,,österreichischer 

:Einzelstaat", über die ungarische Nation als „österreichisches 

Volk" gesprochen und ferner gesagt wird, dass, wenn Uug~rn 
mit östcrreich wirtschaftliche Fragen zu erledigen hat, dtes 

eine innere österreichische Angelegenheit" sei? 
" Aehnlichc Unorientiertheiten kommen leider sehr oft vor, 

•) Daselbst, eitc 42. 

••) Zollwartc, 1915. Nr. ll/12. 
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ich verweise z. B. auf eine in Deutschland viei verbreitete 

Plugschrift neuc ten Datums;:') wo e. unter anctcrem heisst: 

,,Österreichs sehwierige Lage ist durch úie Verschiedenartig

kcit seiner Volksstiimme bestimmt, aber es hat ver tanden, 

deren oft entgegcngesetzte Intercssen immerhin soweit aus

zuglcichen und sie alle derart zu sammeln, dass der Staat 

heute in der Stunde der Gefahr nach aussen als geschlossenc 

Macht auftritt," ferner: ,,Auch hier zeigt ~-ich wiedcr eine voll

kommenc Übcrein timmung in dcn Zicicn deutscher, ijster

reichischer und türkischer Politik" usw. Wenn auf der einen 

Seite in der deutscheu öffentlichen Meinung falsche Begriffe 

über Ungarn und das Magyarentum Vcrbrcitung finden, aui 

der anderen Seitc hinwieder dic ungarische Empfindlichkcit 

- wenn auch unwi ll kürlich --- so gekrankt wird, da können 

sehr leicht störende Momente eintreten. Dies muss vcrhütct 

werden, dies möchte ich verhüten, indem ich der deutschen 

Öffentlichkeit in unsere einschlagigen Verhaltnisse eiTJcn flüch

tigen Einblick zu bieten versuche. Vorerst soll Ungarns Vcr

haltnis zu Deutschland geklart werden, hernach sein politi

sches, beziehnngsweise taat rechtliches Vcrhaltniss zu 

Österreich . 

Ungarn und das Magyarentum ist nkht nur nicht deutsch

feindli~h, sondern gerade im Gegenteil deutsclzfreundliclz, und 

der w1rtschaftlicl1en An11ahernng mit Deutschland tchen wir 

n!cht nur nicht feindlich gegenüber, sondern im Gegcntei l: 

di~ erste Anregung zu dieser Annahcrung, noch wcit vor 

Knegsausbruch, ging von Ungarn, vom ungariscl!en Mittel

europiiischen Wirtschaftsverein aus, und, abgeschen von eincr 

ganz kleinen Minoritat, stehen sü111tliclie massgeúenden Kreise 

und Paktoren Ungarns, politi che ,vie 1virtschaftliche, auf dem 

Sta,ulpunkt, dass diese 1virtschaftliche Anniiherung ein Gebot 

der Notwendiglwit ist, welclzes ivir Ungarn auf's eifrigste för-

*) Franz Köhler: Dcr neuc Drcibund. Miinchrn 1915. Seitc 
30 und 74. 
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dem müssen. Ungarn und das Magyarentum ist der grossen 

Konzeption des Grafen Ju lius Andrássy, welche zum deutschen 

Bündni führtc, treu geblieben und wird es auch fürderhand 

treu bleiben, wie es in der Vergangenheit die starkste Stütze 

in der Monarchie dcs Zweibundcs war. Und das ist auch 

ganz natürlich. Für Ungarn und das Magyarentum kann es 

keinen grösseren feind geben als den Panslavismus. welcher 

für den nationalcn Bestand des Mag:varcntums die natürliche 

Gefahr bildet. Das Magyarentmn kann daher nie einer Gc

sinnung mit den Slawen sein, kann nie eine politische Richtung 

mit dem Slawentam verfolgen; seine natürliche Stütze mus ' 

es im Deutschtum suchen, wie es denn auclz in11erhalb einer 

starken Osterreichisch-Ungarischen Monarchie im Bündnís mit 

Deutschla,ul die stiirkste Garantie für seinen nationalen Be

stand und dessen iveitere Entwicklung erblickt. Die gros~c 

Konzeption dcs dcutschcn Bündnisses österreichischer- und 

ungarischerseits bcstand eben in der richtigen Auffassung der 

Lage des Deutschtums in österreich und des Magyarentums 

in Ungarn, diesc beiden müsscn die Grundpfeiler der Mo11-

archie bilden. Dieser Ausgangspunkt de siebenundsechziger 

Ausgleichs mus, te durch da deutsche Bi.indnis eine R.ück

versicherung erhalten. 
Jede wie immer geartcte Schwachung des Deutschtums in 

österreich muss aber notgedrungenerweise in ihren politischen 

Konsequenzen zur Schwachung der Stcllung des Magyaren

tums führen, dahcr hat Ungarn ein ganz besondercs Interes e 

an der Starkung <les Deutschtums österreichs; die engste 

politische Intercssengemein chaft bestcht zwischen beiden. 

Es soll nicht ver chwiegen werden , dass es in ungarischcn 

politischcn Kreisen - inncrhalb der achtundvierziger Unab

hangigkeit partei - eine Praktion gibt, welche diese Auf

fassung nicht teilt, ja gegen das deutsche Bündnis \Var, des

halb aber nicht deutschfeindlich genannt werden darf; síe ist 

eben andcrer polítischer Ansicht. Jedoch ist diese fraktion 

an Zahl so gering und sclhst in ihrcr cigenen Partei in ver-
• 
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ich verwei e z. B. auf eine in Deut chland viei . 
Plugschrift neuc t D t ,:, verbre1tete 
ö t . 1 s en a ums, ) ,vo cs unter anclcrcrr• heisst · 

" s erre1c ,s schwierige Lage . t d 1 .. . . . 
kc·t . V „ is urc 1 tlle \ierschiedenartig-

1 serner olksstamme be"f t b d ft ., imm' a cr e$ hat vc.-standcn 

zir~:ic~ entgeg~ngesetzte Intercssen immerhin so~1eit aus~ 
h \ . en und s1e alle derart Zll sammeln, dass der Staat 

eu e m der Stunde der Gefahr nach au , 
Macht auftritt" fer _ . \ . . 5

_ en als geschlossene 
komme Üb' . n~r. ,,f uch h1er zc1gt ~1ch wiedcr einc voll-

nc ercmstrmmung ín <l en Zicicn d - .. 
reichischer und t·· k. h cutscher, f)Ster-

ur 1sc er Politik'' us w 
Seite in der deu .. . w. enn auf der einen 
übe U tscheu offenthchen Meinung falsche Begriffe 

der r a dngarn Sun_d da_s Magyarentum V crbreitung finden auf 
n eren e1te hmwicder d' . ' 

- we h . ic ungansche Empfindlichkeit 
nn auc unw11lkürlich --- so ek ,. kt . 

sehr leicht störende Momentc e· / t ra11D· wird, da können 
d . .. rn re en. ies muss vcrhüt t 

wer e~, d1es mochte ich verhüten, indem ich der deuts e 
Öffenthchkeit in unsere einschla i ·e . .. . . chen 
tigen Einblick zu b' t g g n Ve1halt111ssc emen flüch-

haltnis zu Deu;scht:11~1 ve;1~-u~he. Vorcrst soll Ungarns Vcr
sches . . g-c ar werdcn, hernach sein politi-

0 t 
' . bez1eh11ngswe1se taatsrcchtliclles Verhaltn1· s 

s erre1ch. zu 

Ungarn und das Mag a t • . 
feindlich, sondern gerade\/e~ um ist_ mcht nur nicht deutsch-
der wirtschaftr I A .. n egentezl dcutschfreundlich und 

ic ien n11ahernng mit D t 11 , 
nicht nur nicht feindl' 1 .. cu se 1 and stchen wir 
die erste A ic 1 geg-enuber, sondern im (}c"cnteil . 

nregung zu ct·e A ,., . 
K . t ser nnahcrung noch ·t 

negsausbruch ging von U ' wc1 vor 
europföschen Wirts h ft ~1garn, vom ungarischc11 Mittel-

c a svercm au · und b 1 ganz kleinen Min T ' ' a gcse 1e11 von eincr 
and F kt on at, stehen stiflltlic!ie mass,zebenden v . . 

a oren Ungams pol't' 1 , "'' etse 
Standpunkt, das die/ . ~ zsc ze 1'.'ie wirfschaftliche, auf dem 

der Notivendigkeit ist e ivlu ltsc:1af1_zzche Annülzerung ein Gebot 
, ive e zes wrr Unaarn ai1f's ·1 . 1 · ,., e1 ngste or-

*) Franz K""hl o er: Der neuc Dreibund ]\1 ·· h 
30 und 74. · unc .rn 1915. Seite 
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dem müssen. Ungarn und das Magyarcntum is t der grossen 

Konzeption dc Grafen Julius Andrássy, welche zum deutschen 

Bündnis führtc, treu geblieben und wird es auch fürderhanrl 

treu bleiben, wie es in der Vergangenheit die starkste Stütze 

in der Monarchie dcs Zweibundes war. Und das ist auch 

ganz natürlich. Für Ungarn und das Magyarentum kann es 

keincn grösseren feind gcben als <len Panslavismus. welcher 

für den nationalen Bestand des Magyarcntums die natürlichc 

Gefahr bildet. Das Magyarentmn kaim daher nie einer Gc

sinnung mit den Slaiven sein, kann nie eine politische Richtung 

mit dem Slaiventzim verfolgen; seilie natürliche Stütze mus ' 

es ím Deutschtum sachen, wie es clenn auch innerhalb einer 

starken Osterreichisch-Ungarischen Monarchie im Bünclnis mit 

Deutschland die stürkste Garantie für seinen nationctlen Be

stand und des en weitere Entwicklwig erblickt. Die gros::,c 

Konzeption des deut chen Bündnisses österreichischer- und 

ungarischer eits bcstand eben in der richtigen Auffassung dcr 

Lage des Deutschtums in Ö tcrreich und des Magyarentums 

in Ungarn, diesc beidcn müsscn die Grundpfciler <ler Mo11-
archie bilden. Dicser Ausgangspunkt <le siebenundsechzigcr 

Aus~leichs mm, te durch da deutsche Bündnis eine R.ück

versicherung crhalten. 
Jede wie immcr geartcte Schwachung des Deutschtums in 

Österreich muss aber notgedrungenerweise in ihren politischen 

Konsequenzen zur Schwachung der Stellung <les Ivlagyaren

tums führen, daher hat Ungarn ein ganz bcsonderc Interessc 

an der Starkung des Deutschtums östcrreichs; die engste 

politische Intercssengemeinschaft bestcht zwischen beiden. 

Es soll nicht verschwiegen werden, dass e in ungarischcn 

politischen Kreisen - innerhalb der achtundvierziger Unab

hangigkeit partei eine fraktion gibt, welche diese Auf

fassung nicht teilt, ja gegen das deutsche Bündnis war, des

halb abcr nicht dcut cl1feindlich gcnannt werdcn darf; sie ist 

eben anderer poliüscher An icht. Jcdoch ist dicse fraktio11 

an Zahl so gering und sélhst in ihrer eigcncn Partei in ver-
• 
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schwindender Minoritat, dass im Verhaltnisse der erdrücken

~en Majorita~ der ges~tzg~benden Körperschaften und der 

i;.anzen unganschen Nat10n uber die von ihr vertretene .Rich

tung_ ~aum gesprochen werden kann. J-Ioffcntlich wird die~e 

Frakt1_on durch den Krieg auch anders bclehrt werden. Auch :~l mc~t geleugnet werden, dass in früheren Zeiten im 

0 
~yanschen Bauernvolke eine sogenannte dcutschfeindliche 

esmnung bestand, welche aber nicht die Reichsdeutschen 

betraf, son~ern darunter wurde ausschliesslich ö terreich vcr

standen. D1es geht aber in geschichtliche Zeiten zurück und 

hat mit der Gegenwart nichts zu tun, noch viel weniger mit 
der Zukunft. 

Ungarn hat seine Kultur der grossen deutschen Weltkultui 

entnommen; es ist natürlich ernst bestrebt, sich eine nationale 

Kultur zu gründen, was ihm auch vollkommen gclungen ist· 

dabei schöpft es noch immer aus der deutschen Kultur. Di; 

d~utsche Sprache wird in allen - also auch staatlichen _ 

Mittelschulen des Landes, ja zum Teil auch in deu Volks

schulen obligatorisch unterrichtet, und das Deut chtum Un

garns - die siebenbürgischen Sachsen, diescs biederste Voik 

aller nicht magyarischen Völker <les Landes, dic Zipser ach

sen und die Schwaben des südlichen Ungarns _ ist 1nit dem 

Magyarentum verschmolzen, bildet einen wertvollen Teil d 

P_olitischen Nation. Achthundert Jahre werden e , das d~; 

siebenbürgischen achsen aus der Pfalz nach U111rnrn eiuwan

derten und trotz ihrer geringen Zahl von 220.000 bis 230.000 

Se_~Ien, umringt von einer magyarischcn und rnmanischen er

druck~~d~n Mehrheit, konnten sie sich in ihrer deutschen 

Volkstnmhchkeit ihren dcutschen Sitten, in ihrem dcutschcn 

Glauben und in ihrer dentschen Sprache mit ihren deutschcn 

Schulen als deutsches Volk in Ungarn erhalten. So wie Dcutsch

Iand die natürliche Stütze de deutschen österreich , und des 

Magyarentums Ungarns ist, bildet das Deutschtum in Ungarn 

den natürlichen Bundesgenossen des Magyarentums zur ~ ichc

rung <les Bestandes der taatlichen Einhcitlicltkeit. 
.. 
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Kann da von einer Deutschfeindlichkeit die Rede sein? 

Ungarn ist bestrebt, seine nationale Einheit zu wahren, 

aber ohne die Rechte seiner Nationalitaten zu schadigen, wie 

<lenn auch jede Mationalitat des Landes ihre nationale Kirche 

und eigenen Schulen mit eigener Sprache gewahrt hat. Aber 

der Bestand und die Erstarkung der einheitlichen ungarischen 

Nation, <les einheitlichen ungarischen Staates muss ehen für 

Deutschland als absolute Grundbedingung gelten, <lenn nur so 

kann hier die slawische Übcrflutung aufgehalten, das Deutsch

tum ín Österreich gestarkt und nur so die Österreichisch-Un

garische Monarchie erhalten werden. Dasselbe lnteresse, wel

ches das Magyarentum an der Anlehnung der Monarchie an 

Deutschland hat, hat das Deutsche R.eich an der Erhaltung und 

Starkung des Magyarentums und <les einheitlichen ungarischen 

Staates. Eben der Krieg muss jedermann davon überzeugt 

haben, das innerll(dllb der Österreichisch-Ungarischen Mon

archie ein nationale , einheitliches Ungarn die unbedingte Not

wendigkeit darstellt und die tarkste Gewahr für die Aufrecht

erhaltung der Monarchie ist; es ist der natürliche Bundes

genosse des österreichischen Deutschtums und des Deutschen 

Reiches. 
Jede Annéiherung daher, welche das Biindnis mit Delltsch

land zu stéirken geeignet ist muss dem Magyarenlum und Un

garn willkommen sein, so auch die wirtschaftliche Annaherzmg, 

für welche wir bereit sind, - wenn nötig - auch Opfer zu 

bringen. Daraus, dass wir als Form dcr Annaherung eine Zoll

union von politischem und staatsrechtlichem Gesichtspunkte als 

undurchführbar halten, wie es auch deutscherseits von vielen 

hervorragenden f achleuten gehalten wircl, wie auch alle mass

gebenden faktoren österreichs derselben Ansicht sind, darf 

nicht gefolgert werden, dass wir gegen die wirtschaftliche An

naherung waren. Nur diese form ist nicht gangbar, jede andere 

form findet in Ungarn den weitgehendsten Anhang. Nun darf 

aber das Wesen der Form nicht geopfert werden. Die Uníon 

ist nur eine Form, das Wesen ist die enge Verbindung selbst, 

welche wir ernstlich anstreben . 
4 
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Und nun gehe ich auf das Verhaltnis Ungarns zu Oster

reich ein, auf das Gebiet, welches zu so vielen Missdeutungen 

führt, zu Missdeutungen, welche ebenfalls nur auf Unkenntnis 

der Verhaltnisse zurückzuführen sind. 

Als Staatsgebilde steht die Osterreichisch-Ungarische 

Monarchie in ihrer dualistischen Form einzig und allein da. 

Unter einem gemeinsamen Herrscher, der als Kaiser von 

österreich eine ganz andere physische Persönlichkeit darstellt, 

wie als König von Ungarn, bilden die Monarchie zwei an sich 

voneinander ganz unabhangige, selbstandige Staaten. Durch 

einen unlösbaren Vertrag, die sogenannte pragmatische Sank

tion, ist Ungarn für ewige Zeiten mit seinem Herrscherhause 

und zum gegenseitigen Schntz mit Osterreich rmlösbar ver

bunden, die beiden Staaten bilden eine Doppelmonarchic. Jede 

der bciden hat ihre eigene, mit der anderen in keinerlei Connex 

stehende Gesetzgebung. Aus der gegenseitigen Verteidi1nmgs

pflicht entstand im Laufe der Zeit die Oemeinsamkeit <les 

Heereswesens, und aus dem gemeinsamen Monarchen fo]gt die 

Gemeinsamkeit der auswartigen Vertretung. In die en beiuen 

Angelegenheiten hat keiner der beiden Staaten Selb tindig

keit; diese werden gemeinsam vcrwaltet, und wahrend sonst 

jeder der beiden Staaten seine eigene, voneinander cbenso 

ganz unabhangige Regierung hat, wie z. B. die Niederlande 

und Danemark, bestehen für die Oemeinsame auswartige Ver

tretung der Monarchie ein gemeinsamer Minister des Aeussern, 

für die gemeinsame Heeresverwaltung ein gcmeinsamer Kricgs

minister und für die Finanzverwaltung dieser beiden gemein

samen Angelcgenheiten auch ein gemeinsamer Finanzminister, 

welch letzterer auch dic Vcrwa!tung Bosnicns und der Herze~o

wina insolange inne hat, bis die Zugehörigkeit dieser Gebiete 

geregelt sein wird. Die drei gemeinsamen Mini ter haben auf 

die inneren Angelegenheiten der die Monarchie bildenden 

zwei Staaten nicht die geringste Ingerenz, clie beiden Regie

rungen aber auf die gemeinsamen Angelegenheiten eine gesetz

lich festgelegte :Einsprache. Osterreich hat seinen eigenen 
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~eichsrat, mit seinem Abgeordnetenhause und Herrenhause, 

Ungarn seinen Reichstag ebenfalls mit seinem Abgeordneten

hause und Magnatenhause. Jede der beiden Regierungen ist 

ihrer eigenen Gesetzgebung verantwortlich; für die erwahnten 

gemeinsamen Angelegenheiten besteht aber eine ganz spezielle 

parlamentarische Einrichtung, die sogenannte Delegation, eine 

gemeinsame Kommission der beiden Hauser des österreichi

schen Reichsrates und wieder separat eine gleiche Kommission 

der beiden Hauser des ungarischen Reichstages. Die drei ge

meinsamen Minister sind diesen Körperschaften, diesen parla

mentarischen Kommissionen verantwortlich, <lenen legen sie 

ihre Kostenvoranschlage und Berichte von Jahr zu Jahr vor, 

dicse Delegationen verhandeln abwechelnd in Wien und in 

Budapest dasselbe Material, die gleichen gemeinsamen Regie

rungsvorlagen voneinander ganz unabhangig, bringen !hre Be

schlüsse jede für sich ganz selbstandig, und sollten d1ese Be

schlüsse voneinander abweichen, z. B. die eine Delegation 

votiert einen Posten des Kriegsbudgets, die andere hingegen 

nicht so ist für solche Falle vorgesehen, dass die beiden Dele

gatio~cn hierüber, wenn auf schriftlichem Wege keine .Einigung 

zustande gcbracht werden könnte, ohne jedwede Verhandlung 

in gemeinsamer Sitzung abstimmen. Nie ist es aber noch dazu 

gekommen. 
Die At1sgaben der solchcrmassen gemeinsamen Verwal

tung also <les gesamtcn auswartigen Dienstcs, der gemeinsamcn 

Arm~e und Kriegsmarine, werden durch die beiden Staaten 

gemcin am bestritten; hierzu dienen in erster Reihe die Zoll

einnahmen dcr einheitlichen Zollgrenzcn, wahrend der rest•• 

liche, durch dic e nicht gedeckte Teil durch Osterreich t1nd 

Ungarn nach cinem ebenfalls zeitwcise (bisher von zel~n zu 

zehn Jahrcn) zu vereinbarenden Schlüssel quotenmáss1g zu 

decken sind. Kommt hierüber zwischen <len beiden gesetz

gebenden Körperschaften keine Einigung zustanue, so be

s timmt dcr gcmeinsamc Monarch dic Quote; in dicscm Fali e 

abcr immer nur für ein Jahr. Derzeit ist das Quotenverhaltnis 
4· 
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63·6 Prozent für Österreich und 36-4 Prozent für Ungarn. 
Nebenbei sei bemerkt, dass ausser der gemeinsamen Armee 
al_Ie }eide Staaten ihrc eigenc Landwehr - in Ungarn „tton
ved genannt -- haben, deren Kosten jeder Staat ganz selbstan
dig zu bestreiten hat. 

Diese Grundbestimmnngen der Verfassung sintl im so
genannten Ausgleichsgesetz von 1867 niedergeiegt weiches 
eine Vereinbarung zwischen Ungarn und seinem Kinige dar
steilt un_d erst spater in Österreich ais Staatsgrundgesetz 
crbracht wurde. 

Dic wirtschaftlichen Angelegenheiten bilden zwischen 
Österreich und lJngarn keine grundsatzliche gemeinsame An
gelegenheil, ia das ungarische AusgleichsKesetz sagt in seinem 
Artikel 58 expressis verbis: ,,Die Oemeinsamkeit der ttandels
ange!egenheiten folgt auch nicht aus der pragmatischen Sank
tion, nachdem im Sinne derseiben die Lander der ungarischen 
Krone, als von den anderen Landern des tterrschers rechtli-::h 
selbstandige Lander, durch ihre eigene verantwortliche Regie
rung und Ocsetzgebung verfügen und durch Zollinien ihre 
ttandelsange!egenheiten regein könnten." Docb erklarte sich 
die ungarische Oesetzgebung in diesem Ausgleichsgesetze 
bereit, sich mit Österreich von Zeit zu Zeit in den wirtschaft
lichen Angelegenheiten zu verstandigen und ein Zoll- und 
ttandelsbündnis zu schliessen, wobei der Abschluss desseibcn 
„auf Grund gegenseitiger Verhandlungen so zu geschehen hat 
wie zwei voneinander rechtlich unabhangige Staaten ahnlich;. 
Abkommen abschliesen." Dass cine soiche Vereinbarung zu
stande kommen mu s, dafür besteht kcincrlei Bindung; nur die 
Verpflichtung besteht, miteinander hierüber ín Verhandlung- zu 
treten und eine Einigung zu Versuchen. 

Bis 1850 hatten zwischen Österreich und Ungarn Zwischen
zölle bestanden, ín 1350 wurden diese beseitigt. Auf Grund des 
erwahnten Ausgleichsgesetzes kam zwischen den zwei Staaten 
der Monarchie ein Zoll- und ttandelsbündnis zustande, wei
chem zufolge die beiden Staaten für die Dauer von zehn Jahren 
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ein gemeinsames Zollgebiet mit gemeinsamer Zoilgrenze nach 
aussen bilden und mit fremden Staaten gemeinschaftliche 

Iiandelsvertrage schiiessen. 
Dieses Bündnis wurde seit 1868 von zehn zn zehn Jahren 

immer erneuert, 1907 kam anf Grundlage des freien Ver
fügungsrechtes beider Staaten, nnter Aufrechterhaltung des 
freien Verkehrs auf völkerrechtlicher Basis ein Vertragsver
haltnis zustande, welches die beiden Wirtschaftsgebiete in eine 
Zollunion vereinigt, mit cinem Vertragszolltaif für die Union, 
wobei aber Ungarn einen eigenen mit dem Vertragszolltarife 
identischen unbefristeten autonomen Zolltarif hat, welcher 
wahrend der Unionsdauer natmgemass nicht in Anwendung 
kommen kann. Auch dieser Vertrag ist für zehn Jahre ge
schlossen und lauft Ende 1917 automatisch ab. Die handeis
politische Vertretnng dritten Staaten gegenüber obliegt dem 
gemeisamen Minister des Aeussern. ln allen handelspolitischen 
Fragen hat aber eine Einignng der beiden Regierungen vor sich 
zu gehen, der gemeinsame Minister des Aeussern kann nur 
solche Verhanctlungen führen, welche schon das Substrat 
soicher Einigun6 darstellen, ein unmittelbares Verfügungsrecht 
steht ihm nicht zu, ja das Ausgleichsgesetz verbietet den ge
meinsamen Ministern jede wie immer geartete r.insprache in 
die internen Angelci,;enheiten dcr zwei Staaten, und die ttan
delspolitik bildet eine solche Angeiegenheit. 

Auch die Notenbank bildet keine grundsat,;lich gemein
same Angelegenheit der beiden Staaten; sie ist auf paritati
scher Grundlage aufgebaut, auf Grund frcier Vereinbarung der 
beiden Staaten gemeinsam, ebcnfalls mit befristetem Ablaufs

termin, dermalen auch bis Ende 1917. 
Soweit das staatsrechtliche Verhaltnis zwischen ősterreich 

und Ungarn. Also ein Staatenbund im strcngsten Sinne des 
Wortes, bei welchem in den eigenen Angeiegenheiten jedes 
Staates der eigene Wille zur Oeltung kommt, in den ver
fassungsmassig gemeinsamen oder vertragsmassig einver
.standlich zu erledigenden Angelegenheiten aber zweierlei 
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Wille zur Geltung kommen muss. Dass die e Struktur etwas 

kompliziert und schwerfallig ist, folgt aus dem Gebilde selbst. 

Dass hieraus oft Differenzen zwischen den bciden Staaten ent

stehen, ist eine nicht unnatürliche Polge des Verhaltnisses, wie 

auch selbst in der gliicklichsten Ehe Meinungsverschieden

heiten zutage treten, welchen man aber keine Scheidungs- 

gründe zumuten darf; sie verschwinden so schnell, wie sie ent

standen, und die friedliche Ehe besteht weiter. In mancher 

Ehe kommen solche Meinungsverschiedenheiten leider des· 

öfteren vor und dies in der Rege! dort, wo entwcder der f.:he -

vertrag nicht genug klar verfasst wurde, oder Eifersüchtelcicn 

die Eheparteien qualen oder gar vermögensrechtliche Fragen 

auftauchen. Leider sind im Eheverhaltnisse Österreichs und 

Ungarns alle drei Palle vorhanden, und daraus konnten ín der 

Vergangenheit Differenzen entstehen, welche anf den nicht 

recht eingeweihten Aussenstehenden den Eindruck einer un

glücklichen Ehc machen, wahrend der Eingeweihte es ganz 

wohl weiss, dass auch dies nur Streitigkeiten sind, welche, 

wenn auch nicht angenehm und wtinschenswert, so doch nicht 

so gefahrlich sind und wieder beigelegt werden. 

Die Ausgleichsgesetzc haben leider nicht ganz identi che

Texte in Ungarn und Österreich; daraus entstandcn immer 

staatsrechtliche Diffcrenzen. Diese dürfte dcr Krieg für ewige 

Zciten gebannt haben, denn die Wucht, mit welcher wir unsere 

Pflichten der gegenseitigen Verteidigung im Kriegc erfüllen, 

die Einheitlichkeit im Schutze der Monarchie liefer[c die 

schlagendsten Beweise dafiir, dass die taatlichc Selbstandig

keit Ungarn innerhalb der Monarchie keine Schwachung der

selben bedeute, dass olche Tendenzen Ungarn fcrn licgen. 

ttiermit wird eine grosse Reibungsflache ausgeschaltet, denrr 

die grössten Differenzen entstanden zwischen den beiden 

Staaten hieraus. Was daher im Ehevcrtrag unklar blieb, das 

korrigierte die Erfahrung, die Belastungsprobe der Ehe: der 

Krieg. Sie fiel glanzender, viel glanzender aus, aJs man auf 

der anderen Seite es erwartete, für Ungarn aber war das 
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Ergebnis nur ein natürliches, ein absolut ~elb~tverstandli~he~, 

d Unsere Auffassung hieriiber war me eme anderc, sre 

enn 
T E"f 

konnte keine andere sein. Auch von der gegenser igen 1 er-

süchtelei waren die beiden Eheparteien nicht _verschont. Selbst 

diese Krankheit scheint überstanden zu sem, denn. Ungarn 

sieht in der Porderung dcr österreichischen Landwrrtschaft 

keine Tendenz gegen die ungarischen agrarischen Interesse~, 

und in ősterreich kam man zu der Überzeugung, da~s dre 

ungarische Industrieförderung keine Tendenz gegen Őster-

e· ch hat ja man anerkennt die Notwendigkeit <lessen, dass 

:i~h auch Ungarn eine entsprechende lndustrie schaffe, _ohne 

welche das Land seinen staatlichen, sozialen, wirtsc_hafth~hen 

und kulturellen Aufgaben nicht gerecht werden, Ja semen 

Verpflichtungen der Monarchie gegenüber nicht nachkommen 

könnte. 
htr h 

Und schliesslich kommen noch die vermögensrec ic en 

Differenzen, eincrseits dic von Zeit zu Zeit festzustellende 

Quote, andercrseits die bisher von zehn zu zehn J~hren ge-

gelten wirtschaftlichen Vereinbarungen. Dass da D1fferenzen 

::tstehen können, wer würde dies bestreiten? Sie entstand~_n 

in der Vergangenheit und sind auch nicht ausgesc_hlossen. fur 

die Zukunft. Dass sic aber nicht so tief einschnerden_d smd, 

wie die Anssenstchenden es glauben, bcweist eben dre Ver

gangenheit, in welcher es nie zu cinem Bruch kornm_~n konnte, 

und wieder der Krieg, wo alles, aber alles zuruckgest:Ilt 

wurde, was unsere Einigkeit auch nur im geri-~gsten_ beem-

fl k „ nte. Dass aber auch diese Gegensatze mcht so 

ussen on 
. d d f„ 

gefahrlich sind. als mancherseits angcnommen w1r , a ~r 

Jiefert jcner Umstand viellcicht <len schl~gendsten Bewe1s, 

das die neuen wirtschaftlichen Ausgle1chsverhandlungen 

zwi:chen den beiden Staaten jetzt im Kriege eingeleitet ":7_ur

den, was gewiss nicht geschehen hatte können, und ware, 

wenn die geringstc Gefahr einer Spaltung bestünde. 

Woher tammt die Verbreitung jencr irrigen Ansichten, 

als ob in Ungarn Trennungsabsichten bestünden und der

gleicllen? 
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Der Ausgleich von 1867 befriedigte einen Teil der unga
rischen Nation nicht. Die überwiegende Mehrzahl der Nation 
steht auf der Grundlage des Ausgleichs. Die mit dcmselben 
Unzufriedenen scharten sich in eine „Achtundvierziger Unab
hangigke\tspartei", deren Grundprinzip eine verlassungs
miissige Aenderung <les Ausgleichsgesetzes ist, aber auch da 
nicht eine Lostre,mung von Osterreich, daran denkt in Ungarn 
kein nur halbwegs vemünftiger Mensclz, am allerwenigsten 
politische faktoren. 

Zwar strebt diese Partei einen starkeren Ausbau der staat
lichen Selbstandigkeit Ungarns an, aber immer ím Rahmen 
der Monarchie, nicht ím Gedanken gegen die Monarchíe. In 
Verfolgung ihres Programmes wün cht diese Partei auch eine 
Zolltrennung oder zumindest eine Zwischenzollinie zwischen 
Österreich und Ungarn, um dcn wirtscllaftlichcn Interesscn 
des Landes kraftigeren Schutz gewahren zu können. Diese 
Porderung wird übrigens vom grösseren Teile der ungarischen 
Industrie auch befürwortet, ohne Unteschied der politischen 
Parteistellung; eine Porderung, die aber, abgesehen von der 
pragnanteren Geltendmachuno- der staatlichen Selbstandigkeit, 
ausschliesslich wirtschaftlicher Natur ist und mit einer Los
trennungstendenz nichts zu schaffen hat. Demgegenüber stehen 
die siebenundsechziger Parteien - und wir sind die über
wiegende Mehrheit - in dieser wirtschaftlichen frage auí 
dem Standpunkte, dass die Zollunion zwischen Ungarn und 
Osterreich auch mit Rücksicht auf politische Gesichtspunkte 
insolange aufrecht zu erhalten sei, als die wirtschaftlichen Inter
essen des Landes auch auf dieser Grundlage befriedigt werden 
können. Und sie könncn es werden. 

Die wirtschaftliche Annaherung mit dem Deutschen Reiche, 
welche wir alle ehrlich anstreben, bestarkt uns in unserem 
Standpunkte, wie der Krieg jene Auffassung rechtfertigte, dass 
die Osterreichisch-Ungarische Monarchie eine Notwendigkci t 
darstellt; würde sie nicht schon bestanden haben, so müsstc 
sie heute geschaffen werden. 
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Mit dieser Auffassung, welche - mit ganz geringen Aus-
h das ganze Land und vorallererst das ganze Magya-na men - · dl' hk ·t rentum beherrscht, ist die Zumutung einer De~_ts~hfem te _e1 

t .. 1·ch ct·1e östcrreichfcindlichkeit unmoghch. Der Kneg unver rag 1 , M t ms brauchte in den Gesinnungen Ungarns und des agyaren u -
keinen Umschwung herbeizuführen; diese Auffassung ha~te 
schon vorher bestanden, und der Krieg bestarkte uns nur darm. 



IV. 

Wirtschaftliche Verbindung mit 
Deutschland. 

Der Krieg wirft Probleme auf, wie sie sonst nie gedacht 

worden waren, Probleme politischer, militarischer und wirt

schaftlicher Natur. 

Die neue Geographie, welche mit Schwertern erkampft 

werden wird, muss naturgemass neue politische Fragen zeiti

gen. Bei allen kriegführenden Staaten. Die polni che die 

belgische und die agyptische Frage nebst der der Kol~nien 

werden die wichtigsten für die verbündeten Zentralmachte 

b~ziehungsweise für den neuen Dreibund sein. Und in Ver~ 

brndung mit der Kolonienfrage die Preiheit der Seewege, er

zwungen durch unseren deutschen Verbündeten. Eine Reihe 

von Fragen grosser Weltbedeutung wird mit Kriegsende durch 

den Frieden zu lösen sein, welche in erster Reihe dem alten 

E.urop.a ein neues Geprage geben dürften. In Verbindung 

h1erm1t werden neue Allianzen entstehen, denn die derzeit 

n_eut~alen __ Staaten werden sich schlüssig werden müssen, wie 

s1e s1ch fur die Zukunft stellen ollen. So wird die europaische 

Staate~ordnung keinesfalls bleiben, wie sie vor dem Kriege 

war. D1e grosse Fülle von politischen Problemen wird auf die 

•) flugschriften für ősterreich-Ungarns Erwachen. rfeft fi/7. 

Herausgegeben von Robert Strache, Warnsdorf. 
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militarische Lage der Staaten und ín erster R.eihe der Gross

machte nicht ohne schwerwiegende Konsequenzen bleiben 

können. War Europa schon bisher cin grosses Arsenal mit 

kontinuirlichem Betrieb, wird ich <lessen Mass nach dern 

Kriege ins Unendliche steigern und liefcre der schreckliche 

Krieg noch so viel Entsetzliches und Abschreckendes, koste 

er noch so viel Millionen Opfer an Menschenleben und noch 

so viele hunderte von Milliarden an Gcldopfern, die eigent

lichen R.üstungen werden erst nach dem Kriege beginnen, um 

einen neuen, noch schrecklicheren W eltkrieg, eine noch 

grössere Abrechnung vorzubereiten, oder aber einen langen 

Frieden zu sichern. Da müssen politische und militarische 

Probleme gelöst werden, welche die verbündeten Staaten für 

alle Eventualitaten sichern. 

Der Krieg wirft aber auch gewaltige wirtschaftliche Pro

bleme auf, in erster Reihe Probleme staatsfinanzieller Natur. 

Die hunderte von Milliarden der Kriegskosten müssen gedeckt 

und deren enorme Zinsenlasten ertragen werden können. Die 

Staatsschulden werden sich vervielfachen, selbst bei neutralen 

Staaten. 
Aber auch grosse Probleme der landwirtschaftlichen und 

industriellcn Produktion werden zu lösen sein, die Lehren <les 

Krieges werden auch in dieser R.ichtung abgeleitet werden 

müsscn. Insbesondere wird die industrielle Produktion neue 

Wege anzubahnen haben, und was bi her nur bei <len R.üstun

&en der Ieitende Geclanke -.var, die Kriegsbereitschaft wird 

es auch bei der Industrie sein müssen. Alles, aber alles wird 

diesern Gedanken unterzuordnen sein, dem sich die industrielle 

Produktion eines jeden Landes anzupassen haben wird. 

Und auch neue Probleme des wirtschaftlichen Weltver

kehrs werden zu lösen sein, Fragen der internationalen Han

delspolitik. Ein solches Problem bildet das gegen eitige wirt

schaftliche Verhaltnis Osterreichs, Ungarns und des Deutschen 

R.eiches nach dem Kriege. Ein Problem, wclches zwar auch 

ohne den Krieg gelö t werden müsste, aber <lessen Lösung 
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zufolge des Krieges nicht weiter aufl{eschoben werden kann. 

Die vitalsten Interessen· beider Grossmachtc und die realen 

Interessen aller drei Staaten fordern dies gebietend. Ein 

schlagenderer Beweis dafür, dass die beiden Grossmachte auf 

cinander angewiesen sind, als es eben dieser Krieg lieferte, 

ist nicht dcnkbar. Mag das Deutsche Rcich noch so stark sein, 

olme uns hatte es der Peindschaft einer vVelt nicht Widcrstand 

leisten können. Wir aber waren ohne Deutschland dem rnssi

schen Kolosse zum Üpfer gefallen. Nur mit vercintcn K1 liften 

konten wir der schwercn Situation licrr wcrden, nur ver

eint werden wir in der Zukunft standhaltcn können, wie 

POlitisch und militarisch, so :iuch wirtschaftlich. Eben dcshalb 

muss unser Bündnis erganzt werden. Politisch, militarisch 

und wirtschaftlich. Politisch muss es eine viel weitere Grundlagc 

bekommen, denn es muss zum Ausgangspunkte künftiger intcr

nationaler Politik werden. In militarischcc Bezichung soll eine 

entsprechende militarische Konvention die unumganglich not

wendige Grundlage für eine sichere Aussenpolitik bildcn und 

wirtschaftlich müssen wir uns erganzen, um dcr politischen 

und militarischen Verbindung als Starkung zu dienen. Ali' dics 

aber nur mit dem Vorbehalte, dass deren Lösung keinerlei 

Hoheitsrechte berührt und einschréinkt, dic Grcnze der Lösung 

ín ieder Beziehung muss eben die Unberührtheit der Hoheits

rechte sein. 

Wie das politische Bündnis auf der Grundlage realcr 

Interessen zustande kam und mit den Jahren an Kraft immer 

gewann, bis es irn Kriege als unlösbarc Bande sich erwie , 

so muss deren Erganzung anch auf Grund gcgenseitiger fnter

essen beruhen. Die Macht gebietct zwar An ellen, aber ~Ym

pathien ver cha.fft sie keine. Dic Kraft zeitigt furchr, hat aber 

keine Anziehungskraft. Nur gegenseitigc Tnteressen vermögen 

in internationalen Beziehunr.en Anziehung kraft auszuüben. 

Aus der Befriedigung der Tnteressen entsteht ympathie. Ver

gebens sind aber platonische Sympathien, wenn ihnen kein 

reales Interesse zu Grunde liegr. Nur Gefűhlsmomente, mit 
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realen lnteressen verbunden, können zu gedeihlichen Ergeb-

. f"·hren Selbst Abneigungen können überwunden wer-
mssen u . -

. . 

den wenn es sich um reale Interessen haudelt. D1e Gcsch1chte 

Iief:rt hiefür zahlreiche Beispielc. Nie und nimm~r k~nnte: 

blosse Neigungen dauernd erhalten bleiben, wenn s1e mit de 

realen Interessen in Widerspruch standen. 

Unser Bündni mit dem Deutschen Reiche konnte nur 

dadurch zu f'leisch und Blut der Nationen und V?lker werd~~• 

·1 darin neben den Gefühlsmomenten auch d1e gegense1ti-

wei 
N. ht . der 

gen Interessen ihre Befriedignng fanden. ic nur iene 

-
· I B„ Und das 

Staaten, sondern auch jene ihrer emze nen urger. . . 

ist das Wichtigste. Je starker die einzelnen Interessen m 1hrer 

Gesamtheit zur Geltung und Befriedigung kommen, umso 

starker entwickeln sich die Gefühle, die Sympathien. Zwischen 

Gefühlen und Jnteressen muss eine möglichst enge Interess~n

gemeinschaft entstehen. Diese wird sodann zur Macht. :Eme 

1 h Macht hat schliesslich auch Anziehungskraft. 

so e e 
ct· . t h ft 

r:· e solche Interessengemeinschaft muss 1e wir se a -

liche 
1

:nnaherung zwischen Deutschland, Österreich und 

Ungarn darstellen; nur auf solche Grundlage ~estellt:. kann 

sie das werden, was sie sein soll: die wirtschafthc~e Starkung 

aller drci Staaten und ihres Biindnisses. Nur auf d1ese ?rund

lage gestellt, kann sie unserem Bündnisse nützlic~ se1~ und 

es nicht nur erganzen, sondern auch ín Wirklichke1t starken. 

Und weil sie auf diese Grundlage gcstellt werden kann'. darf 

diese für alle drci Teile hochwichtige frage nur von d1~sem 

Gesichtspunkte aus behandelt werden. Politik darf dabe1 nur 

insofern mitspiclen, als es sich um mitteleuropaische all~e

meine Jnteressen handelt, ín deren Dienst auch dieses wirt

schaftliche Bündnis stehen soll; jeder andere politisc~e ?e

sichtspunkt muss dabei sorgfaltig vermieden werden. D1e wirt

schaftliche Annaherung darf kein Mittel für eventuelle Neben

zwecke sein, sonst erweckt ie Misstrauen, was dcr Sa~he 

wieder nicht förderlich sein kann. Auch darf sie nicht als em

seitiges Interesse dahingestellt werden, als ob Deutschland 
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sie deshalb wünscht, weil es nach dem Kriege an österreich 

und Ungarn zum Teil jenes Absatzgebiet zu erreichen sucht, 

welches an die feindlichen Li:inder zufolge des Krieges ver

loren wird. 

Wie die Benützung dieser grossen Idee für politischc 

Nebenzwecke, ist auch ihre :Einstellung auf diesen Gesichts

punkt nur dazu geeignet, die an und für sich grossen Schwierig

keiten zu vermehren, ganz abgcsehen davon, dass es ei11 

falscher Gesichtspunkt ware. Der Export Deutschlands nach 

den feindlichen Staaten und ihren Kolonien stellte ich 1913 

- also im letzten Jahre vor Kriegsausbruch - auf rund vier 

Milliarden, was rund 40¾ des gesamten deutschen Exportes 

von 10·8 Milliarden darstellt. 

Der gesamte industrielle Import Österreichs und Ungarns 

beziffert sich aber nur auf 1650 Millionen, wobei abcr das 

Deutsche .Reich schon bisher mit 900 Millionen beteiligt war. 

Demnach könnten wir im besten f alle, wenn neutsch!and 

unseren gesamten industriellen Export an sich ziehen würde, 

nur für mehr 750 Millionen Ersatz hicten, was gegenüber eine1:1 

eventuellen Exportausfall von vier Milliarden doch nicht als 

ausschlaggebend erachtet werden kann. Nun ,vird aber clie 

ganze Exportfrage zufolge des Krieges stark überschatzt und 

es werden diesbezüglich fiypothesen aufgestellt, denen gegen

über zumindest starke Zweifel Berechtigung haben duriten. So 

würden wir es bezweifeln, dass die feindlichcn Landcr ctie 

deutsche Industrie ganz entbehren können, wenngleich dort 

eine Agitation eingesetzt hat mit dem Zwecke, Deuischland, 

nach dem Kriege wirtschaftlich so einzukreiscn, wie es vor 

dem Kriege politisch angestrebt wurcle. Wir 11ntersch~ tze11 

diese Agitation nicht, aber überschatzt darf sie auch nicht wcr

den. Vergebens versucht England durch staatliche Unter

stützung eine Teerfarbenindustrie sich selbst zu schaffen; so 

lange kann der Krieg nicht anclauern, bis diese so erstarke, 

um den Import solcher Farbwaren aus Deutschland im 

durchschnittlichen Werte von etwa .30 Millionen Kronen ver-
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drangen zu können. Vergebens alle Anstrengungen und _d~r 

Hass gegen alles, was deutsch ist; die englischen, französ1-

schen und russischen Mütter werden ihren Kindern __ doch 

deutsche Spielwaren reichen müssen, denn die Kinder m~ssen 

spielen und die deutsche Spielwarenindustrie ist_ eben u~uber

t effbar. ln spateren Jahren werden sie zwar 1hren Kmdern 

;en ttass gegen Deutschland einimpfen können, in diesein 

Alter aber müssen sie ihnen deutsche Spielzeug~ geb:n. Ver

gebens die Abneigung gegen alles, was deutsch 1st; d1e __ deut

schen Kalisalze wird kein feindlicher Staat entbehren k_onne~, 

<lenn das eigene Interesse wird doch immer starker sem, w1e 

der Hass gegen Deutschland. Die pradominierende Stellung 

der deutschen chemischen Industrie, - mit einem Export von 

fast 500 Millioncn Kronen, - der deutschen Spielwarenindu

strie, _ mit einem Gesamtexport von rund 130 Míllionen --: am 

ganzen Weltmarkt ist so aussch!aggebend, __ dass wo~l Je~e 

Besorgnis um deren Absatz unbegri.indet ware. Und 1st ~-1·e 

deutsche Maschinenindustrie mit ihrcr weitgehenden Spezn1-

kation nicht in der Lage, jeder wie immer gearteten Konkur-

dl. e Stirne zu bieten, insbesondere bei gleicher handels-

renz 
• K · 

politischer Behandlung, wie sie doch nach der heuhg~n negs-

lage auch seitens der feindlichen Staate~ als ges1chert b:

trachtet werden muss? Nun <leckt a,ber dic dcutsche Mas_ ln_

nen- und elektrische lndustrie allein fast einen vierten fe1l 

_ rund eine Milliarde - des frag!ichen deutschen Exportes. 

Auch bis vor dem Kriege war es nicht Sympathie fiir Deutsch

land und seine Industrie, der zufolge England 1913 um f~st 

1·5 Milliarden Mark, .Russland (mit finnland) um fast 1 Mll

liarde und frankreich um rund 800 Millionen aus Deutsc_hland 

Waren importierten. Nein, nur die absolutc Überl~genheit der 

deutschen Industrie vermochte sich dies zu erzwm~en: Ganz 

zuriick zu drangen wird also die deutsche Industne m den 

f eindeslandern auch nach dem Kriege nicht s~in, mag der 

Dcutschenhass ín deren Bevölkerung noch so ti~fe Wurzeln 

fassen. lm wirtschaftlichen Leben, dort, wo es s1ch um ma-
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te~ielle Interessen handelt, verbleichen Stimmungen in ihren 

W1rkungen sehr bald; aus Sympathie für .F.ngland wird der 

russische Konsument seinen Bedarf nicht langc viel tcurer bc

za~Ien'. selbst der einheimische Englander nicht. So ausge

pragt 1st das Nationalgefühl nicht, dass es für die Dauer in 

dieser Richtung durchhalten könnte. Aber auch abgesehen 

hievon, bieten sich doch der deutschen Industrie für die Ober

gangszeit, wahrend wekher dieser Stimmungswechsel vom 

nationalen Oefühle bis zur Tasche sich vo11%iehen dürfte, solche 

Ressourcen, welche einer Auffassung im an;;cdcuteten Sinnc 

widersprechen. Die innerc Macht des Dcutschen Reiches spielt 

dabei die wichtigstc I~olle. Deutschland und seine Industrie 

ha?en e: im Kriege bewiesen, class sic eine Anpassungsföhig

ke1t bes1tze11, wie kein anderer Staat desgleichen. Nun, auch 

Deutschland hatte a11s den feindlichen Lindern einen Import 

von über 900 Millionen; der deutschen Industrie wird es viel 

leichter sein, sich diesen anzueignen und durch eigene Pro

duktion zu decken. I3elgien mit seinem grossen industriellcn 

Konsum muss bei Behandlung diescr Frage auch in Betracht 

kommen. Dort wird sich fi.ír die uns gegenüber feindlichen 

Staaten die gleiche bandclspolitische Behandlung kaum er

geben. Deutschlan·ds wirtschaftliche Yorzugs tellung wird der 

~eut cl~en Industric die Möglichkeit bieten, sich den dortigcn 

rndustnellen Import zu sichern. 

Das ist - unserer Ansicht nach - das Licht, welches 

diese frage zu beleuchten gecig-net ist, wobei nicht übersehen 

werden darf, dass auch der österreichi che und ungarischc 

Markt für die deutsche Industrie nicht gleichgültig sein kan11 

ía sie muss ihm ganz besondere Bedeutung für die Zuku11lt 

beimessen, wie auch der deutsche Markt für uns an Bedeutun~ 

stark zunehmen wird. 

Die wirtschaftliche Annaherung zwischen uns darf daher 

nicht vom Gesichtspunkte einer wirtschaftlichen Übergangszcit 

beurteilt werden und am allerwenigsten darf bei uns in dcr 
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Monarchie die Ansicht Platz greifen, dass Deutschland diese 

Annaherung wünscht, um uns auszubeuten. Das ware grund

falsch, und deutscherseits auch ganz verfehlt, ist doch eine 

starke österreichisch-ungarische Monarchie auch ein vitales 

deutsches Interesse und es kann keinen vernünftigen Deutschen 

geben, der es als deutsches Interesse ansehen sollte, Österreich 

oder Ungarn wirtschaftlich zu schwachen. Diese Schwachung 

müsste das Bündni schwachen, d,enn stark kann es nur als 

Bündnis starker Teile sein, ein starker und zwei schwache 

Teile können kein starkes Oanzes bilden. 

Die Annaherung muss daher von gemeisamem österrei

chischen, ungarischen und deutschen wirtschaftlichem Interesse 

und vom Gesichtspunkte <les dauernden Bündnisverhaltnisses 

beurteilt werden. Als solche stellt sie eine Notwendigkeit dar, 

welcher nicht mehr aus dem Wege gegangen werden kann, 

nicht gegangen werden darf. Diese Annaherung muss daher 

erfolgen, darüber kann kein Zweifel mehr bestehen. Wie 1>oli

tisch und militarisch, müssen wir trachten, auch wirtschaftlich 

ein möglichst enges Bündnis zu schliessen und einerseits einer 

wirtschaftliche Erstarkung österreichs; dass es da nicht heisst, 

aber ein möglichst geschlossenes Wirtschaftsgebiet zu bilden, 

welches für alle Eventualitaten der Zukunft gewappnet dasteht. 

Dieser Annaherung muss natürlich vorhergehen die Ver

standigung Osterreichs und Ungarns über ihr eigenes wirt

schaftliches Verhaltnis von 1918 angefangen, nachdem doch 

bekanntlich der zur Zeit in Geltung stehende Vertrag mit Ende 

1917 ablauft. Die Neuregelung unseres gegenseitigen Verhalt

nisses inncrhalb der Monarchie im Sinne unseres Ausgleichs

gesetzes von 1867 muss als Vorbedingung jeder Verhandlung 

mit anderen Staaten gelten. 

Es kann nicht gezweifelt werden, dass diese Neuregelung 

unter günstigeren Umsianden geschehen wird, wie die bisheri

gen, denn jenes störende Elemcnt, welches seit 1867 das gegen

seitige Verhaltnis un ere beiden Staaten so nachteilig beein

flusste und der Monarchie dadurch so viel Schaden zufiigte, 
5 
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dass es nie zu einer ganz aufrichtigen, rückhaltlosen Aus

einandersetzung und Austragung der Diffcrenzen kommen 

konnte, das gegenseitige Misstrauen dürfte durch den Krieg 

für ewige Zeiten vernichtet worden sein. Wenn es Beweise 

dafür gibt, das beide Staaten der Monarchie alle Ursache 

haben, sich mit vollem Vertrauen nicht einander gegenüber, 

sonder nebeneinander zu stellen, o lieferte die e der Krieg. 

\Venn es bisnun noch an l)eweisen gefehlt haben sollte, dass 

Osterreich und Ungarn aneinander gegcnseitiges Lebens

interesse haben. dass das Wohlergchcn des einen Staates da -

gleiche Interesse des anderen ist. so wird cs hiefür nach 

diesem Krie~e gewi~s keiner weiteren Rewcise mchr bcdürfel\

Und wenn ie Zwe1fel betreffs der Lebcnsfühigkeit unserer\ 

Monarchie bestandcn, hat der Krieg nicht nur schlagcndste Be

weise clieser Lebensfahigkeit geliefert, sondcrn auch bewiesen, 

dass, wenn dieser Staatenbund der Doppclmonarchie nicht be

standen hatte, er erst rccht geschaffen werden müsste, nicht 

nur im vitalsten Interesse der beiden Staaten, sondcrn auch if 

jenem Europas. 

Diese Erkenntnis wird hoffe11tlich künftighin auch im 

gegenseitigen Verhaltnis unsercr bciden taaten zum prakti

schen Ausdrucke, zur praktischcn Ocltung kommen und die 

Erwachung der österreichisch-ungarischen Monarchie nach 

dem Kriege miichtig fördern. Dic ' C Erkcnntnis muss in erster 

Reihe iene Reibungsflachen ausglatten, welche durch ihre 

wirtschaftlichcn Beziehungcn unscr gegcnseitiges V crhaltnis 

auch politisch störten; sie muss auch zu jencr weitcrcn Er

kenntnis führen, dass dic industrielle Entwicklung Ungarns ein 

ebensolches Intcresse der Monarchic darstellt, wie die Iand

wirtschaftlichcn Einkrcisung dadurch vcrzubcug-cn, andcrcrscits 

dic wirtschaftlicbe EntwickJung <les einen auf Kosten <les an

deren zu fördern, sondern dass dic möglichste wirtschaftliche 

.Erstarkung beider Tcile ein gesamtcs Interessc dcr Monarchie, 

ein Interesse dcr mitteleuropaischen Allianz, eine Notwendig

keit für die Zukunft ist, wollen wir für alle f:ventualitaten als 
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ein geschlossenes, wohl ausgerüstetes, für alle Feinde gefürch

tetes Bündnis dastehen. 

Durchdrungen von dieser Überzeugung, müssen und wer

den die wirtschaftlichen Oegensatze unserer beiden Staaten 

für die Zukunft ausgeglichen werden und somit wird auch iür 

die Annaherung an das Deutsche Reich jene Orundlage ge

schaffcn werden, wclche den Aufbau eincs für ::i.lle drei Teile 

gedeihlichen Verhaltnisses ermöglicht. 

In allen ihren Einzelheiten kann die Verstündigung zwi

schen <len beiden Staaten der Monarchie vor Kriegsschluss, 

beziehungsweise vor Friedensschluss naturgemass nicht er• 

folgen, denn eine ganze Reihe von f ragen muss offen bleiben, 

bis die neuen Oestaltungen nach Friedensschluss überblickt 

werden können, zumal diese auf einzelne Teile des wirtschaft~ 

lichen Lebens von ganz besonderer Bedeutung sein dürften. 

Aber in den wichtigeren prinzipiellen fragen unscres gegen

seitigen Verhaltnisses muss eine Einigung zustande gekom

men sein, ehe wir an die Regelung <les Verhaltnisses zum 

Deutschen Reiche herantreten. 

Wic soll sich nun diescs Verhaltnis gcstalten, welche 

form ist dafür wüuschenswert und möglich'? Das ist jene 

frage, welche ohne Voreingenommenheit für die eine oder 

andere Lösungsform geklart werden muss. Dies zu klaren, 

wollen wir nun versuchen. Um dieser Aufgabe naher treten 

zu können, muss vor allem das wirkliche Ziel genau gesteckt 

werden. Was oll unter der wirtschaftlichen Annaherung ver

standen und was damit erreicllt werden? Ohne solcher feststel

lung ist die Annabcrung nur ein lecres Scltlagwort, das manchc 

benützen, weil es chön klingt, andcre hinwieder, weil es für 

gewisse Nebcnziele gut verwendbar zu sein scheint. Schlag

worte mit schöncm Klang habcn wir aber hüben und drüben in 

Überfülle, zumeist Agitation zeug, abcr mit wenig realem Wert • 

Oenützt haben sie gar wenig, geschadct umso mehr. Deren 

Zahl zu vermehren, teht nicht in unserem Interesse. Neben

ziele aber, seien diese po!itischer oder anderer Natur, mit 

s · 
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diesem Schlagworte betreiben zu wollen, könnte geradezu ver

hii.ngnisvoll werden. Die grossen geschichtlichen, aber dabel 

schweren Zeiten, in welchen wir !eben, sind zu solchen Dingen 

nicht geeignet und nach dem Kriege werden alle, aber alle 

Krii.fte angespannt werden müssen, um über Schwierigkeiten 

hinwegzukommen, welche der Krieg naturgemii.ss zur .f olge 

hat, um eine sichere, bessere Zukunft anzubahnen. 

. Was soll also das Ziel der wirtschaftlichen Annii.herung 

sem, abgesehen davon, dass sie eine Stii.rkung für das poli

tische Bündnis der beiden Zentralmii.chte bilden soll? 

Die wirtschaftliche Erganzung zmserer drei Wirtschafts

gebiete einerseits, die möglichst einheitliche Handelspolitik 

anderen Staaten gegeniiber anderseits und dadurch die gemein

same Ausnützung der sich lzieraus ergebenden Vorteile. 

ln der wirtschaftlichen fagii.nzung ist die Oeschlossenheit 

der drei Oebiete inbegriffen; Oeschlossenheit in dem Sinne 

dass wir gegenseitig trachten müssen, uns in Bezug auf unser~ 

Bedürfnisse möglichst unabhii.ngig von anderen Staaten zu 

machen. Ganz unabhii.ngig werden wir uns auch so nicht 

machen können, aber das Möglichste muss versucht und das 

Abhii.ngigkeitsverhii.lnis zu anderen Wirtschaftsgebieten mög

lichst eingeschrii.nkt werden. 

Áus dieser Oeschlossenheit folgt, dass die wirtschaftliche 

Ergii.nzung damit gleichbedeutend sein muss, dass wir trachten 

müssen, die zwischen uns derzeit bestehenden Schwierigkeiten 

des ttandelsverkehrs möglichst zu beseitigen und unseren 

gegenseitigen Verkehr zu erleichtern, also aus unserem 

gegenseitigen wirtschaftlichen Verhii.ltnis alles sorgfii.ltig aus

z~merzen, was zum Schutze dcr eigenen Produktion nicht un

bedingt notwendig ist, mit einem Worte, das diesbezügliche 

Ziel muss die möglichste Vereinfachung unseres gegenseitigen 

wtrtschaftlichen Verhti.ltnisses und Erleichterung unseres gegen

'seitigen Verkehrs sein. 

, Wir müssen es erreichen können, dass für uns gegenseitig~ 

also für Deutschland, Österreich und Ungarn, der gesamte. 
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l(onsum der rund 120 Millionen Menschen möglichst zur Oel

tung und die Entwicklung der Zukunft uns gemeinsam z~ Gute 

komme, ja wir müssen eine Lösung anstreben, welche uns 

durch Zuziehung unserer anderen Verbündeten die Möglicha 

keit der Eröffnung grosser neuer Wirtschaftsgebiete · bieÚt, 

um unsere wirtschaftliche Entwicklung in neue Bahnen leiten 

zu können. 
Mit der möglichst einheitlichcn ttandclspolitik anueren 

·staaten gegenüber muss aber erreicht werden, dass Deutsch,

land, Österreich und Ungarn einheitlich, geschlossen auftreten 

können, um bessere tlanclelsvertrii.ge zu erreichen, um die 

Möglichkeit zu haben, ich gemeinsam Vorteile zu erwerben, 

welche in elem Masse nie möglich sind, wenn sie voneinander 

·getrennt, ohne gegenseitiger Kooperation, jeder für sich, mit 

anderen Staaten verhandeln. 

tliemit g!auben wir das Zicl cler wirtschaftlichen Annii.he-• 

nmg gesteckt zu haben und möchten dies nur noch damit er

gii.nzen, dass unter der Bezeichnung wirtschaftlicher Annahe

rung nicht nur eine handelspolitische Anniiheruni; im gegen

seitigen Zollverhaltnisse enthalten ist, sonclern ein die ge_samte 

Wirtschaftspolitik umfassendes, wirtschaftliches Verhii.ltnis 
• 1 , 

denn nur so kann unser politisches Biindnis wirtschaftlich er-

ganzt und gestii.rkt werden. 

Wekhe Lösungcn warcn überhaupt möglich? 

Die cinfachste und radikalste Lösung ware eine Zollunion, 

die Vereinigung der drei Wirtschaftsgebiete in einen Zoll

verein, die Erweiterung des heutigen deutschen Zollvereins· 1in 

einen „Deutsch-Österreichisch-Ungarischen Zollverein'', mit 

frciem Verkehr innerhalb dcr einheitlichen Anssenzollgrenzen 

des gesamten Oebietskomplexes. Dies ware ein wirtschaftljches 

Idea!, eine machtige Schöpfung, wie sic schöner nur so gedacht 

werden kön le, wenn daraus eine ganze mitteleuropii.i~che 

wirtschaftliche Vereinigung en tstehen würde. 

Als Idea! viel zu schön, um auch verwirklicht werden zu· 

können. 
· · 
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Nicht so einfach, auch nicht so schön. aber in ihrer Ver

wirklichung vom rein wirtschaftlichen Gesichtspunkte doch 

etwas leichter ware derselbe Zollverein mit Zwischcnz01len 

bis zn jener ZeH, als die derzeitigen grosscn wirtschaftlkhen 

Unterschiede der drei Wirt chaftsgebiete möglichst ausgc

glichen werden können, also Zwischenzölle mit Abbau, um 

nachher die reine Zollunion zu ermöglichen. 

Die dritte Lösung bietet ein weitgehendes wirtschaftliches 

Prefential-System, eine Art wirtschaftliches Bündnis so ge

dacht und konstruiert, dass es durch andere Staaten unter dem 

Titel der Meisthegünstignng nicht beansprucht werden körme. 

Diese Lösung ist wieder weniger schön als die erwahnte 

zweite, aber demgegenüber einfacher als jcne imtl hat dabei 

den grossen Vorteil einerseits, spaterer Zukunft einer even

tuellen weiteren Annaherung al Grundlage dienen zu könm:n, 

insbesondere, wenn sie als ein Verhatnis langerer Dauer ge

dacht ist, andererseits aber -- und dies ist dabei das wich

tigste - bietet es die Möglichkeit, in dasselbe auch andere 

Staaten, andere Wirtschaftsgebiete aufnehmen zu können, ein 

Vorteil, welcher keine andere Lösung zu bieten vermag. [)abei 

unterscheidet sie sich von der zweiten eigentlich nur dadurch, 

dass die Anssenzollgrenzen nicht gemeinsam sind, denn das

selbe, was in die er Beziehung mit Zwischenzöllcn erreicht 

werden will, kann auch anf diese Weise erreicht werden. 

Schliesslich gibt es noch ei11e vierie Lösung für <len f all, 

dass sich mit der Meistbegünstigung Schwierigkeiten ergeben 

sollten, die aber kcine wirtschaftlichc Annáherung in diesem 

Sinne darsteilt, wohl aber trot7dem so ausgestaltet wcrüen 

Rann (wenn es unbedingt notwe1•dig wcrden sollte, uns mit 

dieser Lösung ahzufinden), da unser BündnisYerhaltnis mit 

dem Deutschen Reiche darin zum Ausdruck gelange: ein ,.-cr

besserter, auf langete Dauer abgeschlossener Ifandelsvertr1g 

auf der heutigen Orundlage d. h. untcr Berücbichlignng <les 

bisherigen Meistbegünstigungs-Systems. 

Ob das Meistbegünstigunzs- ystem wohl nach dem Kriege 
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in seiner bisherigen form und Ausdehnung aufrechterhalten 

werden wird oder nicht, darauf wollen wir hier nicht eingehen; 

die Ansichten hierüber sind sehr geteilt. 

Die erste Lösung, eine reine Zollunion, scheint einfach 

abgetan zu sein, wenngleich sie die einzige ganze Lösung 

der frage ware, und nur allein eine Konzeption grossen Stils 

darstellt. Sie gabe eine wirklich ideale Lösung, bei welcher 

die allerdings grossen wirtschaftlichen Schwankungen der 

Oegenwart dnrch eine rnachtige Konsolidation der ferneren 

Zukunft ausgeglichen werden diirften. Sie ist aber einfach 

nicht möglich. 

Mit dieser Lösung sich zu beschaftigen, ware unnütz, sic 

ist auch ganz ausser Kombination gestellt, und so übergehen 

wir kurzweg auf die zweite Lösungsform, auf die Zollunion 

mit Zwischenzöllen. Das Ziel soll dasselbe sein, <lenn die 

Zwischenzölle sollen nur „übergangsweise" bestehen, doch 

für mehrere Jahrzehnte, um einerseits der österreichischen 

Industrie, anderseits der deutschen Landwirtschait den nötigen 

Schutz bieten zu können. 

Die er te f rage, welche hei dieser Lösungsform zu klii.ren 

ware, ist jene, ob sie wohl auf völkerrechtlicher Grundlage 

lösbar ist, denn staatsrechtliche Schwierigkeiten und Umwa.1-

zungen dürfen da nicht heraufbeschworen werden; für die 

wirtschaftliche Annaherung darf keine Lösung gewahlt werden, 

welche mit politischen Schwierigkeiten verbunden ist. Wenn 

schon das wirtschaftliche Verhaltnis zwischen österreich und 

Ungarn auf völkerrechtlicher Orundlage gelöst ist, kann das 

Verhaltnis zwischcn Deutschland, Oslerreich und Ungarn auf 

keine andere Orundlage gestellt werden. Das muss als Orund

prinzip gelten, von welchen nicht Abstand genommen werderi 

kann. Ist aber eine Zollunion - sei es mit oder ohne Zwischen

zöllen, denn von diesem Oesichtspunkt hat die Zwischenzoll

Linie keinerlei Bedeutung - zwischen zwei Orossmachten 

auf völkerrechtlicher Orundlage möglich? 
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Um híerauf antworten zu können, muss vorerst die ChcJ.
rakteristík der Zollunion genau gegeben werden. 

,,Nicht der vollkommen freíe Verkehr zwischen den zoll
vereinten Landern ist <líc Charakterístík dcr Zolluníon, 
sondern die einheitliche Zollgrenze und díe einheitlíche 
Zollpolitik gegenüber drittcn Staaten . Dic Zolluníon ver
langt also die Abdikation des selbsttindigen Verfügungs

rechtes der einzelnen zollvereinten Siaaten bezüglich der 

auswartígen Iiandelspolítik. Die F cststellung des Zolltarí
fes, der Abschluss vo11 liandelsvertragen, ja seibst die 
díplomatísche Vertretung von Iiandelsínteressen ist nunmehr 
gemeín ame Angelegenheit dcr wllvereinten taaten." 

„Der einzelne Staat der zollvereinten Uinder abdízíert 

von seinem R.echte der souveranen Handelspolitik und unter
wirft sich auch dem Willen der zollvereinten Lander. Der 
einzelne Staat des zollvcrcinten Gebietes íst hande!spolitisch 
für dritte Staaten verschwundcn und bildet einen Teil des 
als neues Individium auftretenden Zollvereines." ") 

Die Richtigkeit dieser Charaktcristik kann nicht bestritten 
werden. Die Zollunion zwi chcn österreich und Ungarn war 
eben dadurch möglich, wcil die beidcn taaten der Monarchie 
einen Staatenbund als Monarchie mit einem gemeinsamen 
Iierrscher bilden, weil sie beide zusammen als Monarchie 
eine Grossmacht clarstellen mit denselben auswartigen Orga

nen (welche auch dann berufen waren, die beiden Staaten in 
auswartigen handelspolíti chen Beziehungen anderen Staaten 
gegenüber zu vertreten, wenn die beiden Staaten unter

einander keine Zollunion bilden würden, sondern mit anderen 
Staaten ihre handelspolitischen Beziehungen selbstandig, ab
gesondert, regeln würden, wie es ím ungari chen Ausgleichs
gesetze von 1867 für den f all vorgesehen ist, das s sich die 
beiden Staaten nicht einigen sollten. 

Der deutsche Zollvereín war auch nur auf staatsrecht
licher Grundlage möglich, auf Yölkerrechtlicher Grundlage 

*) Alexander Matlekovits: ,,Neue f'reie ?res e", 24. April 1915. 
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hatte er so, wíe er ist, nie zustande kommen können, denn 
handelspolitische Angelegenheiten der zollvereínten deutsche_n 
:Einzelstaaten mussten dem Reiche und den Vertretern des Re1-
ches übertragen, damit ~ber aus dem Wirkungskreise der aus
wartigen Vertretungen der einzelnen Staaten ausgeschalt~t 
werden; statt den Legislativen der .Einzelstaaten musste d1e 
Kompetenz der Reichsgesetzgebung, des Reichstages, festge
stellt werden. Auf völkerrechtlichem Wege ware all' dies 
unmöglich gewe en. Die deutsche Reichseinheit brachte diese 
staatsrechtliche Lösung mit sich und in dieser Lösung· kam die 

einheitliche Grossmacht, die Souveranitat des Deutschen 

Reiches zum Ausdruck. 
Wie aber zwischen zwei Grossmachten mit eigenen aus

wartigen Vertretungen die unbedingt erforderliche :Einheit
lichkeit ohne politische und staatsrechtlíche Umwalzungen 

möglich ware, darauf fehlt noch jede Antwort. 

' Mit dicser Frage wollen wir uns daher nicht weiter 

beschaftigen, sondern glauben feststellen zu können, dass die 
wirtschaftliche Annaherung nur auf völkerreclztliche; Grund

lage möglich i t. Die staatsrechtlichen Schwíerigkeiten werden 

auch deutscherseíts anerkannt, vorn grössten Staatsmann 
seines Jahrhundertes, dem f\irsten Bismarck angefangen, der 
eine solche Zollvereinigung für „niemals durchführbar" er-· 
klarte, denn „eine ernsthafte, sachliche Behandlung im Detail 
wird darüber schwerlich einen Zweifel Iassen". (•) Bis heute 
finden hervorragende deutsche Parlamentarier und Wirt

schaftspolitiker dicselben Schwierigkeiten; es seien nur Georg 
Oothein, Heinrich Osel, Dr. ttugo Boettger und Karl Diehl 
erwahnt, alle ansonsten Freunde eincr wírtschaftlichen An

naherung. 
Aber auch eine zweite f rage muss bei Behandlung dieser 

zweiten Lösungsform geklart werden: die f rage der Zwischen-

*) Graf Bismarck an Oraf Rechberg am 8. September 186-t. 

;,Osterreichische Rundschau", 1. Juni 1915. 
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zölle. Sie scheint nicht prinzipieller Natur zu scin, hat aber die 

grösste praktische Bedeutung, u. zw. von so gro scr Tragweite, 

dass von deren Lösung selbst die Realisienmgsmöglichkeit einer 

Zollunion für den Fali abhangen würde, als es möglich sein 

sollte, die staatsrechtlichen und politischen Schwierigkeiten 

zu beseitigen. 
Für die „Übergangszeit" sollen Zwischenzölle bestehen, 

nach deren automatischem Abbau dann die reine Zollunion 

mit freiem Verkebr innerhalb der einheitlichen Zollgrenzen 

entstehen soll. Das System ist nicht neuerfunden, es ist eigent

lich der neuangewandte Gedanke des alten Bruck'schen Zoll

vereinsprojektes. Dass die Verhaltnisse, die politischen und 

staatsrechtlichen Voraussetzungen damals ganz andere waren, 

dass Osterreich damals Mitglied des deutschen Bundes war, 

dass daher damals keinerlei staatsrechtliche Schwierigkeiten 

bestanden, sei nur nebenbei bemerkt. Auch war dergleichen 

- wenn auch für kürzere Zeit - schon praktisch erprobt, 

aber die Zeitdauer pielt dabei keine cnt cheidende Rolle. 

Diese Zwischenzölle sollen für die Übergangszeit - wie schon 

erwahnt - diesseits der Industrie, jenseits der Landwirt ·chaft 

Schutz gewahren, um die Anpassung der elben an die gründ

lich geanderten Verhaltnisse vorzubereiten. Der indu trielle 

Schutz müsste naturgemass in weitaus überwiegendem Masse 

der österreichischen Industric zn Gute kommen, die unver

gleichlich schwachere junge ungarische Indu trie hatte gar 

wenig davon. Deshalb verlangt sie den gleichen Scbutz für 

dieselbe Zeit und mit demselben Abbau für sich der öster

reichischen Industrie gegenüber, wie diese der deutschen 

Konkurrenz gegenüber geschützt werden soll. Bei einer reinen 

Zollunion mit freiem Verkehr würde die ungarische Industrie 

ebenfalls schwerer heimgesucht werden, wie die viel starkere 

und dementsprechend auch widerstandsfühigere österrei

chische, aber da ware das ganze zollvereinte Gebiet einheit

lich, die natürlichen Konsequcnzen dieser Verei11igung hatten 

alle Teile gleichmassig zu tragen. Wenn aber innerhalb des 
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Zollvereins überhaupt Zwischenzölle errichtet werden sollen. 

kann die Berechtigung der Forderung nach dem gleichen 

Schutz nicht abgesprochen werden, ja logisch begründet ware 

nur eine solche Lösung. Diesem Wunsche muss daher Rech

nung getragen werden und dies umsomehr, als es nicht 

denkbar ware, dass es eine ungarische Regierung gabe -

stehe sie noch so fest auf dem Standpunkte des freien Ver

kehrs - , welche diese Fordcrung im erwahnten Palle nicht 

geltend machen müsste, sonst könnte sie ihren Platz nicht 

behaupten. 
Diese Forderung wird aber nicht nur österreichischerseits, 

sondern auch deutscherseits ernstlich bekampft; so z. B. 

ausserte sich der bekannte bayrische Abgeordnete Heinrich 

Osel hierüber fokendermassen: ,,Wir Deutsche dürfen aber 

bei aller jetzt gebotenen Reserve wohl konstatieren, dass von 

unsercm Standpunkte aus ein zerrissenes österreichisch

ungarisches Wirtschaftsgebiet eine ganz pusserordentliche 

Verschlechterung schon mit unseren derzeitigen Beziehungen 

zur Donaumonarchie bedeutet" ;*) Jer berühmte Professor 

Lujo Brentano aber agt: ,,Die (,,ngarn möchten bekanntlich 

zu diesem Zweck ihr Land am liebsten mit besonderen Zoll

linien auch gegen Osterreich umgeben; sie bedenken nicht, 

dass ein Absatzgebiet, wie Uniarn, für die t:ntwicklung moder

ner Grossindustie ebenso ungenügend ist, wíe zur Zeit Fried

rich List's Württemberg ein ungenüg;enc!es Absatzgebi.et fiir 

die württembergische Grossindustrie gewe en ware." **) 

Der Standpunkt Osels ist vom deutschen Gesichtspunkte 

aus verstandlich, denn cs kann nicht gelcuguet werc!en, dass. 

ein fteies, einheitliches Absatzgcbiet von über 50 Millionen 

Mcnschen handelspolitisch wertvoller ist, als <lessen Zwei

teilung. Aber trotzdem sind die Bedenken übertrieben, zumal 

eine Zwischenzollinie nie so gcdacht war, dass sie auf den 

•) , ,,Münchner Neueste Nachrichten". 6. August 1915. 

••) ,,Marz" München, tleft Nr. 11. 
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deutschen Absatz Rückwirkungen haben sollte. Nur Vcrschie

bungen des Zwischenhandels würden eintreten, welche aber 

im Endresultate für den deutschcn Export nach ősterreich 

11nd Ungarn ohne Nachteil waren. 
Was ist aber die wirkliche Sachlage der Be)lauptung 

Prof. Brentanos gegenüber? Sie hat mit der frage der wirt

schaftlichen Annaherung an Deutschland eigeutlich nichts zu 

tun und wird in dieser Beziehung stets nur ins falsche Licht 

gestellt. Seit Aufhebung der bis 1850 bestandenen Zwischen

zollinie zwischen Österreich und Ungarn, beziehungsweise 

seit Wiederherstellung der ungarischen Verfassung J 867, gab 

es in Ungarn immer eine starke Strömung für das selbstandige 

Zollgebiet, im Programme einer grossen politischen Partei 

- der Unabhangigkeitspartei - steht ctie e .Forderung als 

Kardinalpunkt, selbst in den Parteien des 67er Bekenntuisses 

gibt es Anhanger dafür. Die überwiegcnde Mehrheit der 67er 

Parteien aber ist für die weitere Aufrechterhaltung <les freien 

Verkehrs, wenngleich auch sie e~ nicht be treiten, dass die 

industrielle Entwicklung des Landes so viel langsamer ist 

als sie bei speziellem Zollschutz ware. Aber im gesamten wirt~ 

schaftlichen und politischen Intercsse glaubcn sie dieses Opier 

insolange bringen zu sollen, bis die wirtschaftlichen Interessen 

<les Landes auch auf dieser Orundlage befriedigt wcrden 

können. Und bei gegenscitigcm guten Willen können sie es 

auch werden. Mit der Zollunionsfrage aber kann der erwahnte 

Standpunkt nur insofern in Verbindung g-ebracht werdcn, a\s 

für den Fali einer Zwischenzol\i,üe innerhalt einer Zollunion 

die ungarische lndustrie - wie schon erwahnt - einen ahn

lichen Schutz für sich beanspruchr, womit abcr auch jeg\icher 

Widerstand der ungarischen Jndu~trie von ihrem Standpunkte 

gegen eine Zollunion fallen würde. ln di esem f alle hatte die 

ungarische lndustrie keine weitere Ursache, sich einer Zoll

union gegenüber ablehnend zu verhalten. Wird aber die Prage 

der Zwischenzölle innerhalt der Zollu.nion nicht aufgeworfen. 

andert sich die diesbezügliche Lage in Ungarn auch ni~ht; die 
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Anhanger <les selbstandigen Zollgebietes werden an ihrem 

Standpunkte weiter verharren wie bisher. Wir aber, die 

Freunde <les freien Verkehrs, werden trachten, unseren Stand

punkt auch für die Zukunft zur Oeltung zu bringen, voraus

gesetzt natürlich, dass die wirtschaftlichen Interessen des 

Landes auf dieser Orundlage entsprechende Berücksichiigung 

finden werden. 
Und damit wollen wir in die Behandlung der angeregten 

Zollunion vom wirtschaftlichen Oesichtspunkte cintreten, vor7 

erst in Bezug auf das gesteckte erste Ziel: auf die gegenseitige 

wirtschaftliche Erganzung der drei Wirtschaftsgebiete. 

ln erster Reihe kommt hier die Verschiedenartigkeit der 

Produktionsverhaltnisse in Betracht. Diese nach Möglichkeit 

auszugleichen, ware Aufgabe der Zwischcnzölle. Die Möglich

keit hiezu i t gebotcn, wenn es auch nicht so einfach ist, wie 

sich das manche vorstellen. Aber es kann auch nicht als un

möglich hingcstellt werden. Wenn ein Zeitraum von 25 bis JI) 

Jahren oder gar noch mehr lliefür zur Verfügung steht*) und 

systematisch darauf hingearbcitet wird, so ist die Möglichkeit 

gegeoen. Die grösste Schwierigkeit besteht lediglich in den 

durchaus vcrschicdenen Kdiíteverhaltnissen der deutschen, 

österreichischen und ungari chen lndustrie. 

Die deutsche Industrie ist zumindest viermal bis fünfmal 

so stark wie die österreichische, diese wieder sieben bis acht

mal starkcr der ungarischen gegenüber. Zusammenstellungen 

ganz verschiedener Art wurden diesbezüg\ich aufgestellt, aber 

ein einheitlicher Vergleich :i.uf ganz glcichen Orundlagen ist 

nicht möglich. Nur aus einzelnen zur Verfügung stehenden 

Daten kann diesbezüg\ich gcschlossen werden. Wir wollen es 

versuchen, solche in nicht allzugrosser Zahl anzuführen. 

Die gewerbliche Bevölkerung betrug in 

Ungarn (1910) 140/o 

ősterreich (1910) 230/o 

Deutschland (1907) 400/o 

der gesamten Erwerbsbevölkerung. 

•) Der deutsche Mitteleuropaische Wirtschaftsverein beantragte 

40-50 Jahre. 
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Die industriellen Betriebe mit einer Arbeiterzahl übcr 
50 betrug in 

!.J 00 mit 242.000 Angestellten 
6.100 „ 1,131.000 „ 

Ungain (1900) 
Osterreich (1902) . 
Deutschland (l 907) . 27.400 „ 5,203.000 

Die Kohlenproduktion (Stein- und Braunkohle zusammen) 
stellte sich 1913 in 

Ungarn auf 
Österreich auf 
Deutschland auf 

. 10,274.0.51 Tonnen 

. 43,838.220 ,, 

. 277,342.500 ,, 

Aufgearbeitet wurde 1911 an Eisencrzen in 

Ungarn 1,582,348 Tonnen 
Osterreich . 3,834.6ó5 
Deutschland 46,394.913 " 

Roheisen in 

Ungarn . . . . 
Osterreich . . . 
Deutschland (1912) 

765.815 Ton11en 
1,702.160 „ 

16,775.324 „ 

Die Zahl der Baumwollspindeln betrug i91J in 

Ungarn 400.000 
österreich . 4,900.000 
Deutschland 10,900.000 

Aufgearbeitet wurde 191.3 an Bam111volle in 
Ungarn 
Osterreich . 
Deutschland 

16. 53 Tonnen 
193.002 
486.156 

" 
" 

Der Nettoimpor{ an Schafwollc war 1913 naci! 
Ungarn 
österreich 
Deutschland 

3.544 Tonncn 
41.119 

" 
200.715 
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Die Ausftlhr betrug an: 
Eisen und Eisenwaren a11s 

Ungarn 93.695 Tonnen 

österreich t U.672 „ 

Deutschland 6,502.491 " 
Maschinen, elektrische Jndustrie und Fahrzeuge aus 

Ungarn 
Osterreich . 
Deutschland 

M.etall und M etallwaren aus 

Ungarn . 
Osterreich . . 
Deutschland 

17.098 Tonnen 
32.758 „ 

338.514 

9.156 Tonnen 
35.275 „ 

349.447 

Bamnwollgarne und Gewebe aus 

Ungarn 
österreich . . 
Deutschland 

Schafwollgame und Waren aus 

Ungarn 
Österreich 
Deutschland 

12.739 Tonnen 
37.446 „ 
61.429 " 

2.321 Tonnen 
7.647 

43.034 
" 
" 

Das cingczahlte Aktienkapital indnstrieller Aktiengescll

schaften bctrug 1912 in 

Ungarn 
Osterreic.:h 
Deutschland 

982 Millioncn Kroncn 
2246 ,, ,, 
9764 ,, ,, 

füezu muss abcr noch das Kapital dcr Ocnossenschaften rnit 
bescbrankter Haftung gcrccl111et werden, wclchcs zu gleicher 
Zeit ín österreich 313, in Deutschland aber 2.830 Millionen 
Kronen betrug (ín Ungarn besteht <lie. e Oesel\schaftsform 
noch nicht), so da s das Kapitalvcrhaltni eigentlich so steht: 
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Ungarn 982 Millionen Kronen 

Österreich 2.559 
Deutschland . 12.607 ,, ,, 

:Es ware veríehlt besondere Schliisse oder Konsequenzen 

aus diesen Vergleichsziffern ziehen zu wcllen. Sie haben avch 

nicht diesen Zweck, sie sollten nur als Tllustration dafür diencn, 

wie sich die industriellen Krafteverhaltnisse der drei Wirt

schaftsgebiete im ganzen und grossen stellcü. 

Die Unterschiede sind enorm, ausgleichen lassen sie sich 

natürlich nie und nimmermehr, aber bei einem Zeitraum von 

25 bis 30 oder noch mehr Jahren - wie eben der Abbau der 

Zwischenzölie geplant ist --- können die füirten die er Onter

schiede entsprechend gemildert werden; es können Au. gleiche 

in der Industrie eingeleitet werdcn, welche ein ertr~igliches 

Verhaltnis und normale Entwicklung ermöglichen. Von allen 

drei Seiten dem gemeinsam zu erstrebenden Ziele im gegcn

seitigen Einvernehmen zugesteuert, ist innerhalb cines so 

grossen Zeitraumes Grosses zu leisten möglich. Insbesondere 
könnte dies gelingen, wenn das deutsche Kapital und die 

deutsche Arbeit dabei ernstlich zur ttilfe kamen, um unscre 

wirtschaftliche Entwicklung zu fördern. ln je grösserem Masse 

dies geschehen wiirde. umso leichter wiire das angestrebte 

Ziel erreichbar. Die Notwendigkeit einer solchen Übergangs

zeit kann vom industriellen Gesichtspnnkt nicht bezweifelt 

werden. Wenn sie aber die österreichische Industrie fiir sich 

als unbedingt notwendig erachtet. um wie viel notwendiger ist 

sie für die verhatnismassig schwache, junge ungarische Indu~ 

strie. Bei letzterer ist dabei noch deren weitere Förderung 

in frage gestellt. Aber bei ernster, zielbewusster Arbcit muss 

der erwahnte Zeitraum auch hiefür genügend sein. Oie staat

liche Industrieförderung Ungarns weist bei Anwendung sehr 

geringer Mittel in einer kurzen Spanne Zeit von zehn bis zwölf 

Jahren eine Mehrproduktion durch neugeschaffene Industrien 

von ru_nd 400 Millionen Kronen jahrlihccr Produktion werte 

auf, ohne R.ücksichtnahme auf das ebenfalls tark geförderte 
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Gewerbe. Die Möglichkeit einer :Entwickhmg ist gegeben. nur 

muss die Arbeit konsequent und in viel grösserem Stile fort

gesetzt werden. Der ungarische Staat kann seiner Industrie

förderung nicht entsagen, sie ist ein Gebot der Selbsterhaltung. 

Allerdings bietct der intensivere landwirtschaftliche Betrieb 

noch sehr viel Arbeitsgclegenheit für einen Teil der Bevöl

kerung, ist aber bei weitem nicht genügend, die stark zuneh

mende Bevölkerung standig zu ernahren und dem Staia'te als 

finanzielle Grundlage zu dienen. Ohne Industrie könnte sich 

der Staat einfach nicht erhalten, er könntc seinen Aufgaben 

nicht gerecht werden. Aber abgesehen davon, die ungarische 

Industrieförderung steht der Entwicklung der deut chen und 

österreichischen Industrie auch nicht im Wege. Es ist doch 

eine allbekannte Tatsache - das Deutsche Reich, Gross

britannien und die Vereinigten Staaten von Nord-Amerika lic
fern hiefür die besten Bcweisc -, dass mit der Entwicklung 

der eigenen Industric der industriellc Importbedarf steigt, 

was übrigens eine ganz natürliche Erscheinung ist. [ t nicht 

dieselbe Erscheinung zutage getreten ím industriellen Verkehr' 

zwischen Ungarn und Österreich? Hat die österreichische 

lndustrie durch die ungarische Idustrieförderung eine Ein

busse erlitten? lm Gegenteil, sie wurde ihr noch zum Vorteil, 

denn es entstanden durch sie neue Bedürfnisse, welche die 

ungarische Industrie nicht befriedigen kann. 
Aber auch die Anforderungcn der Kriegführung gebieten 

die möglichste territoriale Verteilung der Industrie innerhalb 

der Monarchie. Die für Frankreich und R.ussland im jetzigen 

Kriege so traurigen Erfahrungcn müssen für uns auch in dieser 

Beziehung sehr lehrreich sein, wie wir überhaupt auch ín Bezug 

der industriellen Produktion, dcr Riclitungen unscrer indu

striellen Förderung aus dem Kriege sehr wichtige Lehren ab

zuleiten haben wcrden. 
Die Entwicklung dcr eigenen Industrie ist aber auch zur 

Förderung der eigenen Landwirtschaft unbedingt notwendig, 

denn sonst müs te sich die Landwirtschaft - wie es in Ungarn 
6 
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vor seiner Industrieförderung der f all war - fast ausschliess

lich auf <len Export stützen. Der Export ist auch notwenc!ig, 

aber nur zur förderung der inlandischen Produktion; er ist 

ein Mittel zum Zweck, nicht aber Selbstzweck. 
Damit kommen wir auf <len anderen Zweig des wirt

schaftlichen Lebens, die Erganzung in wirtschaftlicher Be

ziehung, auf die Landwirtscbaft zu sprechen. 
Die Erganzung in industrieller Beziehung wird sich auto

matisch vollziehen durch einverstandliche Regelung der in

dustriellen Produktion aller drei Wirtschaftsgebiete, durch 

Starkung jener Industrien, für welche das eine oder andere 

Gebiet von besonderem Vorteile ist und durch das gegenseitige 

Bestreben, das Bestehende zu erbalten, den Konsum sich ge

genseitig zu sichern. Die Industrie kennt gar manche wirk

same Mitiel hiefür, und wenn ihr cine entsprechcnde Über

gangszeit zu Verfügung steht, dürfen auch vom Standpunkte 

der Industrie einer Zollunion keine unüberwindlichen Schwie

rigkeiten im Wege stehen. 
Vom Standpunkte der Landwirtschaft aber überhaupt 

nicht, ja se!bst vom Standpunkte der deutschen Landwirtschaft 
könnte gegen diese keine bercchtigtc Einwendung geltend ge

macht werden. Die Situation der deutschen Landwirtschaft 

ist eben eine ganz andere der Landwirtschaft unserer beiden 

Staaten gegenüber, wie jene unserer Industrien der deutschen 

Industrie gegenüber. Die deutsche Landwirtschaft ist nicht 

nur nicht schwiicher wic die ungarische und österreichischc, 

ja Deutschland ist auch in dieser Beziehung starker wie wir; 

die deutsche Landwirtschaft steht auf unvergleichlich höherer 

Stufe wie die ungariscbe und österreichische. 

Ein Vergleich in dieser Beziehung ist schon leichter wie 

bei der lndustrie; die Anführung einiger Vergleichsziffern 

dürfte ebenfalls nicht überflüssig sein. 

Von den bewirtschafteten Territorien Deutschlands mit 

54 Millionen Iiektar fallen (1900) 48·6% auf Ackcrbau; in 

Ungarn - dem ausgesprochenen Agrarstaate - (1913) nur 
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-44% und in österreich (1907) nur 35·4%. Und wahrend in 

Deutscbland auf den Kopf der Bevölkerung 1913 in <len vier 
ttauptgetreidesorten (Weizen, Roggen, Gerste und Iiafer) bci 

, einer Bevölkerungsziffer von 65 Millionen Menschen 4·6 Dop-

pelzentner Produktion entfallen, beziffert sich diese Produk

tion in Ungarn - bei einer Bevölkerungsziffer von 20 Millio.! 

nen auf 4·8, in österreich aber - bei 31 Millionen Ein; 

wohner - auf nur 2·8 Doppelzentner. Die landwirtschaftliche 

Produktion ist in Deutschland eine viel intensivere, wie dies 

aus folgenden Erntedurchsclmitts-Ergebnissen ersichtlich ist. 

1m Jahre 1913 war das Durchschnittsergebnis in Doppelzent• 

nern pro ttektar in 

bei Weizen . 
,, Roggen . 
,, Gerste . 
„ llafer 

Deutschland 
23·6 
19·1 
22·2 
21·9 

Österreich 
13·4 
13·8 
16-0 
14·1 

Ungarn 
13·19 
12·16 

14·66 
12·10 

Und wenn wir auch die Kartoffelproduktion einem Vergleich 

unterziehen, so ergab diese im selben Jahre in Deutschland 

138·6, österreich 90·6 und Ungarn 78·90 Doppelzentner pro 

ttektar. 
Bei den gleichen Ernteergebnissen, wie sie das Deutsche 

Reich aufweist, hatte Österreich und Ungarn 1913 aufweisen 

müssen bei 

Weizen um 14·2- , beziehungsweise J5·8 Millionen 

Roggen „ 10·5-, " 
9·2 

" 
Gerste „ i·2-, " 

(y7 
" 

llaf er „ 4·9-, ,. 9·-l 
" 

Kartoffeln „ 86·7-, ,, 56-2 „ 
mehr und da ware Ungarn wieder zu einem agrarischen Ex

portstaat geworden, wie vor Jahren, Österreich aber hatte 

seinen Bedarf fast ganz allcin dccken können. 
Nun kann aber Deutschland seine Landwirtschaft nicht 

so entwicke n, dass es seinen Bedarf allein dccken könnte. Die 
6· 



84 

Jahre 1907-1913 weisen einen durchschnittlichen Import an 

Getreide von rund 61 Millionen Doppelzentnern auf, so dass 

die deutsche Landwirtschaft gegen eine Zolhmion vom Ge

sichtspunkte ihrer Getreideproduktion keinerlei Ursachc hatte, 

Stellnng zu nehmen und dies umsoweniger, wenn sie sich für 
dieselbe Űbergangszeit die Zwischenzölle sichern \vürde. 

Und wie steht es mit dem Viehstand der drei ::,t:.:taten, 

dem anderen wichtigsten Teil der Landwirtschaft? Da ist die 

Lage des Deutschen Reic:hes schon nicht so vorteilhaft. wie 

bei der Getreideproduktion, aber noC'I-J immer nicht nngünstig 

und kann mit dem Vcrhaltnisse der ö terreichischen und un

garischen lndustrie znr deutschen noch immer nicht verglichen 

werden. 

Bei einem Stand von 7.319.121 Stück ttornvieh in Un11:arn 

(1911) entfielen auf 2·01 ttektar ein Stück und auf 10.000 Se~len 

35l1'4 Stück; in Österreich bei 9,160.009 Stück (1910) auf 1·20 

ttektar ein Stück und auf 10.000 Seclen 321 Stück, wahrend 

in Deutschland auf ein Stück Vieh 1 ·30 liektar und auf 10.000 

Seelen nur 310·8 Stück Vieh fielen Bei Schweinen stellt sich 

die Lage Deutschbnds - was das Verhiiltnis zur Seelenzahl 

anbelangt - wenigstens Österreich gegenüber viel besser, in

dem hier auf 10.000 Seelen bei einem Stand von 21,92.3.701 

Stück 337·7 fallen, auf 1.94 ttektar aber ein Stück, wahrend 

ín Ungarn bei 7,580.446 Stück 362·9, beziehungsweise 1·19 Hek

tar, in Österreich aber bei 6,432.080 Stück nur 225 Stück, bc

ziehungsweise 1·71 ttektar entfallen. 

Auch in Bezug auf seinen Schlachtvieh-, beziehun1;swci e 

fleischbedarf ist Deutschland auf grossen Import angewiesen. 

lm Durchschnitte 1907-1913 importierte cs jahrlich Rindvieh 

im Werte von rund 100 Millionen Kronen und Schweine im 

Werte von 50 Millionen. 

Und welchen Zweig der Landwirtschaft wir immer be

trachten, seien es Iandwirtschaftliche Nebenprodukte, Geflügel, 

Eier, Butter, Obst und Gemüse, oder sei cs der ttolzbedarf 

Deutschlands, in allen Zweigen ist es auf Import angewiesen, 

( 
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seine eigene Produktion reicht zur Deckung seines Bedarfes 

nicht und kann auch nicht so gefördert werden, dass sie ge

nügend sei. Von den Zolleinnahmen des Deutschen Reiches 

mit rund l·l Milliarden Mark 1913 entfallen 50·5%, also üoer 

eine halbe Milliarde auf Agrarzölle. 

Um aber eine faganzung der drei Wirtschaftsgebieie dies

bezüglich erzielen und den deutschen Importbedarf wenigstens 

in seinen ttauptzweigen decken zu können, bedarf die Land

wirtschaft auch jener Übergangszeit, <lenn einc Mehrproduk

tion von heute auf morgen lasst sich nicht erzielen und der 

Viehstand wird auch viele Jahrc benötigen, um aus der durch 

den Kriegskonsum noch ge teigertcn Depekoration heraus zu 
kommen und einen Überschuss für Exportzwecke zu haben. 

Denn im Durchschnitte der Jahre 1911- 1913 hatte Ungarn 

aus seiner Ernte, unter ttinzurechnung des vorjahrigen De

standcs, an 
Weizen 
Roggen 
Gerstc 

nur 27·1 l % 
,, 26-14°/Í, 
,, 18·35% 

liafer „ 11·97% 

für Exportzwecke übrig, wovon aber nur 6-42% nach dem Zoll

auslande, wahrend 93·58% nach Östcrreich cxportiert wur„ 

den. ~') Nun betragt aber diescr Oesamtexport nicht mehr als 

rund 20 Millionen Doppelzcntner, wahrend dcr deutsche Im

port in denselben rund 60 hi 61 Millioncn bctr,i~t, daher Un

garn, wenn Österreich dur(:\l Errcichung dcr deutschen f.rnte~ 

durchschnitte cventuell seincn Bedarf sclbst decken würde, 

selbst in diescm falle nur eincn drittcn Teil des heutigen 

deutschen Importbedarfes befriedigen kiinnte. 

Bei einer Steigerung auf die deutschen Durschnitts

ergebnisse aber kcnnte Ungarn den gesamten deutschen Import 

- vielleicht nur mit Ausnahme dcr Futtergerste - vollkom

rnen decken, die wirtschaftliche Autarkic der Zcntralmtichte 

•) Dr. Friedrich Fellner: Die Landwirtschaft Ungarns und die 

wirtschaftliche ft nnaherung an Deutsch land. J 915. 
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könnte auf diese Weise gesichert iverden. f.inzig und allein: 
die Prage der überseeischen Rohprodukte bliebe noch orfen. 

Vom Standpunkte <ler Landwirtschaft steht daher einer 
Zolleinigung nichts im Wege; dieser Tcil der Volkswirtschaft 
beider Staaten der Monarchie könntc daraus nur Vorteile 
ziehen und diese Vortcile waren umso ansehnlicher, je besser 
die Übergangszeit zur Förderung der L:mdwirtschaft ausge
nützt werden würde. 

Vom wirtschaftlichen Oesichtspunkte müsste aber die 
möglichste Einheitlichkeit der wirtschaftlichen Gesetzgebung 
in allen drei Wirtschaftsgebieten gefordert werden, ohne 
welche eine Zollunion iiberhaupt nicht möglich ware. 

Bei einer ehrlichen und nur halbwegs ernsten wirtschaft
lichen Annaherung ist es doch nicht recht denkbar, das.s in den 
drei Staaten z. B. gnzndsiitzlich andere Prinzipien des Ge
werbe- und ttandelsrechtes, des gewerblichen Urheberrechtes, 
des unlauteren Wettbewerbes usw. bestehen. !:s ist bei einem 
solchen Verhaltnis doch nicht gut mög-Jich, dass, was in dem 
einen Staate gestattet ist, in dem andercn als Vergehen ge
ahndet werde, oder urngekehrt. Das will nicht so viel hcissen, 
dass die wirtschaftliche Gesetzgebunl! in allen ihren :Einzel
heiten ganz g!eich sein muss; so weit darf man in den forde
rungen nicht gehen, denn damit ware die Berücksichtigungs
möglichkeit eigener spezieller Verhaltnisse genommen. Dies 
ware aber ein Pehler. Die schlechten, ich ím Leben nicht be
wahrten Ge etze stammen zumeist eben daher, da s sie in 
der Regel schlechte Kopien fremder Gesetze sind ohne Be
rücksichtigung der heimischen Verhaltnisse. Aber in den 
ttauptprinzipien muss eine f.:inheitlichkeit bestehen, denn ohne 
einer solchen ware eine Zollunion überhaupt nicht denkbar. 
Auch soweit darf man bei Aufstellung dieser Forderung nicht 
gehen, dass die Steuergesetzgebung in allen Teilen eines Zoll
vereines gleich sein müsse. Wünschenswert und anzustreben 
ware dies schon - insbesondere müssten es österreich und 
Ungarn anstreben, wo die Produktion mit ieuern viel starker 
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belastet ist, als in Deutschland -- aber es kann nicht behauptet 
werden, dass eine solche Gleichheit unbedingt notwendig ware. 
Sowohl der deutsche Zollvercin, als aucb die österreichisch
ungarische Zollunion widersprechen einer solchen Bebauptung, 
wenngleich es nicht geleugnet werden kann, <lass die ver
schiedenen Steuerbelastungen auf die Produktionsbedingungen 
ganz erheblichen Einfluss auszuüben geeignet sind und die 
Konkurrenzfühigkeit stark fördern oder behindern können. 

:Ebenso verhalt es sich mit der sozialpolitischen Gesetz
gebung und den darans sich ergebenden sozialen Lasten. Eine 
Einheitlichkeit muss zweifellos angestrebt werden, aber doch 
nicht in solch absoluter Form, wie dies mehrererseits behauptet 
wird, und am allerwenigsten darf hieraus ein prinzipielles 
liindernis für eine Zollunion konstruiert werden. Die Mög
Jichkeit dessen, dass z. B. in einem Staate zollvereinter Lander 
ein maximaler Arbeitstag für :Erwacbsene gesetzlich festgestellt 
ist, in einem anderen Staate aber die Arbeitsdauer frei sei 
und ahlicher anderer Verfügungen ist zwar nicht wünschens
wert, abcr doch geboten. Jn Österreich und Ungarn besteht 
diese Verschiedenartigkeit ausserdem auch in der sozialen 
Belastung. Solche Differenzen werden eben durch <lie Ver
schiedenheit der Produktionsbedingungen ausgeglichen, wie wir 
dies aus eigener :Erfahrung feststellen können. Österreich hatte 
z. B. schon langst eine obligatorische Unfallversicherung, ehe 
noch in Ungarn daran gedacht worden ist, und doch fand keine 
Benachteiligung der österreichischen Industrie innerhalb un
serer Zollunion statt, es tanden ihr andere Vorteile der un
garischen Konkurrenz gegenüber zur Verfügung, welche diese 
Benachteiligung ausgleichen konntcn. Und es wird keinen ver
nünftigen Menschen geben, der die Konkurrenzfühigkeit der 
deutschen Jndu trie der österreichischen oder ungarischen 
Jndustrie gegcnüber bezweifeln würde deshalb, weil die 
deutsche Industrie an Sozialversicherung viel grössere Bc
lastungen zu ertragen hat. als Österreich und Ungarn. Welch 
andere Arbeitsleistung weist abrr der gut versorgte deutsche 
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Arbeiter unseren Arbeitsleistungen gegenüber auf ! Díe frag~ 
der sozialen Gesetzgebui und ihrer Lasten erledigt sich übri
gens allmii.hlig auch obne eine Zollunion oder anderweitige 
wirtschaftliche Annaherung. Kein moderner Staat kann sich 
för langere Zeit den sozialpolitischen Anforderungen ver-
chliessen. F olgt er dem Gebote der Gerechtigkeit nicht von 

selbst, werden ihn die Verhaltnisse dazu schon zwingen. 
Ausserdem ist die ein be. onderes Gebict internationaler Re
gelung, das kiinftighin hoffcntlich in noch v,rösserem Mas e 
gepf!egt werden wird als bishcr. 

Prinzipielle Schwierigktiten können auch in finanzpohti
scher Beziehung nicht erhoben wcrden, obzwar einzelne dieser 
fragen sehr schwer zu lösen w:iren. Es ·ei diesbezüglich nur 
auf die Aufstellung der Zol!cinnahmen verwiesen, welche eine 
der allersch,verstcn Fragcn darstcilt cknn dcr vielleicht einzig 
gerechte Berechnun~sschhi-;scl , der Konsurn. ist nicht eruier
bar. Die Monopols- und Vcrzchrungssteuer-Frage i t schon 
viel leichter, wenn auch nicht so einfach, wie vielerseits eben
falls gedacht wird; hiciür bestehcn aber -;chon gewis e Ein
ricbtungen, welche weniv,stcns Anhaltspunkte für deren T ,ösung 
geben. Da erübrigt cs wirklic.:h nm Zeit, urn eine entsprechende 
Lösung zu finden. Dassclbc gilt von der Valutafrage. 

Und schliesslich stcl1cn einer Zollunion auch vom ver
kchrspoliti chen und tecllni<;chen Oesichtspunkte keinc prinzi
piellen ttindernis e im Wege, denn die unbedingt notwendige 
cinheitlichkeit dcs Tarifwstems und der Tarifpolitik kann ge
sichert werden. Aber gcsichcrt muss sie werden, weil sonst 
eine Zollunion prinzipiell unmöglich ware. Das ist ein Gebiet, 
welche die weitc tgehenden Möglichkeiten bietet, um Produk
tionsbcdingungcn auszuglcichen oder umzu tossen. Mit ziel
bewn ster liandhabung dcr Tarifpo!itik kann jede Zollpolitik 
vereitelt werden. 

Das gesteckte erste Ziel hatten wir somit ín seinen wich
tigsten Punkten und ganz allgemein beleuchtet; in weitere 
Uetails einzugehen, ware hier nicht am Piatze. Als l:rgebni 
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dieser Betrachtungen kann festgestellt werden, dass das an
zustrebende erste Ziel, die gegenseitige wirtschaltliche Ergan-

1 

zzmg durch eine so gedachte Zollunion, erreicht werden könnte 
und einer solchen Zollunion vom wirtschaftlichen Gesichts
punkte keine prinzipiellen Híndernisse im W ege stünden. 

lm Anschlusse hieran müssen wir uns aber die Frage stel
len, ob diese Lösung zeitlich wohl möglich ist und ob die hiezu 
zur Verfügung stehende Zeit zur Lösung dieser Angelegenheit 
genügend ware, ganz abgcsehen hiebei von den schon erwahn
ten politischen und staatsrcchtlichen Gesichtspunkten, welche 
dieser Form im Wege stehen. 

Diese Frage muss unbedingt verneint werden. Zur Lösung 
jenes enormen Komplexes von wirtschaftlichen Angelegenheiten, 
welche im Obigen nur ganz flüchtig angedeutet wurden, sind 
Jahre notwendig, denn wir haben es nicht nur mit ganz ver
scbiedenen Vcrhaltnisscn und Bedingungen zu tun, sondern 
auch mit drei Rcgierungcn und Gesetzgebungen, und was das 
bei wirtschaftlichen Verhandlungen hei st, braucht im beson
deren in unserer Monarchie nicht ins hellere Licht gestellt zu 
werden. Wer diese Materie nur halbwegs kennt, wird sich 
keinen Illusionen hingeben, dass die un zur Verfügung ste
hende Zeit auch nur zur prinzipiellen Klarung eine Teils dieser 
Fragen genüge. Er wird uns darin zustimmen, dass nicht nur 
vom industriellen Standpunkte eine lii.ngere Übergangszeit Not 
tut, weiche neb tbei die Landwirtschaft begünstigt, sondern 
dass eine olche nebstbei von diesem Gesichtspunkte una!:f.: 
weisbar i t. 

Wenn dem aber o ist. drangt sich die Frage von selbst 
auf: welche Lösung ist nun geeignet, beziehung weise möglich, 
das zu erstrcbende Ziel, die gegenseitige wirtschaftliche cr
ganzung, erreichen zu können? 

Unserer Ansicht nach, die sich auch auf hervorragende 
deutsche und österreichische Meinungen stützt, ist es das 
System preferentieller Behancllung auf möglichst weiten Gc-
bieten des wirtschaftlichen Lebens, ein ganz spezielles, ~0'· 

1 ' 11 ·: ' 
\ ,..._, . / ~ 

.J/~5_:1/ 
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Eigenartigkeit unseres Bündnisses und unserer Verhiiltnisse 
angepasstes Vertragsverhaltnis auf liingere Dauer mit dem 
Bestreben, allmiihlich die Schranken der wirtschaftlichen Tren
nung überall aufzuheben, wo diese nicht zmumgéinglich not
wendig sind. Was diesbezüglich mit Zwischenzöllen erreicht 
werden will, das können - wie schon erwahnt - auch Vor
zugszölle leisten. Die gegenseitige Zollfreiheit, wo eine solche 
möglich ist, und wo der heutige Zollschutz ohnedies keinen 
Schutz mehr gewahrt, ferner ermassigte Zölle mit Abbau
tendenz sollen das Orundprinzip sein, Zollerhöhungen aber nur 
ausnahmsweise eintreten, wo es eben unausweichlich ist. ln 
einzelnen Beziehungen wird auch das nicht zu vermeiden sein. 
Nur so ist eine wirtschaftliche Annaherung gut denkbar. ln 
der Oesamtheit der industriellen Produktion muss der Aus
gleich industrieller Interessen gesucht und gefunden werden. 
Wie weit sich dieses System anwenden lasst, kann nur von 
Tarifposten zu Tarifposten bestimmt werden, da ist weitest
gehende Detailarbeit notwendig. Aber die preferentielle Be
handlung darf sich nicht nur auf die Zölle beschriinken, ste 
muss sich auf möglichst weite Gebiete des wirtschaftliclzen 
Lebens erstrecken, ganz als ob eine Zolluniou zwischen un
seren Staaten bestiinde. Vor allem auf das Verkehrswesen, auf 
die Tarifpolitik aller Staatseisenbahnverwaltungen, 11111 eine 
möglichst einheitliche Tarifpolitik anzubahnen. Die Ungleich
heit der wirtschaftlichen Gesetzgebung muss auch wiiltrend der 
Dauer dieses Systems möglichst ausgeglichen werden und auf 
möglichst allen Oebieten des wirtschaftlichen Lebens müssen 
Abkommen abgeschlossen werden, welche ein Reziprozitats
verhaltnis anbahnen und den gegenseitigen Verkehr er
leichtern. 

Nur ein solches Preferential-System ermöglicht eine ernste 
wirtschaftliche Annaherung auf völkerrechtlicher Orundlage 
und gewahrleistet fast dasselbe, was mit einer Zollunion mit 
Zwischenzöllen geplant wird, ohne deren unüberwindlíche PO

litische und staatsrechtliche Schwierigkeiten, ohne H:oheits-
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rechte überhaupt zu berühren. Es wiirde eine Art wirtschaft
lichen Bündnisses darstellen mit Aufrechterhaltung voller 
staatsrechtlicher Selbstiindigkeit aller Teile. Eine solche An
naherung kann dem politischen Bündnisse nur Vorteile brin
gen, <lenn sie stützt sich neben den Oefühlsmomenten auf ge
genseitige Interessen, sie stellt die Verkörperung der lnter
essengemeinsch'aft dar und stösst auch auf keine zeitlichen Hin
dernisse. 

Wir übergehen nun auf das zweite Ziel: möglíchst ein
heitliche lf andelspolitik anderen Staaten gegeniiber und dte 
gemeinsame Ausnützzmg der sich hieraus ergebenden Vorteile. 

Auch diesbezüglich ware eine Zollunion mit gemeinsarner 
Ausscngrenze die einfachste und radikalste Lösung. Sie be
dingt einen gemeinsamen Aussenzolltarif, gemeinsame Ver
handlungen mit anderen Staaten und Gemeinsamkeit in der 
Oesetzgebung. 

Dcr gemeinsame Zolltarif mag mit schr grossen Schwierig-
keiten verbunden sein, da die handelspolitische Grundtendenz 
einerseits in Deutschland, andereseits in Österreich und in 
Ungarn verschieden ist, doch kann das Zustandekomrnen eine!5 
so1chen gcmeinsamen Aussenzolltarifs nicht für unmöglich 
gelten. lm Interesse <les grossen Zieles müssen die Oegensatze 
ausgeglichen werden und wenn man gegenseitig Garantien für 
die gesamten industriellen und landwirtschaftlichen Interessen 
schafft, müssen die Einzelinteressen in den Hintergrund treten. 
Ohne Opfer von rechts und links kann diese Frage natürlich 
nicht gelöst werden. Wollen wir aber das Ziel, müssen wir 
auch auf Qpfer gefasst sein. Welche farm der Annaherung 
immer gewahlt werden soll, ohne gegenseitige Opfer wird sle 
nicht möglich sein. Der Oemeinsame Zolltarif könnte daher 
kein Hindernis bilden und dies umsoweniger, als doch für den 
gegenseitigen Verkehr fi.ír díe Übergangszeit Zwischenzölle zur 
Verfügung stehen würden. 

Wie würde sich aber die Situation in Bezug auf dle 
handelspolitische Gesetzgebung und auf die Bewegungsfreihelt 



<les Zollvereins gestalten? lm deutschen Zollverein ind die. e 

Angelegenheiten sehr schön geregelt, konnten auch leicht ge

regelt werden, denn sie sind einfach zu Reichsangelegenheiten 

gemacht worden und damit war die :Einheitlichkeit des ganzen 

Vorganges gesichert. Dcr autonome Zolltarif wird durch <len 

Reichtstag fcstgestellt; die ttandelsvcrtrage mit andercn 

Staaten werdcn durch die Reichsregierung verhandelt und ab

geschlossen. Deren Ratifikation bedingt nur die Annahm~ 

durch den Reichtstag und ihre Oültigkeit erstreckt sich dar"tit 

auf das ganze zollvereinte Reich. Die Rolle des Bundesrates 

ín allen diesen Stadicn ist eine rein interne, somit für unseren 

Fali ohne be ondere Bedeutung. 
Ist eine solche Lö ung im Verhaltnis von zwei Oros -

machten und dabei drei ganz sclbstandigen Staaten aber móg

lich, wo jeder einzelnen Staat regierung und jedcr einzeinen 

Oesetzgebung da selbe Recht zusteht, wie im deutschen Zoll

verein der Rcichsregierung und dem deutschen Rcichstag? 

1st unscre handelspolitische Bewegungsfreiheit in der Mon

archie nicht eben dcshalb schwerföllig, weil \Vir cs rnit zwci 

voneinander naturgcmass unabhangigcn Rcgicrung-en und 

Gesetzgcbungen zu tun haben? Für einen Bnnd von Staaten 

mit gemeinsamer R.cich organi ation war die :Einheitlichkeit 

von sich sc:;lbst gegeben, aber wie ist dics für drei vondnan

der ganz unabhangige taaten möglich? ttier hegcgnet der 

Unionsplan wiedcr einer staatsrcchtlichen c!Jwierigkeit, deren 

Beseitigung nicht möglich ist. Die einzigc konkrete Anregung, 

welche uns diesbezüglich bckannt ist, bezieht ich auf die Er

richtung eines gemeinsamen Zollparlamentes, natürlich mit 

Majoritatsprinzip. Alle drei Ge etzgebungen der zollvercinten 

Staaten müssten ihres Rechtes entsagen, dic . taatliche Souve

ranitat in dieser Beziehung anszuüben und müssten diese 

Recht auf einen gemcinsamen Faktor übertragen, welcher Ge

setze fi.ír die drei Staaten erbringen würde. Es kann nicht als 

ganz ausgeschlossen betrachtet werden, dass der Krieg hier 

und dort auch etwa 5taatsrechtliche Probleme aufrollen wird. 
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aber dass solche Umwalzungen möglich werden sollen, das 

dürfte nicht wahrscheinlich sein. Wenn es aber auch möglich 

ware, wie würden sich dabei die Verhandlungen mit anderen 

Staaten praktisch gestalten? Da müssten doch drei Regierun

gen beschliessen. Was das aber hei st, wisscn wir zu gut be! 

nur zweien. 
Und wie würden sich hier die ttohcitsrechte gestalten? 

I:s ist leichter, solche P!ii.ne zu propagieren, als sie durch

zuführen! 
Ist es daher auch vom Gesichtspunkte des uns gestellten 

zweiten Zieles nicht entsprechender, die Form des erwéihnten 

Preferentialsystems als Lösung zu wahlen? :-iie bietet aller

dings nicht alle jene Vorteile, wie eine Zollnnion, begegnet abcr1 
auch jenen ttindernissen nicht, welche dieser im Wege stehen. 

Dabei ist dieses System a!Jer doch geeignet, jenes Ziel zu er

reichen, dass die drei Staaten anderen Staaten gegenüber ~e

meinsam auftreten und sich gcmcinsam Vorteile bei Abschluss 

von liandelsvcrtragen sichcrn, welche sonst nicht möglich 

waren, wenn sie miteinandcr nicht kooperiercn würden. 

Wie sollen diese Vorteile nun gesicheri werden? Vor 

allcm muss nach möglichst cinheitlichen Zollschemas, einer 

möglichen Annaherung dcr autonomcn Zolltarife und ein

heitlicher Zo\lgesctze getrachtet werden. 1st schon ein ge

meinsamer Zolltanf nicht unmöglich, muss dies naturgemass 

als viel lcichter clurchführbar gelten, denn in diesem Falle 

ist die absolute Einheitlichkeit 11icht ~ben notwendig; nur 

grosse Abweichungen sollen rnöglichst vermieden werden. Eine 

besondere Schwierigkeit besteht daher nicht. Dann muss ver

einbart 1verden, dass wir Handelsvertriige mit anderen Staaten 

nur gleichzeitig bei o-egensetüger Untersiiitzung, also ím Ein

vernehmen abschlíessen werden. Das bedeutet natürlich nicht 

so viel, dass, falls Deutschland z. B. mit einem exotischen Staat 

einen ff andelsvertrag abschliessen will, weil es sein lnteresse 

so fordert, wir aber keinerlei wie inuner geartetes lnteresse 

daran !zaben, anch eine11 solcnen Vertrag abschliessen müssen. 
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Nur wo Vertri:ige abgeschlossen werden, soll es im gegen
seitigen Einvernehmen, mit gegenseitiger Kooperation ge
schehen. Auf diesc Weise bewahrt jeder Staat seine volle 
handelspolitische Selbstandigkeit, es entstehen keine politi
schen Schwierigkeiten, und doch ist es möglich, nicht nur das 
ganze Gebiet von fast 120 Millionen Menschen sich gegenseitig 
zu sichern, sondern alle jene Vorteile zu erreichen, welche 
von einer Union mit vollem Rechte erwartet werden. Wahrend 
aber die erwünschte und allerdings radikalste Lösung der 
Zollunion ~Us nicht durchführbar erscheint, ist dieses Pre
ferentialsystem realisierbar und damit dic Möglichkeit gebotcn, 
eine wirtschaftliche Anniiherung zu errcichen, welche beide mit 
derselben zu erreichende Ziele zu g:airantiercn gceignet ist und 
welches überdies auch jenem Grundpri11zip, das politische 
Bündnis wirtschaftlich zu ergiinze11 und zu stiirken, entspricht. 

Wir stehen mit dieser Ansicht nicht alJein. Iiervorragende 
deutsche und österreichische Berufs-, und Wirtschaftspolitiker, 
grosse wirtschaftliche Organísationen Deutschla'nds, Osterreichs 
und Ungarns kamen bei genauer Prüfung dcr Frage, bei der 
Detailbehandlung der Materie zu dem elben Resultate, darun
ter auch Meinungen, welche ursprünglich für eine Zollunion 
eintraten, schliesslich aber zur selben Überzeugung gelangten, 
diass unter den gegebenen Verhaltnissen dic es Preferential
System das entsprechendste sei. Nicht nur wcil seiner sofor
tigen Verwirklichung nichts im Wegc steht; nicht nur, weil 
es auf gegenseitige Interesscn aufgebaut ist und den der
zeitigen wirtschaftlichen Verhaltni en am beskn entspricht, 
sondern aus deshalb, weil es nach der Abbauzcit samtlkhc 
Vorteile einer Union bietet, und dabci jegliche politische und 
staatsrechtliche Schwierigkeit ganz beseitigt und clabei noch 
den grosscn Vorzug hat, - welche einc Union nicht zu bicten 
vermag, oder zu mindest viel schwerer in diesec; System 
auch unseren dritten und vierten Kriegsverbündeten, die 
Türkei und Bulgarien aufzunehmen, beziehung weise cs unter 
bestimmten, naher fcstzustellendcn Beclingungen auch aui 
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diese Gebietc ausdehnen zu könncn. Damit aber eröffnen sich 
wirtschaftliche Mög!ichkeiten, welche sowohl für das Deutsche 
Reich, als auch für österreich und Ungarn von ganz ausser
ordentlicher Bedeutung sind. 

Ein ganz besonderer Vorteil dieses Systems besteht eben 
in seiner Ausdehnb;airkeit. Es kann politíschen und wirtschalt
lichen Gliederzmgen, welche der Krieg vermiitlich zur Fol,.:e 
haben wírd, angepasst werden, natürlich nur ím gegenseitigen 
Einvemehmen, unter Berücksichtígung gegenseitíger wirt

schaftlicher lnteressen. 
Demgegenüber ist es aber an die Grundbedingung ge

knüpft, dass es andere Staaten unter dem Titel der Meistbe
günstigung nicht in Anspruch nehmen dürfen; es ist daher als 
Ausnahme von der regelmiissigen Meistbcgünstigung ge~cht. 
Dies kann auch als einzige Einwendung entgegen geste!lt 
werden, indem es - bei allgemeincr Aufrechterhaltung des 
Meistbegünstigungs-Sys tems - nach manchen Auffassungen 
eventuell gewisse Schwierigkeiten bei Abschluss von liandels
vertriigen mit anderen Staaten verursachen kann. Nun liisst 
sich aber diese Schwierigkeit - wenn sie bestehen sollte -
in ihrer Wirkung sehr erheblich einschranken. Samtliche Gross
miichte der Welt - mit Ausnahme der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika - stehen ín Kricge venvickelt. Alle diese 
Oros miichte werden daher an den Friedensverhandlungen 
beteiligt sein, bei welchen <len handelspolitischen f riagen 
unbedingt eine sehr grosse Rolle zufallcn wird. Da dürfte die 
Möglichkeit gegeben sein, ins f riedensinstrument Verfügun
gen aufzunehmen, wonach unser handelspolitisches Verhaltnis 
eine Ausnahme vom Meisthegiinstigungs-System bildet. Schon 
die grosse Ausdehnung unserer gerneinsamen Grcnze n:lt 
Deutschland, die keinem anderen Land g-egeniiber mehr er
reicht wird, rechtfertigt dieses Verhaltnis. Würden unsere 
f einde aus dem Kriege siegreich hervorgehen, würden sic 
zumindcst classelbe Recht für sicb bcanspruchen. Gegen die e 
Porderung können sie daher keincn ernsten Widerstand leisten. 
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Und dies t1mso weniger, als dieses System sich eigentlid1 

von einer Unionsform - abgeschen von der einheitichen 

Aussengrenze - in seinem wesentlichen [nhalte nícht so stark 

unterscheidet, dass dagegen ernster Widerspruch erhoben 

werden könnte. Was aber audere, an den Príedensverhand

lungen nicht beteiligte Staaten anbelangt, gíbt es so viel Aus

wege in den Details, dlass die Befürchtung eincr tiemmung 

handelspolitischer Bewegungsfreíheit nicht voll begrtindet 

erscheint, wie denn auch gewichtíge <leut5che Stimmen dafür 

eintreten, dass díese Beiürchtung unbegrünclet ist. Es soll 

diesbezüglích nur auf die jüngsten Publikationen <les bekann

ten deutschen Nationalökonomen Prof. Dr. Julius Wolff ver

wiesen werden. *) Allerdings fehlt es aL,ch an solchcn nicht, 

die entgegenge5etztcr Meínung sind und .wr I3egründung ihres 

Standpunktes auf den Fali D~utschland mit den Vcrei11igten 

Staaten wegen Canada verweisen, wo Deutschland , eineu 

Willen auch nicht durchsetzen konnte. i)och liegt die Sache 

heute ganz ander und nach dem Kriege dürfte England mit 

seinen Kolonien da selbe tun. Wir werden dic bezüglich nicht 

allein stehen, wie wir mit diesem System auch heute nicht 

allein stünden, denn es gibt hiefür schon genügende Prazedenz

falle, so dass es sich um kein Novum handeln würde. Und 

dann gibt es doch víele Möglíchkeiten, der Mcistbegünstigung 

aus dem Wege zu gehen. Von <len vielen Möglichkeiten möch

ten wir hier nur eine ganz kurz gestreift habcn, jene de Ver

edlungsverkehrs, eventuell die entsprechende Anwendung <les 

sich im Deutschen Reich so sehr bewahrendcn Einfuhrschein

Systems. 
Bei Behandlung díeser frage begegnen wír oft der Ent

gegnung, dass Österreich und Ungarn im Verbaltnisse zum 

Deutschen Reicbe doch nur eíne untergeordnete Rolle ein

nehmen, indem sie beim 1:xporte insgesamt nur 11·60/o, beim 

•) Die wirtschaftliche Verankerung des Bündnisse . Nord und 

tid 1915. Oktoberheft und .,Ein Deut ch-Österreichisch-Ungarischer 

Zollverband", Miinchen 1915. 
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Importe nur 7·8o/0 reprasentieren, wahrend die anderen Staa

ten 88·4¾, beziehungsweise 92·2o/0• Diese Argumentation ist 

aber nicht stichhaltig. Erstens wird sich dieses Verhaltnis 

nach dem Kriege gründlich andern, unsere Verhaltnisziffer 

im 1:xporte Deutschlands zu uns wird eine starke Steigerung 

erfahren. Aber abgesehen hievon, können die Staaten des 

Krieges nicht mitgerechnet werden, <lenn die Voraussetzung 

dieses Systems hildet doch eben unser entscheidender Sieg 

und damit in Verbindung der Umstand, <lass die gegenseitig 

einzuraumende wirtschaftliche Vorzugsstellung durch dic be

teiligten Machte im Friedensinstrument in entsprechender 

Porm anerkannt werden soll. ln diesem f alle entfallen aber 

ím .Exporte Deutschlands 43·3%, im Importe 44·6%, und dann 

bleibt kein Staat cler ganzen Welt, bei welchem der deutsche 

.Export so stark interessiert ware, wie bei österreich und 

Ungarn. Sclbst der Export Deutschlands nach den Vereinigten 

Staiaten von Nordamerika ist nur 7·8¾, den 11 ·6¾ nach der 

Monarchie gegenüber. Nur beim Import nach Deutschland 

stehen die Vereinigten Staaten mit 14·8°;G an erster Stelle. 

Von welchen Staaten kann daher uie Rede sein? Von 

England kaum, denn abgesehen von seiner Beteiligung an 

der Friedenskonferenz, wo diese frage prinzipiell zu lösen 

sein wird, dürfte England, allem Anscheine nach, nach dem 

Kricge ein gleiches oder ein ahnliches System mit seinen 

Kolonien einführen. Auch von Russland kann keine Rede sein; 

auch dieser Teil der Frage muss bei <len Friedensverhand

lungen seine Lösung finden. Oder soll die Schweiz diesbezüg

lich Schwierigkeiten bereiten? Das ist kaum anzunehmen, 

zumal die wirtschaftlichen Interessen im gegenseitigcn Inter

esse unserer zwei Staaten im Verkehr mit Deutschland ganz 

andere sind, als jene der Schweiz mit Deutschland und uns, 

und jenes enge Gebiet, wo ein Interessengegensatz entstehen 

könnte, leicht überbrückt werden kann. Alle anderen Staaten, 

mit Ausmahme der Vereinigten Staaten, sind mehr oder weniger 

untergeordneter Natur, bei einem Teil derselben bietet sogar 

7 
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ihre geographische Lage die Möglichkeit von ttandelsbe
ziehungen, welche durch unsere gegenseitige Vorzugsstellung 
nicht berührt werden. Was aber die Vereinigten Staaten an
belangt, sind es eben diese, welche das System der Meist
begünstigung langst durchlöchert haben, <laher kein Recht zu. 
Beanstandung des Vorzugssystems habcn können. Anderer
seits muss mit einer weiteren Au breitung ihrcs bekannten 
bandelspoliti eben Systems den südarnerikanis::hen taaten 
gegenüber gerechnet werden. dahcr die Grundlage für cinen 
Einspruch noch mehr fehlen dür[te, und zwcitens muss e 
zumindest fr'aglich sein, ob der Krieg eben den Vcreinigten 
Staaten gegeni.iber nicht eine ganz a11dere handelspolitische 
Situation schaífen wird, welche nicht so leicht von der ttand 
gewiesen werden könne, und zwar in erster Reihe eben von 
deutscher Scite. Denn nach dem Kriege wer<len all an dern
selben mittelbar oder unmittelbar beteiligten Staaten mit 
einer fast unertraglichen Bell:J.stung dastehen, welche natur
gemass ihre industrielle Produktion am tarksten treffen, daher 
ihre Konkurrenzfahigkeit unbedingt beeinflu sen wird. Dem
gegenüber werden die Vereinigten Staaten v0n Kriegsfolgen 
unberührt, ja von den Kriegsfo!gen wirtschaftlich und finan
ziell cnorm gestarkt dastehen; ungeziihltc Milliarden des 
Krieges befruchten die amerikanischc lndustríe und wahrend 
die kriegführcndcn Staaten nach Friedensschluss auch nr;ch 
die Schwierigkeiten der Rohma'terialbeschafiung zu bckampfen 
haben werden, wird die amcrikanische Ind11 trie vollkommen 
gerüstet dastehen und Europa mit scincr Indnstrie einfach 
überfluten. Die Vorzeichen hicfür treten schon ,,.,ahrend des 
Krieges in Erscheinung. Ob unter ~olche11 Umstanden Deutsch
land - welches neben England durch diese Konkurrcnz am 
starksten beri.ihrt sein di.irfte - nicht gezwungen ein wird. 
den Vereinigten Staaten gegenüber scinc Jiandel politik eincr 
Revision zu unterziehen, das möchtcn wir dahingestellt !as en. 

Und drittens sei nochmals darauf vcrwicsen, dass cs sich 
in unserem Bevorzugungssystem nicht hloss um Vorzugszölle 
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h&ndclt, sondern um eine Bevorzugung aui dem ges;imten 
wirtschaftlichen Gebiete, sornit 11m cin wirtschaftliches Ver
haltni , wie es ausserhalb der österreichisch und ungarischen 
Zollunion nirgends noch besteht; dass es eine Art wirtschaft~ 
lichcn Biindnisses ist, auf welches keinerlei Meisthegünstigun.g 
Anwendung finden kann. 

Schliesslich sei den erwahnten Bedenken gegenüber 
nochmal auf die grosse Anpassungsfiihigkeit <les Systerns 
verwiesen, jauch ein Umstand, welcher \'011 solch grosser 
Bedeutung eben für Deutschland sein rnu s, dass demgegen
über die crwahnten Bedenken schwcrlich zur Geltung kommen 
können. 

Nur Licht ohne Schatten gibt es eben nicht. So hat dieses. 
Preferentialsystem auch seine Schattcnseiten. Wic gering 
sind aber diese <len Lichtseiten ~egenüber! 

Dieses Preferentialsystem bildet daher - unserer Ansicht 
nach jene Lösung der wirtschaftlichen Annaherung, welche 
unter den gcgebenen Verha!tnissen sowohl für Deutschland 
als auch für Osterreich und Ungarn als am entsprechendsten 
angesehen werden kann, und es ware zu wünschen, dass 
sich alle politischef' und wirtschaftlichen Kreise darin einigen. 
damit wir einig im Ziele, auch der. dahi11 führenden Weg mit 
vereinten Kraften anbahnen und ebnen. 

Nicht, was gewünscht wird, ist auf wirtsch:iftiichem Gebiet 
massgebend, sondern was möglich ist. Vergchens wünscht 
man mehr, wenn es nicht erreicht werden kann; damit werden 
höchstens Ansprüche erweckt, welchc nicht befricdigt werden 
können. Es widerspricht aber at11 . .:h den Anforderungen jeder 
Realpolitik, Ziele zu verfolgen, dic nicht erreichbar sind. Da<; 
kann eventuell ein Bestrebe11 der wciteren Zukunft bildcn,. 
aber keine Aufgabe der Gegenwart scin. Der Weg zur Znkunft 
kann doch nur dvrch die Oe.11:enwart führcn. Wer daher die 
Bedingungcn dcr Ocgenwart nicht befricdigt, kann . den Wcg 
zur 7ukunft nicht finden. Jn der Politik ~ibt es aucb idl;)ale. 
Ziele, deretwcgcn man der Gell;enwart entsagt und die Vor-

r 
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bereitung der Zukunft anderen überlassen muss. lm wirt
schaftlichen Leben aber haben nur reale Ziele Berechtigung. 
Ideale Ziele sind auch hier ehrenwert, jcdoch ohne praktische. 
Bedeii.tting. Die wirtschaftliche Annaherung an cLas Deutsche 
Reich 'ist aber von eminentem praktischen Wert, daher müssen 
wir uns auch nur auf praktische Mittel beschranken, wenn es 
da heisst, dieses Ziel zu erreiche11. 

Zwar ist cs unsere feste Überzeugung, dass der Weg <les 
erwahnten Bevorzugungssystems gangbar sein wird, und wir 
vereint mit Deutschland alle Schwierigkciten beseitigen \ver
den, wclche ich dem in den Weg steilen können; glauben wir 

doch bei Behandlung der Frage alle Eventualitaten ins Auge 
fasset1 zu miissen und somit auch ,i cne Nlöglichkeit, dass unscre. 
.Erwartungen in handelspolitischer Bezichu11g doch nicht so aus
fallen, wie wir sic erhoffen und wünschen. Diese Eventualitat 
könnte nur das Nichtgelingen der Meistgünstigungsbeschran
kung sein. Au..:h für diese Eventualitiit müssen wir gcwappnet 
dastehen, unvorbcreitet darf 1111s :.iuch diese nicht wahrschein

liche · Eventualitat keinesfalls treffen. 
Für díesen Fall bliebe leider nur die vierte Lös11ngsform 

wr Verfügung: ein verbesserter Handelsvertrag. Wenn keine 
günstigere Lösung möglich sein sollte, werden wir gezwungen 
sein, uns auch mit dieser Form abzuiinden. Bei ihrer Lösung 
wird getrachtet werden müssen, allc Möglichkeiten auszu
nützen, welche sich überhaupt nur darbieten, um auch dieser 
Lösung einen Inhalt zu geben, der dem Geiste einer engeren 
Annaherung entspricht und eine weitere Annaherung vorzu
bereiten geeignet ist. 

füt diesen Fali muss es als erste Bedingllng ((elten, dass 

der abzuschliessende Vertrag sich schon d1irch seine Daller 
von allen unseren anderen Vertriigen nnterscheide und dass 
sch9n in dieser Dauer zum Ausdrucke gelange, wie unser 
wjrt~chaftliches Verhaltnis zu Deutsch!and ein ganz anderes 
ist; ats zu allen anderen Staaten. Wenn Deutschland und wir 
mit anderen Staaten in der bisherigen Weise wieder zehn-
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jahrige Vertrage abschliessen sollten, müsste unser Iiandels
-vertrag für jene Zeitdauer abgeschlossen werden, die bel 
Durchführung eines kompletten Bevorzugungssystems in 
Prage gekommen ware. Wir müssen der Welt auch in dieser 
Lagc Beweise der Eigenartigkeit unseres Verhaltnisses liefern. 

Die möglichste Einheitliclzkeit des Zolltarifes, des Zoll
schemas und der Zollgesetze, das Bestreben auf Einheitlich
keit der gesamten wirtschaftlichen Gesetzgebung, die ver
kehrspolitischen und tarifarischen Abmaclwngen, die veterinar
polizeilichen Begünstigungen usw. müssten ebenso geschehen. 
als wenn wir das Bevorzugungss:vstem in allcn scincn .Einzel
heiten durchgeführt hatten. Dieses Oebiet des wirtschaftlichen 
Lebens füllt unter keinerlei Meistbegünstigung. Dasselbe Ge
biet des wirtschaftlichen Lebcns eröffnet sich auch für diesen 
Pali; nur in Bezug auf die Meistbegünstigungsfrage würden 
wir uns dabei anders einzurich ten haben, aJs wenn das ganze 
Preferentialsystem in Anwendung stünde. Auch die finanz
politischen Abmachungen und die Bcdingung der Kooperation 
bei Abschluss von Handelsvertragen mit anderen Staaten und 
,der gleichzeitige Abschluss dersclben blieben dieselben. Nichts 
dürfte sich dabei andern, nur eben bei <len Zolltarifsposten 
müssten Einschrankungen vorgenommen werden vom Gesichts
-punkte der Meistbegünstigung. Da steht aber der Handels
politik ein ganzes Arsenal von Mitteln wr Verfügung, wie es 
möglich ist, dass die Begünstigwzgen, welche wir zms gegen
seitig einriiumen, trotz der Meistbegiinstigung von anderen 
Staaten kaum in An pruclz genommen werden können. Dte 
Grenzbegünstigwzgen auf ,vette Gebiete erstrecllt, tveit
gelzende Speziali ierung und ni.ihere fjezciclznu,zgen einzelner 

Tarifposten, spezielle Streclzenbegünstigungen, verschíede11e 
Systeme von Veredlungsverfahren, das chon erwahnte Einfuhr
scheinsystem und noch andcre Mittel gibt es in f ülle, welche 
wir in Anwendung bringen können, ohne Gefahr zu lauien, 
dass sie in das Meistbegün tigungssystcm stossen. 

Alle diese Mittel und noch viele andere stehen auch filr 
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<len Fall des Preferentialsystems zur Verfügung, ohne vom 

Gesichtspunkte der Meistbegünstigung bekampft werden 211 

können. Sie bilden eingentlich auch kein handelspolítischcs 

Novum, nur ihre Anwendung würde unseren speziellen Ver

hii.ltnissen entsprechend geséhehen. Die .Eigenart diest!s Ver

haltnisses ist es ja, für welche eine entsprechende wirtschaft

liche Form gefunden werden muss und wir wollen es auch 

niémandem verhehlen, dass wir diese .Form suchen und für alle 

Falle anstreben. Die :Eigenart dieses Venhaltnisses ist unser 

Bündnis, zu <lessen Starkung wir die wirtschaftliche Anntihe

rung, die Forrn unserer wirtschaftlichen Erganzung suchcn. 

Wir werden sie finden, weil wir sie finden wollen. Wir müsscn 

sie finden, weil wir sie benötigen, um allen Evcntualitaten der 

Zukunft gegenüber gewappnet dazustehen. Wie wir gegen <len 

bewaffneten Überfall einer Welt mit nnserem treuen Verbün

deten politisch und mititarisch vorbereitet dastanden, müssen 

wir allen Anfeindungen auch wirtschaftlich vereint die Stirne 

bieten können. Wie alle Anstösse an unerer vcreinten mili
tarischen Kraft zurückprallen, müssen auch alle wirtschaft-

1ichen Versuche unserer feinde scheitern an unserer wirtscbaft

lichen Organisation. 
Der Krieg hat unsere feste Gegenwart bewiesen, der 

Frieden wird im Bündnis mit Deutschland gefestigt und wirt

schaftlich gestarkt unsere unerschütterliche Zukunft bekunden. 

V. 

Mitteleuropa in ungarischer Beleuchtung.*) 

Wir treten bereits in das dritte Viertel des zweiten Kriegs

jahres und noch immer stehen wir fast erst in der Mitte dieses 

schrecklichen, aller Menschlichkeit und Kultur Hohn sprechen

den Krieges, noch immer ist sein Ende nicht erforschhar. 

Mehr als drei Millionen tapferer Kieger-Leichen bedecken die 

Kriegsschauplatze, etwa ebensoviel kriegsunfahige, bis vor 

Kriegsausbruch gesunde Arbeitskrafte muss die Volkswirt

schaft entbehren, wcil sie zu Kriegskrüppeln geworden oder 

mit stark verminderter Arbeitskraft aus dem Krieg zurück

gekehrt sind, über 180 Milliarden Kronen an Kriegskosten 

mussten geopfert werden, ungezahlte Milliarden Werte muss

ten zu Grunde gehen und noch immer ist es nicht genug, der 
Krieg muss weiter gführt werden. Hass und Neid sind mit all' 

diesen schrecklichen Opfern noch immer nicht gesattigt, 

„Deutschland wird eher durch den ökonomischen als irgend 

einen anderen Druck von der Zwecklosigkeit, <len Kampf fort

zusetz,en, übcrzeugt wcrden", so ausserte sich €rst jüngst im 

englischen Untcrhause der englische Handelsminister. 

England hat den Krieg gewollt und Deutschland soll von 

<lessen Zwecklosigkeit überzeugt werden müssen! Englands 

Hass und Neid ging so weit, dass, als ein berühmter Professor 

von Oxford vor etwa einem Jahre in einem öffentlichen Vortrag 

darüber sprach, dass die österreichisch-ungarische Monarchie 

und Deutschland verhungern müssen, dass also frauen und 

•) Vortrag ger.alten am 6. Februar 1916 in Brassó, im evang. 

sachsischen Kriegsgemeindabcnd . 
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Kinder dem Hungertode ausgesetzt sind, die beim Vortrage 
anwesenden Damen aus den obersten Schichten der Gesell
schaft, Marquisen und Herz:oginnen jube!ten und in die liande 
klatschten. 

Der Deutschenhass unterdrückte bei ihnen jedes mensch
liche Gefühl. Englands Hass und Neid fordert weitere Opfer 
an Millionenleben und weitere Milliarden an Kriegskosten, 
Englands Hasspolitik hindert die anderen Kriegführenden an 
der Suche nach einem Ausweg und doch soll Deutschland 
daran Schuld sein, dass das weitere Blutvergiessen kein Ende 
nehmen will. 

Der Ausgangspunkt des Krieges verhindert dessen Be
endigung. Hass und Neid brachen <len Weltfrieden, derselbe 
Hass nnd Neid Iassen den Frieden nicht wieder herstellen. 
Staaten und Völker wurden ins Verdcrben gestürzt, nicht t'lie 
geringste Hoffnung einer Auferstehung kann für sie ohne dem 
Wohlwollen der Zentralmachte bestehen, ja neue Opier wer
den herangezogen, aber das schrecklichste :iller Weltunglücke 
darf kein Ende nehmen, bis Hass und Neid nicht befriedigt 
werden, bis deutsche Kultm und deutsche Arbeit nh::ht ver
nichtet darniederliegen. Was Millionenheere und alle Kriegs
technik nicht vermochte, Deutschland und Osterreich-Ungam 
auf den Schlachtfeldern zu bekampfen, das soll wirtschattlich 
errungen werden, Deutschland muss in seiner Macht ge
brochen sein, die Waffen dürfen nicht gestreckt werden, ehe 
Deutschland nicht in voller Demiitigung sich von England <len 
Frieden erbittet. Das Volk der ruhigen Bcsinmmg, das Voik 
der kaltblütigen Kramernatur wird auf einmal phantastisch. 
Auch eine ganz besondere l:igentümlichkeit in diesern Kriege, 
wie wir deren gar manche mitmachen konnten! 

Welche Phantasie gchört dazu, g!auben zu köunen und 
auch andere glauben machen zu wollen , dass ein Reich wie 
Deutschland mit dieser Kraftentfaltung niedergerungen werden 
kann ! Welche suggestive Kraft ist dazu nötig, wie erschlafft 
muss jener Organismus schon sein, dem es beizubringen ist, 
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dass ein Volk wirtschaftlich besiegt und niedergerungen wer
den kann, welches im Kriege imstande ist aus eigenem An
triebe eine Milliarde Mark an Gold aus seinem privaten Ei.~en
tum der Bank zuzuführen, sein Gold, das heute teurer ist, als 
je, in Papier einzutauschen; ein Volk, we!ches jahrlich sein 
Nationalvermögen um rund zehn Milliarden Mark vermehrt 
und für Kriegskosten innerhalb einer kurzen Spanne Zeit von 
anderthalb Jahren 36 Milliarden Mark spielend aufzubringen 
vermag, dabei aber seine Sparcinlagen auch wahrend des Krie
ges auf mehr als 20 Milliarclen zu steigern vermochte! Welche 
Űberhebung gehört dazu, ein Volk wirtschaftlich niederringen 
zu wollen, welches in diesem Kriege eine Manneszucht bewies, 
wie vielleicht kein anderes der Welt, indem es seinen Brot
konsum um mehr als die füilfte einschriinkte, von monatlich 
einer Million Tonne auf nicht ganz die Haltfe und dies frei
willig, ohne bcsondere Zwangsmassregcl ! 

Waren unsere verbündeten lieere nicht auf allen Kriegs
schauplatzcn Herren der Situation, auch dann könnte von einer 
wirtschaftlichen Nied rringung kcinc Rcdc sein; Nationen, wie 
die deutsche, die ungarische. oder Völker, wie die österreichi
schen, die eine solche Manneszucht entfalten, wie dies der 
Krieg bewiesen, können in ihrcn wirtschaftlichen Interessen 
geschadigt wcrden, sie werden es auch, aber wirtschaftlich 
niedergerungen können sie nicht werden. 

Der Krieg an und für sich bcdeutct schon eine ganz be
trachtliche Schadigung wirtschaftlicher Interessen, auch ohne 
besonderes Hinzntun un erer Feinde, um wie viel starker kann 
diese Schadigung zufolge der wirtschaftlichen Tendenzen des 
Krieges werden' Nicht betreffs der verderblichen Aushunge
rungstendenz, welche sich bisher als wirkungslos erwies und 
sich auch fiirderhin so erweisen wird, sondern in den eigent
lichen wirtschaftlichen Beziehungen. liieriiber dürfen wir uns 
keinen Illusionen hingeben. kh vcrweise nur auf den völlig 
unterbundenen Auslandsverkehr, auf die Stockung des Waren
austausches und demzufolge auf die enorm zunehmende Passl-
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vitat der ttandels- und Zahlungsbilanz, welche die Entwertung 
unseres Oeldes zur Fclge hat. Eine Erscheinung, welche in 
allen kriegführenden Staaten zu Tage tritt, am starksten in 
Russland, am allerwenigsten, zufolge seiner Beherrschung der 
Seewege allerdings in England, welche aber selbst dort nicht 
ohne Wirkung blieb. Und wenn das Dentsche Reich aut:h einen 
:Exporta11sfall von rund 5 Milliarden Mark, also fast 50 Prozent, 
seines Oesamtexportes im Kriegsjahre zu verzeichnen hat, 
wovon auf die feindlichen Staaten und ihre Külonien allein 
4 Milliarden entfallen, so steht demgegenüber clie starke Be
schiHtigung der dentschen Industrie für Kriegszwecke, wel~he 
im ersten Kriegsjahre auf 8 Milliarden Mark geschatzt wird. 
Wie stellt sich aber die diesbezügliche Lage für England un:.! 
frankreich? Trotzdem England und mit ihm unsere Feinde 
die Meere beherrschen. weist der Export Engl:mds einen 
montalichen Ausfall von 1200, der französische von 500 bls 
600 Millionen Kronen auf und wahrend in Deutschland der 
starke Exportausfall c!urch den inlandiscben Kric7,sbedarf aus
geglichen wird, steht demgegenüber bei unsefon :feinden die 
enorme Importzunahme amerikanischer Kriegsin<l:istrie, welche 
ím Kriegsjahre fast die Summe von JI) Milliarden Kronen 

erreichte. 
Díe wirtschaftlichen Schaden des Krieges haben alle 

kriegführenden Staaten zu verspüren, am allerwenigsten aber 
wir Zentralmachte, nachdem wir uns ín unseren wirtschaft
lichen Beziehungen gegenseitig erganzen können. Diese Er
ganzung im Kriege bildet den Ausgangspunkt für die fernere 
Zukunft für díe Zeit nach dem Kriege, wo voraussichtlich un
sere Feinde nichts unversncht lassen werden. um mit einem 
wirtschaftlichen Krieg einzu etzen. Ich halte zwar nicht viel 
von einem solchen Krieg und insbesondere nicht auf die 
Dauer, <lenn im wirtschaftlichen Leben, dort, wo es sich um 
materielle Interessen handelt, verbleichen Stimmungen ln 
ihren Wirkungen sehr bald : aus Sympathie für .England wir<l 
der russhische Konsument seinen Bedarf nicht lan~e viel 
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teuerer bezahlen, als bisher, ja, selbst der Englander wird e:s 
nicht ttm. So ausgepragt ist das Nationalgefühl nirgents, <lass. 
es fiir die Dauer in dieser Richtung durchhalten könnte. So 
weit geht das Nationalgefühl der klingenden Münze nicht! Uni.1 
vergebens der ttass und alle Anstrengungen gegen alles, wa:s 
deutsch ist, die französischen, russischen und englischen Müt
ter werden zwar trachten, ihren Kindern mit der Muttermilch 
den Deutschenhass einzupragen, aber trotzdem werden sie 
íhnen die deutschen Spielwaren nícht vorenthalten können, 
denn die Kinder müssen spielen und die deutschen Spielwaren
industrie ist unübertrefflich. Oder wird der englische Oross
grundbesitzer lieber einer reicheren Ernte entsagen, nur um 
keinen deutschen Kalisalzdünger verwenden zu müssen? 

Nein, meine Damen und tterren, dieser wirtschaftli-..:he 
Krieg nach dem Frieden ist nicht so ernst zu nehmen, so sehr 
uns heute unsere Feinde und insbesondere England damir 
bcdrohen, höchstens wird sich daraus ein wirtschaftliches 
Dardanellen-fiasko ergeben, wenn der englische lfandels
minister -- ahnlich den gewissen siibernen Kugeln - noch 
so sehr betont „es sei Englands Pflicht, bei diesem Prozesse 
Frankreich, Italien und Russland soviel wie möglkh, zu hclfen," 
ob es mit dieser ttilfe nicht so bestellt sein wird, wie es mit 
der dem unglückseligen Serbien zugesagten Unterstützung der 
Froll war, mag dahingestellt bleiben! 

Sei es dem auch so, dürfen Übergangsschwierigkeiten 
doch nicht ganz unterschatzt wercten, denn dass Versuche zu 
einem solchen wirischaftlichen Kampfe unternommen werden 
dürften, kann keinem Zweife! unterliegen. Der Krieg wird 
naturgemass schwere wirtschaftliche und insbesondere finan
zielle Folgen haben, für diese müssen wir uns heute ebenso 
wappnen, wie wir im Frieden uns auf die Möglichkeit eines 
Krieges vorbereiten mussten. Dass der wirtschaftliche Ka'mpf 
mit unseren f einden die Situation - wenngleich nur Uber
gangsweise - noch verschlechtert, ist selbstverstandlich: Die 
Erkennthis dieser Situation und die völlige Absperrung von 
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den überseeischen Produktions- und Absatzgebieten, die wirt
schaftliche Einkreisung im Kriege zeítigte das Bedürfnis nach 
einer wírtschaftlíchen Annaherung zwischen Ungarn, Öster
reích und dem deutschen Reiche, um sich wirtschaitlich zu 
erganzen und für díe Zukunft für eine eventuellc, nicht eben 
unwahrscheinlíche neuere tteimsuchnng eine wirtschaftliche 
Autarkíe zu ermöglichen, die uns gegen "lile crJ.enklichen 
Angriffe sichern soll. 

Der Annaherungsgedanke entstaná daher aus einem realen 
wirtschaftlichen Bedürfnis und wenn er auch anfanglich 1llit 
Oefühlsmomenten begründet wurcle, wenn <labei mancherseits 
auch politische Oesichtspunkte mitspielten, so muss das auch 
als begreíflich erachtet werden, dcnn die innige Vcrbrüderung 
im :Felde, der gemeins:ame Kampf auf Leben und Tod mussten 
früher noch nie empfundene Gefühle erwecken. Nur dtirien 
diese Momente dabei nicht ausschlaggeiJend sein, denn Wirt
schaftspolitik kann nur auf wirtschaítlichen Onmdlagen be
ruhen, will sie die eígenen lntere sen nicht geführden. 

Der Grundgedanke der Annaherung war eín möglichst 
inniges wirtschaftliches Verhültnis, ganz ab~eichcnd von dem 
mit anderen Staaten, [a'bweichend vom bisherígen handels
politischen Verhaltnis mit Deutschland, gestützt auf unser 
politisches und militarisches Bündnis, <las wirtschaftlich so 
erganzt werden soll, dass wir andercn taaten gegenüber 
gemeinschaftlich, im gegenseitigen Einverstandnis vorgehen, 
dass wir in Zukunft einheitliche Wirtschaftspolitik betreiben. 

Aus diesem Annaherungsgedanken ent -tand der Gedanke 
„Mitteleuropas". Neu in seiner heutigen Erschcinung, aber 
schon mit einer geschichtlichen Vergangenhcit. eiu Grundsteín 
wurde eigentlích durch den deutsch-österreichísch-ungarischen 
Bündnisvertrag gelegt und nur das :Fehlen zwing,ender U1n
stande konnte seine volle Ausgestaltung Jahrzehnte hindurch 
hintanhal ten. 

Nicht als ob es zwingender Umslande bedürfte, um ent
sprechend ausgestaltet zu werden, gewis nicht, die Orundlagen 
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waren dazu vom Anbegínne gegeben, ja das Bündnis íst hüben 
u~d drüben in Blut und Fleisch übergegangen, abe~ es liegt 
in der Natur der Dinge ebenso, wie der Menschen, ohne 
zwingende Ursachen grösseren Aenderungen aus dem Wege 
zu gehcn. Der Krieg, dieser schrecklichste aller Kriege, wekhe 
die Weltgeschichte ke.nnt, mu ste kommen, um das Problem 
Mitteleuropas wieder in den Vordergrund zu stellen. 

Das Problem Mittelemona ist gleichbedeutend mit der 
f11a·ge der germanischen ttegemonie in Zentraleuropa, be
ziehungsweise mit der liintanltaltung der Überflutung Europas 
durch das Slawentum. ln diesem Belange ist es eine eminent 
politische :Frage und damit in engster Verbindung eine emi
nente Kulturfrage. Nicht als ob das Slawentum kein Kulturvolk 
ware, sondern weil es g!eichbedeutend ware mit der Zurück
drangung der dcutschen Kultur. Der Grundgedauke Mittel
europas ist nichts anderes, als der Ausgangspunkt <les deutsch
österreichisch-ungarischen Bündnisvertrages, níchts anderes, 
als das durch zwingende Not herbeigeführte Bedürfnis der 
weiteren Ausgestaltung dieses Bündnís es, <lessen Rahmen fiir 
die Zukunft schon zu eng sind, will Deutschland und unsere 
Doppelmonarchie ihre Gru machtstellung und ihren entschei• 
dcnden Einfluss auf die Oe taltung der Zukunft nicht gefahr
ges? Einerseits die weitere Ansbreitung des Slawentums zu 
den. Was war aber der Ausgangspunkt schon bei der Grün
dung dcs deutsch-österreichisch-ungarischen Bündnisvertra
verhindcrn, andererseits das Deutschtum sowohl im Reiche, 
als auch in Osterreich und die Einheitlichkeit Ungarns zu 
sichern. Die beiden grossen ::;taatsmanner, die dieses Bündnis 
geschaffen, h:i.tten mit weitem Blick in die Zukunft gesehen 
und die grosse Gefahr erkannt, welche kommen müsste, wenn 
sích Mitteleuropa nicht vereinigt. Die drohende Oefahr können 
wir in ihrer ganzen Grösse erst heute überblicken, wo sich 
die höch te Kultur, die überlieferte Konstitution, die radikaiste 
Verfassung mit der reinsten Autokratie, mit dem wildesten 
Absolutismus vereinigt, unbekümmert darum, dass ihr Sieg 
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mit der Zertrümmerung hoher Kulturw~rte gleichbedeu
tend ware. 

lm Festland Europas kampfen scit jeher die gcrmanische 
und die slawische Richtung mit einander. Auf der einen Seite 
ist fortschritt und Freiheit, auf der anderen Autokrahe und 
Unterdrückung. Jn dem Momente, wo das Slawentum den Sieg 
davontragt, ist unsere Monarchie geliefert, österreich würde 
in Teile zerrissen wcrden, Ungarn -..vürde aufhören als ein 
heitlicher Staat dazustehen, Deut chtum und Magyarentum 
würden der slawischen Überflutung ausgesetzt werden. Nicht 
minder ,álles, was nicht slawischcr Verwandschaft ist. 

lm deutsch-österreichiscli-ungarischen Bündnisvertrage 
begegneten sich diesc Interessen. Mit der Sicherung der 
Monarchie gegen den russischen Überfall wurde die Intcressen
gemeinschaft einerseits zwischen Deutschland und un ercr 
Doppelmonarchie, andererseits zwischcn Deutschtum und 
Magyarentum festgelegt, eine Interessengerncinschaft, welche 
auch die Grundlagen des zu ~chaffenden Mitteleuropa bildet. 

Mitteleuropa bedeutet aber in politischer Beziehung noch 
mehr, es bedeutet die Freiheit und Selbstandigkcit dcr Balkan
staaten mit ihrem nationalen Bestande gegcnüber der Unter
jochung im Falle eines slawischen Sí eges; Mitteleuropa ist 
daher cin cminentes ln teres -e auch dicser Nationcn, Mittel
europa bedeutet daher nicht nur fortschritt, Kultur und Frei
heit, sondern es bedeutet la'uch Frieden. 

Mitteleuropa darf aber nicht etiva als ein eigenes Staats
gebilde uedacht iverden. Es kann nar auf der Grundlage voll
kommener Selbstandigkeit der beteiligtcn Staaten aufgebaut 
werden, nicht als ein Bundesstaat, sondcrn ,mr als ebe Bund 
der Staaten, auf derselben Grundlage, auf der unser derzeiti
ger Bündnisvertrag mit Deutschland beruht, nur mit erwei
tertem Inhalte, den veranderten Verhaltnissen und Bedürf
-li.-ssen entsprechcnd, mit dcr Möglichkeit <les dauernden A:-1 
schlusses auch anderer Staaten, zumindest aber unserer der~ 
zeitigen weiteren Berbündetcn, Bulgarien und <ler Türkci, 
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welche durch die Neugestaltung der Landkare Europas nun
mehr in zusammenhangender Nachbarschaft mit uns stehen 
werden, so dass die unmittelbare Interessensphare Mittel
europas von fiamburg bis zum persischen Golf reichen würde. 

Ein solches Mitteleuropa schaffen zu helfen, ein Glietl 
eines solchen Mitteleuropas zu werden, muss unscr eminentes 
Interesse sein, politisch wie wirtschaftlich, vorausgesetzt aller
dings, was mir unzweifelhaft scheint, dass wir unsere Inter
essen innerhalb dieses Oebildes vollkommen wahren können. 

Die politischen Intercssen stehen ausser allem Zweifel, 
wie sie auch in der fast vierzigjahrigen Vergangenheit <les 
deutsch-österrcichisch-ungarischen Bündnisses stets gewahrt 
wurden. Die politische Ausgestaltung <les Bündnisses dürfte 
ebenfalls keincrlei Bedenken begegnen weder in Deutschland, 
noch bei uns in der Monarchie, die Notwendigkeit einer sol
chen Ausgestaltung desselben ist zum allgemeinen Bedürfnis 
geworden, sic wurde cinfach zum Gemcinplatz. 

Nicht so cinhcllig ist die Auffassung betreffs der wirt• 
schaftlichen Ausgcstaltung dcs Bündnis es. Da gibt es schon 
Gegenstimmen sowohl bei uns, wie auch in Dcutschland. Nicl1t 
nur be treff s der f orm der Annaherung, sondern auch in prinzl
pieller tiinsicht. Selbst bei ehrlichcn Anh~ingern des politischen 
Bün<lnisses. Der eine Tcil stcht noch a11f dem alten Bismarck• 
schen Standpunkt, wonach auswürtigc Politik mii clcr Wirt
schaftspolitik nichts gemein hat, dass ein politisches Bündnis 
sich ganz wobl dcnken Hisst, ohnc <labci auf wirtschaftliche 
Interessen Rücksicht nebmcn zu müssen. Diesc Auffassung hat 
Anhangcr sowohl in Deutschland, als auch in Österreich und 
in Ungarn. 

Der andere Tcil fürchtet wirtschaftliche Gcgcnsatzc, 
;welche notgedrungener Wcisc auf das politische Bündnis zu
rückwirken müssten, das muss aber unter allen Umstandon 
vcrmieden wcrdcn. Dic Vcrtrcter dieser Richtung sind über
wicgend bei uns zu suchen. Ein dritter Teil wieder fürchtet 
handelpo)itische Schwierigkcicn mit andcren Staaten, Nach-



112 

ieile für ihre wirtschaftlichen Interessen, welche die durch eine 
Annaherung erreichbaren Vorteile überwiegen. Derlei Stim
men sind ín Deutschland stark hörbar, insbesondere in einzel
nen industriellen Kreisen. 

Alle diese Kreise stehen auf dem Standpunkr, das cs den 
beiderseitigen Interessen am besten entsprechen würde, wenn 
das bisherige wirtschaftliche Verhaltni zwi chen Deutschland, 
Osterreich und Ungarn zwar möglichst verbessert, ansonsten 
aber in der bisherigen f orm erneuert werden würde. 

Der alte Bismark'sche Standpunkt mag zu jener Zeit 
richtig gewesen sein und hat auch den damaligen deutschen 
Interessen entsprochen. Wir mussten aber seine R.ückwirkun
gen an unserem eigenen Leibe verspüren; ich vcrweise nur auf 
unsere Verdrangung vom Balkan, aus R.umanien und Serbien, 
wo wir eben durch Deutschland, unseren Verbiindelen, zu
rückgedrangt wurden. Allerdings nicht ohne unser ttinzutun! 

Mag aber dieser Standpunkt vor dem Kriege richtig ge
wesen sein, heute ist er unhaltbar, denn wenn wir den feir1d
lichen taaten nicht i;cmeinsam, einvcrsUindlich <lie tirne 
bieten werden, wie wir es mit <len Waffen seit Krieg ausbruch 
tun, dann können wir ihnen gegenüber leicht unterliegen, zu
mal wir einzeln, gesondert, nicht jene Kraft entfalten können, 
als einverstandlich, als Staaten mit fast 120 Millionen Men
schen, die sich wirtschaftlich ganz anders Geltung verschaffen 
können, wenn sie gemein am auftreten. Denn es handelt sich 
bei der wirtschaftlichen Annaherung nicht nur um die gegen
seitigen Absatzgebiete, sondern neben der wirtschaftlichen 
frganzung, neben der so wichtigen wirtschaftlichen Autarkie 
in erster R.eiche um Geltendmachung der gegenseitigen Inter
essen allen anderen Staaten gegnüber, um eine einheitliche 
lfandelspolitik nach Aussen hin. Da ist aber der erwahnte alte 
Standpunkt nicht mehr haltbar, auch abgesehen davon, dass es 
dem politischen Bündnisse nicht nützlich sein kann, wenn Bun
desgenossen sich wirtschaftlich gegenseitig bekampfen. 

Wenn dieser Standpunkt in Deutschland Anhanger hat. 
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so ist das 11och verstandlich - wenn er auch unrichtig ist - , 
denn bei der ge~enseitigen Bekampfung ist der starkere im
mer im Vorteile und dass Deuschland der Starkere ist, braucht 
nicht besonders hervorgehoben zu werden. Dass es aber auch 
bei uns Anhanger hiefür geben kann, ist mir nicht recht ver
stiindlich, <lenn die Geltendmachung dieses Prinzipes ist für 
uns unter allen LTm tanden vom Nachteil. 

Aber wird es möglich sein nach dem Kriege dicsen Stand
punkt a11frecht erl,alten zu können? Jch glanbe es kaum, wie 
ich auch die beiden andcren Bedenken nicht fiir stichhal~ig 
erachten kann. Wirtschaftliche Gegensatze kann es allerdings 
gcben, aber diese müssen ohne Annaherung uaturgemass 
grösser sein, als sonst. Dort, wo es sich um materielle Inter
essen handclt, entstchen sehr leicht Gegensatze, <lenn der 1:in
zelne ordnet seine .Eigenintcressen nur sehr ungern der Ge
samtheit unter. So unrichtig dies vom hüheren Gesichtspunkte, 
vom Standpunkte der Gesamtheit ist, muss mit diescn Um
stiinden gerechnet werden. Nun ist aber die Lösung solch 
gross~r Probleme, wie es eben die frage der wirtschaftlichen 
Annaherung, des wirtschaftlichen Inhaltes Mitteleuropas ist. 
ohne gegenseitige Opfer nicht möglich und wenn es síel! ein
mal um Opfer handelt, so sind - meiner Ansicht nach - die 
unsererseits zu bringenden Üpfer unvergleichlich geringer, 
wenn wír sie als Preis der Annaherung frei·villig bringen, als 
es jcne warcn, welche wir zu tragen habcn wiirdcn, falls keine 
Annaherung in diesem Sínne zustande k:lme und wir bei un
verandertem Bestande unseres politischen Bündnisses den 
Wcttkampf mit clcr deutschcn Produktion überall aufnehmen 
müssten. Und könnte dicsc Benachtcilig1111g dem Bündnisse 
nicllt ebenfalls schadlich scin, eventucll in noc:h höherem 
Masse? 

Wcnn eine Verstündigung herbeigcfiihrt wercten soll, wird 
der vVeg dazu auch gefundcn werden können, nur wcnn es da 
hcisst, dass Differcnzen zu befürchten eien, weil man die 
Ar.nahcrung selbst fürdltct, werden diese Differenzen auch 
wirklich entstehen. 

8 
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Und was das dritte Bedcnken, die Erschwerung der han
delspolitischen Bewegungsfreiheit anbe!am:t, so handelt es sich 
dabei mehr um díe zu wtihlende Form der Annaherung, als 
um die Annaherung selhst. Würde die Annahernng in Forrn 
einer Zolluníon ge chehen, entfielen díese Bcdenken, welche 
überwiegend von Anhangern der Union ins Treffen 2;eführt 
werden. Eine Union ist aber unmöglich, sie stösst auf uni.iber
windliche staatsrechtliche nnd politische liinderni se, sie 
müsste unbedingt die Sphare von lioheitsrcchten berühren, 
dies kann aber weder dem Deutschen Reichc, noch uns ent
sprechen, dies rnüsste clann wirklich auf das politischc Bündnis 
zurückwirken, wenn es überhaupt Aussicht :rnf Verwirk-

lichung hatte. 
Die Annaherung kann und darf nur anf völkerrechtlicher 

Orundlage erfolgen, Mitteleuropa kann auch ín wirtschaftlicha 
Beziehung nur aus selbstiindigen, voneinander auch sonst gurl?: 
unalJhüngigen Staaten geschaffen werden, dic sich gestützt auf 
ihre wirtschaftliche Intcressengemeinschaft als Er11;anzung 
ihres politischen Bündnisses in ein wirtschaftliches B«nrlni ' 
vereinigen. Nicht die Zollschranken trennen WirtschaHsgebiete, 
ja es kann Zollunionen zwischen Staaten mit Zollschranken an 
ihren J3innengrenzen gcbcn, sondern díc "\:'erschicdcnheii ihrcr 
ttandels- und Wirtschaftspolitik und das ist es, was nach dem 
Kriege möglichst vermieden werdcn muss. 

Wie in politischer Beziehung, muss sich aber Mitte1europ::t 
auch in wirtschaftlicher Ríchtung in entsprechcnder Form und 
Ausdehnung zumíndest iauch auf unserc anderen Vcrbündeten, 
auf Bulgaricn und dcr Türkei erslrccken . Niclll nur die po\i
tische, sondern auch die wirtschaftliche Intcrcssensphire ciiescs 
Mitteleuropas muss von cler O t. ee, bi zurn pcrsi chen Golf 
reichen nur so kann dic wirtschaftliche Auiarkie wcnii tcns 
in ihre~ ttauptbedingungen erreicht wcrden. Und da greift 
die Frage auch naher in un ere hicsigc11 und übcrhaupt sicbcn
bürgischen pezialinteres en cin. Das alte, Jahrhundcrtc hin
durch bchauptete Levantegebiet würde ich uns wicder in ge-
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s teigertem Masse eröffnen, wieder kamen wir mit unserer 
Industric dem uns wohlvertrauten Orient naher, wieder waren 
die Bedingungen neuer Entwickelungsmöglichkeiten geboten, 
dic Oeschichte wurde sich für unsere siebenbürgische Grenz
industric wiederholen. 

Damit komme ich auch auf die Prage naher zu sprechen, 
wie es sich mit der wirtschaftlichen Annaherung und überhaupt 
mit Mitteleuropa vom speziell ungarischen Oesichtspunkte ver
halt? Ich will auch diese Frage nur in ihren Iiauptzügen be
handeln, in Details einzugehen, ware nicht am Platze. 

Den politischen Gesichtspunkt berührte ich schon kurz, 
nunmehr will ich mich auf die wirtschaftlichen Oesichtspunkte 
beschranken. Da kommen drei Oruppen in Betracht: die allge-• 
meinen finanziellen, die landwirtschaftlichen und die indu
striellen Intcrcssen. 

Das allgemeine finanzielle Interesse muss entschieden 
für cine möglichst innige Annaherung sprechen. Wenngleich 
der Krieg mit seinen glanzend gelungenen Kriegsanleihen ganz 
überraschende finanzielle Erscheinungen zeitigte, indem wir 
eine finanziellc Kraft an den Tag lcgten, wie wir sie selbst nie 
geahnt hatten, k1ann cs doch kcinem Zweifel unkrliegen, dass 
Ungarn in seiner wirtschaftlichcn Entwickelung auf fremdes 
Kapital angcwiescn cin wird, nach dem Kriegc mehr, denn 
je. Der heutige Oeldi.ibcrfluss soll uns nicht irre führen. Es 
ist nur einc vorübcrgehcndc Erscheinung, welche mit dem 
Kriege nicht nur bald schwinden, sondern sogar von einer 
grossen Oeldknappheit abgelö t werden wird. Dcnn die flüssi
gen Oeldcr, wclche hcute dcr Landwirt, der Kaufmann und 
der Industriclle in so ansehnlichen Summen zur Verfügung 
hla:t, werden schr bald nach dem Kricge aufgezehrt sein, der 
Landwirt muss mit Invcstitionen einsetzcn, seinen Viehbestand 
ersetzen, der Kaufmann scine lccren Lagcr erganzen und der 
Industrielle Rohmaterialien sich beschaffen, dann sind noch 

chulden in schr ansehnlichen Summcn an das Ausland zu 
zahlcn, welchc durch dcn KricR" gestundet wcrden konnten, 

s· 
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aber nach friedensschluss fallig werden; die Gelder, welche
heute 1~1s Einlagen <len Geldmarkt saitigen, müssen in Waren 
umgetauscht werden und was an überflüssigen Geldern noch 
da sein wird, das wird der Staat im ausgiebigsten Masse für 
sich, für seine enormen Bedürfnisse beanspruchen. Welche 
Ansprüche aber der Staat an <len Geldmarkt nach dem Kriege 
stellen wird, d1arüber wollen Sie nur aus der einen Tatsache 
sich ein Bild machen, dass sich unsere effektíven Kriegslasten 
bis :Ende Jannar, also in anderthalb Jahren auf rund 7 Miliiar
den Kronen bezifferten - nur jene Ungarns - hievon aber 
aus Kriegsanleihen nicht mehr als 4·2 Mill~arden gedeckt sind, 
also schon bis heute warten rund drci Milliarden Kronen auf 
eine Um\\-andhmg in eine konsolidierte Staatsschuld. Und wo 
sind wir noch vom friedensschluss, wie víel Milliarden an 
Kriegskosten sind noch zn g-ewartigen ! 

Aber nicht nur die Staatsfinanzen kommen da in Betra·cht, 
unsere ganze Volkswirtschaft benötígt fremde Kapítalien, un
sere eigene Kapitalkraft ist unzureicllend, wenn es sich da 
um eine intcnsivere Volkswirtschaft handelt, sei es auf land
wirtscliaftlichem oder auf industriellern Gebiet. Von wo oll 
aber unsere Volkswirtschaft diese Kapitalien bekommen? 
Unseren Geldüberschuss wi rd der Staat vollkommen ín An
spruch nehmen, ja dieser wird nicht einmal ín seiner Gcsamt
heit fur die enormen Bedürfnissc genügen. Dic Uinder, von 
wo wir unseren Kapitalbedarf vor dem Kriege deckten, wcr
den uns Iange Jahre hindurch nicht zLir Verfügung tehen. 
<lenn zum Teile sind sie feinde, zum Teile sind sie für ihre 
eigenen Bedürnisse stark in Anspruch genommen. Von <len 
grösseren Geldmarkten wird es Deut chland ,allein sein, auf 
welches wir in dieser Beziehung rech11en könncn. Allerdings 
dürften für die erste Zeit des friedens auch an Deutschland 
in dieser Richtung keine bcsonderen J:rwartungen gekniipft 
werden, da Deutschland seine Kapitalie11 für sich selb t be
nötigen wird, <lenn sci es finanziell noch so stark, ist es doch 
eine bedeutende Aufgabe, Krieg lasten von 40 und noch mehr 
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Milliarden Mark - nur einen zweijahrigen Krieg angenornmen 
- zu tragen. Trotzdem aber wird Deutschland, das an Bar
ersparnissen jahrlich rund 7 Milliarden aufweist, doch in 
verhaltnismassig kurzer Zeit fahig sein auch Ansprüche in 
dicser Richtung zu befriedigcn und da dürfen wir wohl hoffen 

' wass wir auf unseren treuen Verbüncleten auch in dieser 
Beziehung rechnen können. Je naher wir da wirtschaftlich zu 
einander stehen, umso berech1igter dürfte diese ffoffnung sein. 
Dcmgegenüber wird angeführt, dass das Kapital sich nicht 
nach Sympathien oder Antipathien richtet, sondern nur seine 
gute Verzinsung sucht. Auch dieser Standpunkt hat Berech
tigung. Abcr dass das Kapital leichter iene Ricl1tung nimmt, 
wo auch politischc Interesscn dabei bestehen, das kann nicht 
bestritten werden, das Verhaltnis zwischen Frankreich und 
Russland bietet schlagencle Beweise hiefür. Vom finanziellen 
Gesichtspunkte kann daher eine wirtschaftliche Anniíherzmg 
nur erwünscht sein. 

Die zweite Gruppc, von deren Gcsichtspunkt die Annahe
rung beurteilt werden muss, bildet die Landwirtschaft. Dies
bezüglich hat der Annaherungsgedanke bei uns in Ungarn 
schon eine Vcrgangcnheit. ln dcn achtziger und in den neun
ziger Jahren <les vorigen Jahrlrnndertes war eine Zollunion 
mit dem Dcutschen Rciche ein Wunsch unserer Agrarier. 
Allerdings spielte darnals die amerikanische Gefahr eine grosse 
Rolle dabei und dic einschlagigen Verhaltni e habcn sich 
seither sehr stark geandert. Damals mussten wir um unseren 
Export besorgt sein, denn un ere l:rntcergebnisse überstiegen 
<len eigencn und dcn östcrreichischen Bedarf, heute werden 
wir gesucht, wenn wir einen Überschuss haben, ja wir sind 
gar oft auf Import angcwiesen, wenn cs da heisst, den eigenen 
und den österreichi chen Bedarf zu decken. Die Grundlagen 
bei Beurtcilung der frage haben daher eine starkc Aenderun~ 
erfahren: un ere Landwirtschaft ist vom Gesichtspunkte des 
zollauslandischen Exportes nicht mehr leistungsfahig. Insge- · 
samt haben wir - im Dnrchschnitte der letzteren drei Wirt-
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schaftsjahre - nur 12"43 Prozent unserer gesamten Produktion 
in <len wichtigeren Getreidearten (Weizen, Roggen, Gerste, 
lfafer und Mais) für die Ausfuhr rund 23 Millionen Doppel
zentner, wovon aber 93·58 Prozent nach Österreich gehen 
und nur 6·42 Prozent anderweitig, auch <lessen überwiegender 
Teil nach Bosnien und der tterzegowina, also auch nicht 11pch 
dem Zollauslande. 

Kann daher Ungarn von landwirtschaftlichem Ge ichti-
punkte ein besonderes ln1eresse an der wirtschaftlichen An
naherung haben und insbesondere wie wird sich die Stellung 
Ungarns ín Mitteleuropa diesbezüglich gestaltcn, wenn det' 
wirtschaftlichen fnteressensphare auch Bulgarien und die 
Türkei zugezogen werden sollten? Ein flü:::htiger Blick aui die 
Konsumverhaltnisse Deutschlands und auf unserc Produktions
verhaltnisse gibt hierauf eine unwiderlegliche Antwort. Deutsch
land hat einen jahrlichen Getreideimportbedarf von rund 
60 Millionen Doppelzentnern im Werte von rund einer Milliarde, 
selbstverstandlich bei normalen friedenspreisen und nicht die 
Kriegspreise als Grundlagc genommen. Dcr Weizenimport 
~llein belauft sich auf rund 400 Millionen Mark. Ungarn hin
gegen ist mit seiner Produktion so stark rückstandig, dass es 
den deutschen Erntedurchschnitten gegenüber bei der gleichen 
Fliiche an Weizen um 36 Millionen Doppelzcntncr, an Roggen 
um 9·2 Millionen, an Gerste um 6-7 Mllioncn und an liafer um 
9·4 Millionen Doppelzentncr weniger erzeugt, als es erzeugen 
könnte und müsste, wenn es seinen Boden so intensiv be
arbeiten würde, wie Deutschland. Bei denselben normalen 
friedenspreisen übersteigt dies im Werte eine Milliarde. 

Was bei Deutschland daher fehlt, könnte Ungarns Land
wirtschaft bieten, die wirtschaftliche Autarkie ware daher in 
landwirtschaftlicher Beziehung ge ichert, einc Aushungerung -
politik der f einde, wie sie in die em Kriege einsetzte, ware 
dadurch für immer ausgeschlossen. Was das aber bedeutet, 
braucht eben heute nicht eim:ehender erlautert zu werden ! 

ln dieser Beziehung stellt Un)?Jarn in Mitteleuropa eine 
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unentbehrliche Notwendigkeit dar, Ungarn würde die grosse 
Vorratskammer Mittclcuro1us werden, eine der starksten 
Stützen künftiger Gestaltungen: die intensivere Betreibung 
unserer Landwirtschaft ist eine zwingende Notwendigkeit 
nicht nur für uns, als Mittcl zur Steigerung unseres National
vermögens, ondern auch für das Deutsche Reich als Garantie 
für lalle Eventualitaten der Zukunft. Bei Beurteilung der An
naherungsfrage in landwirtschaftlicher Beziehung müssen diese 
beiden Gesichtspunktc massgcbend sein. Nachdem ich aber 
die ganze frage diesmal nur vom ungarischen Standpunkt 
behandle, will ich mich auf die mitteleuropaischen Gesamt
intcresscn nicht wciter einlassen und möchte nur d~rauf hin
gewiesen haben, welch' grosse Bedeutung diese frage auch 
von diesem tandpunke hat, bezichungsweise wie wichti~ die 
f örderung dcr nngarischen Landwirtschaft vom deulschen 
Gesichtspunkte i t, welch' grosses lntercsse Dcutschland daran 
haben muss, will es sich gegen künftige eventucll noch schwe
rere Schacligungen scitens fcindlicher oder zumindest nicht 
besonders frenndlicher neutraler Staatcn sichern. 

Wie steht aber die frage vom lan<lwirtschaftlichen Ge
sichtspunkte bei einem eventuellem Anschlusse Bulgariens und 
der Türkei? Auch diese frage muss geklart werden. Vor 
allem möchte ich es doppelt unterstrichen betonen, das s f orm 
und Inhalt dcr Annaherung zwischen Deutschland und den 
zwei Staaten unserer Monarchie ganz anders sein muss, als 
der Anschluss unserer andcren zwei Verbündcten. Wir mit 
dem Deutschcn Reiche wol!en allerdings nur auf völkerrecht
licher Grundlage und unter Wahrung vollkommener staatlicher 
Selbstandigkeit ein möglichst inniges wirtschaftliches Bündnis 
miteinander schliessen, in welchem wir auch unsere aus
wartige ttande!spolitik gemeinschaftlich, im gegenseitigen Ein
verstandnis fiihren. So weit können wir mit unseren zwei 
anderen Verbiindeten nicht gehen, die gegenseitigen Interessen 
sind ganz andere. 

Bulgarien und dic Türkci müsseu durch ihren politischen 
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und wirtschaftlichen Anschluss an die Zentralmachtegruppe 
Garantíen für ihre wirtschaftliche Entwíckelung bekommcn, 
was meíner Überzeugung nach ohne jedwede Schadigung 
unserer landwirtschaftlichen Interessen geschehen kann. Bel
gien mit seínem grossen Weízenímportbedarf ín díe Konsum
bereclmungen einbezogen, entsteht ein solch grosser Import
überschuss, dass von einer Schadígung un erer landwirtschaft
lichen Interessen - ín Bezug auf Getreíde - nicht eínmal 
gesprochen werden kann. Dabei möchte ich nebenbei bemer
ken, dass eine solche Befürchtung umsomehr als unbegründet 
erscheinen muss, als Deutschland gar nícht daran dcnkt, seíne 
Oetreídezölle derzeít zu ermassígen, demzufo\ge auch bei un -
davon keine Rede sein kann. ln Bezug auf Octreíde kann es 
sích daher ín <len Balkanbcziehungen nur urn die zollfreic 
Eínfuhr jener Quantitaten handeln, welche ín form von Mehl 
exportíert werden, um gewis e Orenzbegünstígungen, welchc 
die einsclllagigen lntcressen der Balkanstaaten zu befríe
digen geeignet sínd, ohne unsere landwírtscllaftliche Inter
essen zu schadigen. Auch die Vieheinfuhrfrage wird ohnc 
Schadígung eigener Intere sen gelö t werden können und 
wenn wír über diese zwei wichtigsten Agrarfragen hinwe~
gekommcn seín werdcn, dmm ist die ganze Agrarfrage in ihren 
Balkanrelationen gelöst, 

Vom landwirtschaftlichen Gesichtsmmkte steht der wirt 
schaftlichen Annlihenmg nicht nur nichts ím Wege, ja von die
sem Standpunkte isi sie nur enviinscht, ein cnorrner Auf
schwung unsorer ganzcn Landwirtschaft muss iltre Folge sein 
und was das vom gesamtwirtschaftlichen Intercsse <les Landes 
bedeutet, braucht nicht eingehendcr crörtert zu werden. 

Die dritte Gruppe, von dercn tandpunkt die Frage be
handelt werden muss, bildet die !ndustrie. 

Da gestaltct sich die Lage schon ganz andcrs. Wahrend 
bei der Landwirtschaft die Interessen Deutschlands keinerlei 

- . .,,. , Benachteiligung erfahren können, <lenn die deutsche Laud
. < _-,~\,irtschaft ist weder heute in der Lage, noch wird sie liber-

i - l ~- ~:, 
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haupt je in die Lage kommen, <len deutschcn Redad decken 
zu können, kann unsere Industrie eventuell sehr stark gefahrdet 
werden, wenn bei der Annaherung ihren lnteressen nicht ent
sprechend Rechnung gettagen werden würde. ln noch grösse
rem .Masse würde dies die österreichische Industrie betreffen, 
wclche in manchen Bezichungen zelm- zwöltmal, ím allge
meinen aber zumindest fünfmal so stark ist, wie die un~arische 
Industric. Mich mit der Rohstoff-Frage nach dem Kriege be
fassend, machte ich jüngst eine Aufstellung über <len iahrlichen 
Bcdarf der industriellenRohstoffe beider Staaten der Monarchie 
und kam dabci zu dem Ergcbnissc, <lass der jührliche über 
sceische f3cdarf rund rs Milliarden K bctragt, wovon etwa 300 
Millioncn ,Htf Ungarn cntfallcn und mchr al 5-fache auf O te r 
reich. Bei eínzclnen wíchtigeren Industrien gestaltet sich das 
Vcrhaltnis vicl chlechter, so stchcn z. B. bei der Baumwolk 
einem Bedarf von 28 Millionen Kroncn ín Ungarn 330 Millionen, 
also das zwölffache in Österrcich gegenüber; bei Schafwolle 
12 .Millioncn hier, 162 Millioncn, also fast das 14-fache dort, 
bei Kautschuk 3·7 Millionen da, 30·5 Millionen, also das neun
fache dort usw. Vom industriellen Oesichtspunkte i t dahcr 
Osterrcich unvcrgleíchlich naher bctroffen als wir, wobei aber 
nicht überschen werden darf, dass dic österrcíchische Industrie 
eben zufolge ihrcr höheren Entwicklung cbenso unvergleich
lich grö ere Widerstanclfühigkeit besitzt, als unsere junge 
ungarische Industric, andererseits aber wir cin weiteres 
grosses Intcres e an der künftigen Entwicklung unserer Jn
dustric, an unsercr Industrieförderung haben. 

Bci dcr f rag e dcr wirtschaftlichen Annaherung muss 
daher auf die in viclen Beziehungen divergierenden indu
stríellen Intcre sen cntsprechend Rücksicht genommen werden, 
im Interesse <les politischen Bündnisses darf keine Lösung 
gewahlt werden, bei wclcher die schwacheren österreichischen 
und ungarischen Industrien unterliegen, oder überhaupt dic 
industricllen Interesscn eine Schacligug erleiden könnten. Oies 
darf aber nicht o gedeutet werden, als ob wir für die Annahe-
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rung keine Opfer zu bringen hatten. Ohne Opfer lasst sich die 
grosse Idee von Mitteleuropa nicht verwirklichen, Opfer muss 
jeder Teil bringen, Deutschland wird sie in seiner handels
politischen Bewegungsfreiheit zu erbringen haben, wir mit 
Österreich auf intustriellem Gebiete. Doch darf dadurch weder 
das Deutsche Reich in seinen wirtschaftlichen Gesamtinter
essen geschadigt werden, noch wir in unseren indu triellen 
Gesamtinteressen. Es ist dies auch nicht notwendig, es bieten 
ich Lösungsmodalitaten, bei welchen dies vermieden werden 

kann. Und wenn cinzelne Jndlistricn u.berga111;s\vcisc ín ihren 
Interessen gechadigt werden sollten, - was bei der meiner
seits propagierten Lösung zwar nicht wahrscheinlich ist, ·abe"i'. 
doch nicht als ausgeschlossen betrachtet werden kann - o 
muss der Staat entsprechend einsetzen und es verstehen, den 
überwiegenden wirtschaftlichen Vorteilen gegenüber, welche 
sich aus dem neuen Verhaltnis für die Leistungsfühigkeit un
serer Landwirtschaft, ja sogar für viele Industrien ergeben 
werden, diese Schadigungen auszugleichen. Wenn aber diesen 
Opfern die Entwickelung mögli hkeiten der Zukunft gegen
übergestellt werden, welche sich durch den Anschluss Bulga
riens und der Türkei unbedingt ergeben werden, dann karzn 
auch vom Stanclpunkte der lndustrie gegen eine solche Lösung 
kein ernstliches Beclenlien geltend uemacht werden, umso
weniger, als eine Lösung gewahlt werden soll, wclche Jen 
derzeitigen verschiedenen Produktionsverhaltnissen vollstan
dig Rechnung tragen und die Annaherung so verwirklichen 
will, das cler lndustrie e11ts11rechcnde Z:;it fur Jic Anpassung 
an neue Verhatnisse bleibe. 

Die gegenseitigen wirtschaftlichen Intere sen miissen 
einen Ausgleich im neuzuschaffenden Wirtschaftsverhaltnis 
finden, welches nicht nnr auf Gefühlsmomente aufgebaut wer
den darf, sondern seine Pfeiler in den gegenseitigen Intere sen 
haben muss. Nur so kann dieses Bündnis entstehen, aber auch 
nur so bestehen. 

Welches ist nun die geeigneteste form hiezu, was ist 
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möglich und wodurch dürften die geringsten Nachteile für alle 
Beteiligten entstehen? 

Eine gegenseitige Vorzugsbehandlung auf dem ganzen 
wirtschaftlichen Gebiete, als0 Zifüe, wirtschaftliche Gesetz
gebung, Verkehrswesen und alles; was damit in Verbindung 
steht, eine Vorzugsbehandlung, welche keinem anderen Staate 
zustehcn kann, dürfte dics e f orm sein. ttieran schliesst sich 
an die gemeinsame Jiandelspolitik anderen Staaten gegenüber 
das einheitliche, einverstandliche Vorgehen in dieser Bezie~ 
hung, aber institutiv gesichert, um sich gegenseitig alle Vor
teile zu verschaffen, welche errungen wcrden können, wenn 

• Staaten von 120 Millionen Seelen ihre wirtschaftlichen Inter
essen im Einverstandnis, gemein am vertrcten. 

Eine solche Lösung der wirtschaftlichen Annaherung kann 
natürlich nicht anf zehn Jahre geschlosscn werden, diese Zeit 
ware viel zu kurz, um die natürlichen Kon equenzen des Krie
ges in dieser Beziehung ableiten zu können, neue Wege müssen 
da angebahnt wcrdcn, um diese Wege auch auszubauen, dazu 
braucht cs nicht nur Kcmzcption und Encrgie, sondern 
auch Zeit. 

So dcnke ich mir Mittclcuropa vom nngarischcn Gesichts-
pnnkte. 

Wic mu cs sich aber gcstalten von deutschem Gesichts-
punkte? 

Die Antwort hierauf erteilte der grosse Begriinder des 
Deut chcn Reichcs, Für t Bi~marck in eincn „Uedanken und 
Erinnerungen", als er dort erklarte „Die Erhaltnng der öster
reichi ch-ungarischen Monarchie als einer imabhéingígen star
ken Grossmacht ist für Deutschland ein Bedürfnis <les Gleich
gewichts in Europa. für das der Priede des Landes bei ein
tretender Notwendigkeit mit gutem Gewissen eingesetzt 
werdcn kann." 

So muss das Deutsche Reicb Mitteleuropa in Bezug auf 
Österreich und Ungarn auch heute auffassen, will es seine 
eigenen Interessen nicht gefahrden. Nicht nur wir sind a11f 
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Deutschland angewiesen, sondern Deutschland eben o :iuf uns. 
Nicht nur für uns ist das Biindnis mit Deutschland cine Not-• 
wendigkeit, ganz so ist es auch für Deutschland, hii.ttc dieses 
Bi.indnis nicht schon bestanden, müsste cs heute gcschafien 
werden - auch im deutschen [ntercsse. Mit unsercr wirtschaft
lichen Erstarkung steigt unsere politische Kraft. Mit unserer 
gesteigerten politischen Kraft aber unserc Bede11tung für das 
politische Bündnis. So gestaltet sich nnsere politische und 
wirtschaftliche Interessen2:emeinschaft mit dem Dentschen 
Reiche. 

Opfer hiefür muss auch Deutschland bringcn, die Opfer-
willigkeit muss einc v,egenseitige sein. • 

Die Opfer, wclche wir heute gegenseitig bringen , ind Jnvcsti
tionen für dic Z11kunft. Der Weg úcr Zukunft führt abcr durch 
die Gegenwart. Wenn dic Zukunft sich so schön und so erhe
bcncl gestalten wird, wie es die Gegenwart ist, wenn J)eutsch
land, Österreich und Ungarn auch in dcr Zukunft o eng rnit
einander verbunden an der friedensarbcit tehen werden, wie 
sie im Kriegc stehen, dann wird Mittelcu rop as f riedenswerk 
ebenso machtig dastehen, wie unserc Waffencrfolge des 
Krieges. 

Zum Heile dcr Menschheit und zurn Wohle seiner eigenen 
Völker! 

VI. 

Das Problem der Schaffung „Mitteleuropas'" 
vom Gesichtspunkt der ungarischen Inter-

essen.*) 

Seit <len vicrziger Jahren des· vorigen Jahrhunderts taucht 
die fragc Mitteleuropas zeitweilig immer wieder auf. Als es 
eigentlich be ta11d, konnte es nicht gehalten werden. Da es 
aufhörtc zu ein, wollte es irnmer wieder neugeschaffen wer
den. Dic Intcrcssengegensatze zwischen Preussen und öster
reich zcr, törten cs, die Intercssengemeinschaft zwischen 
Deut chljand und Österreich-Ungarn sollen es wieder schafren. 
Allerdings in andcrer form und mit anderem Inhalt. Statt 
der inncren Kampfe zim dic Macht, soll dis Macht für Kampfe 
gegen au ·scrc :Einfli.i se und Gcfahren geschaffen werden. 
Die durch f'.inigkcit gc tahlte Kraft der Zukunft sali die durch 
Uneinigkcit hcrvorgerufene Schwache dcr Vergangenheit cr
sctzcn. Wa nationale Bestrebungen nicht zu halten vermoch
ten, sollcn intcrnation'ale Gestaltungen bringen. Mitteleuropa 
<1I staatliche :Einhcit mit Bundesstaaten war nicht möglich, 
Mittcleuropa als Staatenbund mit selb tandigen souveranen 
:Einzelstaaten wird notwendig. owohl im :Einzelinteresse, als 
vom Stanclpunkte der Gesamtheit. lm nationalen lnteresse 
ebenso, wie im politischen und im wirtschaftlichen. Das natio
nale Intercssc ist identisch mit dem politischen. Das wirt-

•) Archív für Sozíalwí~senschaft und Sozíalpolitik. Band 43. 

lieft 1. 
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schaftliche soll beide erganzen und eine Beeintrachtigung 
dieser verhüten. 

Kein neues Staatengehilde soll Mitteleuropa werden, son
dern ein Gebilde aus Staaten soll es scin, aus Staaten rnit 
unbeschréinkter Souveréinitat, der en ,wtionale, politische und 
wirtschaftliche lnteressen sie aneinander lwüpft. Aus S'taalen 
mit vollkommener Selbstiindigkeit soll e bestehen, weiche 
alle ihre Eigenart an sich bewahren, nur gemeinsam ihre 
identischen lnteressen verfoigen. Aus ·taaten muss e.s be
stehen, deren Lebensinteressc es erfordert, sich einander an
zuschliessen, deren Zusammenschluss nú:ht nur Selbstzweck 
ist, sondern eine WI eltnotwendigkeit darsfellt: die möglich te 
Sicherung eincs dauernden friedcns. 

Das Problcm der Schaffung eincs solchen Mittelcuropa 
vom Gesichtspunkt der ungarischcn Interesscn kurz zu be
handcln soll hier meinc Aufgabe scin. 

Bci :Erörtcrung dicser fra~e muss ich vor allem auf 
ge chichtliche Zeiten zurückgreiten. Aui <lie er ten Anfünge 
des heute zu schaffendcn Mitteleuropa unJ auf dic Grundstcin
legung diese Mittcleuropa, - immcr nur vom Gesiclttspunkte 
ungarischer Intcrcssen. 

Die ersten Anfange <ler mittcleuropaischen Be trebungcn 
reichcn in die schon erwiihntefl vicrzigcr Jahrc <les vorigen 
Jahrhunderts zurück. Zwischen Österreich und Ungarn hatten 
damals Zwischenzölle bcstanden. Eig\!ntümlicherwei ~ wollte 
damals Osterreich diese nicht autgebcn, cs g~aubte sie zum 
Schutz seiner wirtschaftlichen Intcrcsscn zu benótigen. Gegen 
das wirt chaftlich auch damals chwtich<.::Te Ung:1rn. ln \Virk
lichkeit vom ganz und gar falschcn Pri11zip gelcitct, Ungarn 
wirtschaftlich nicht aufkommen zu ~ssen, durch ein Pri11zip, 
welches sich bi in die ncue ten Zciten in dcr östcrrcichischcn 
Politik Geltung verschaffcn konnte in allcrneucster Zeit aber 
glücklicherweise liquidiert wurdc; hcutc sicht auch östcrreich 
ein, da s ein wirtschaftlich tarkes Ungarn nicht nur nichc 
gegen österreichische Intere sen i t, sondcrn im Gcgentcil, 
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Osterreich hat daran ein ganz besonderes Interesse, denn __ ohne 
ein wirtschaftlich starkes Ungiarn gibt es kcine starke oster
reichisch-ungarische Monarchie. Dasselbc lnteresse muss na
turgemass auch Ungarn an einem wirtsch~ftlich ~es_tarkt~~ 
Osterreich haben, dicsc zwei Staaten sind emmal mitemander 
für ewige Zeiten in der Doppelmonarclue verbunden und es 
kann keincn vernünftigcn Mcnsdien gel>en, der diesen Bund 
der beiden Staaten und damit die Grossmachtstellung der 
österreichisch-ungarischcn Monarchie lockcrn wollte. Es kann 
Meinungsverschiedenheiten über staatsrechtliche Formen der 
Verbindung der zwei Staaten geben - es gibt dercn auch -, 
aber nicht über jenes Grundprinzip, das diese beiden Staat~n 
für ewige Zeiten mitein'~nder verbunden sind, verbunden mit
einander !eben müssen; denn bestiimle díeser Staatenbund 
als Doppelmonarchie nicht. müsste er heute - als g~·osse ~~hre 
eincs Weltkrieges _ geschaffen ivenlcn. lm be1derse1hgen 
Interessc, abcr auch im europaischen Intercsse. 

O terreich wollte ín den vierziger Jahren dem deutschen 
Zollverein beitreten, die Zustimmung Ungarns ~ar da_zu. no.t
wendig, cs sollte ein einhcitliches. dentsch-ostc~re1cl11scn-: 
ungarisches Wirtschaftsgcbiet ge chaffen ~erden, eme grossc 
mitteleuropaische Zoli- und Wirtsch,aítsumon. 

Ludwía- 'Kossuth erhob Einwendungcn dagegen und be
kampfte d;esen Plan aufs scharfste. Er leitete ~ine stark_c 
Pressfehde dagegen cin. Die wirtschaitliche Gem~msch~ít nnt 
Osterreich befürwortete er, aber in dcr Zollumon mit <len 
deutschen taaten erblickte er für U11garn eine gross,;! Gerahr. 
Nicht wirtschaftlich, sondern politisch, bcziehungswcise na_tio
nal. Der ungarisc-he St\a!at war zu jener Zeit national noch 111cht 
ausgebaut, cinc Volksverfa sung bestand zurzeit _nicht, da 
engere Ungarn war noch der reinste r' cudalstaat, 1m. d:im~ls 

h abgesonclerten Sicbcnbürgen bestanden noch dre1 Natio-
noc · t tt· l uen, die Széklcr, die Magyarcn und die Sach5.en; 1m s aa 1c 1en 

J b fehlte jegliche Einheitlichkeit; er befurchtete, dass der 
..,e en d t h E" natio;ale Charakter <les Landes durch reichs cu se en m-
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fluss gefahrdet, das die junge ungari che Kultur von der 
alten und machtigen deutschen beeintrachtigt wcrden könne, 
wahrend er ·all das von dem national nicht einheitlichcn 
Osterreich nicht befürchtete t1nd es für natürlich hielt, dass 
die Lander des gleichen lierrschers eine Zollgemeinschaft 
bilden."') 

Der Zollbund zwischen Österreich und IJcutschland kam 
nicht zustande. Bismarck wollte es nicht, cr wieder türchtete 
den preussi chen :Einfluss von Österreich, hielt dabei einen 
Zollbund auch niemal für möglich/ ~' ) und damit schliesst die 
er te Periode der mittelemopaischen Bcstrcbungen -- vom 
ungarischcn Gesichtspunkte. 

Jch übergehe die Zwischenstadien, dcnn ich habc keine 
Geschichte zu schrciben, sondern soll von dcr Zukunft sprechen 
und darf mich dcr Gcschichte nur insofern bcdiencn, als es 
eben zur Beurtei11111g cler Frage unbcdingt notwendig ist. So 
komme ich zum Absch!uss des cleutsch-österrcichisch-11ngari
schen Bündnisvertrags, des grossen Werkcs Bismarck-Andrássy, 
in welchem die Kossuths Ansic:hten ganz cntgegengesetzte 
Richtung- zum Ausdrncke kommt: politische nnd nationale 
lnteressen Deutschlands, ö terreichs und Ungarns ergaben 
diesen Bündnisvertrag, mit wekhem dcr Orundstcin Mittel
europas niedergelegt wurde. Wahrcnd Kos~uth gegen eine 
Zollunion mit den deutschen Staaten politi ebe und insbeson
dere nationale Bcdenkcn hatte, suchte Andr..íssy in einem 
BündnL e mit Deutschlancl gerade nationalc Garantien. Für 
Österreich so wie fiir Ungarn. Die Voraussetzung des Aus
gleichs von 1 67 zwiscilen Österreich und Ungarn, die neue 

Grundlage der Verfassung österreichs und Ungarns -- war 
die lierr chaft <les Dentschtums in Osterreich und des Magya
rentums in Ungarn. Deutschtum und Magyarentum sollten jene 
Pfeiler sein, auf wclchen die östcrrcir;hL ch-ungarische Mon-

•) Pesti Hírlap, 1842. 
**) Bismarcks Bricf an Graf Rcchbcrg vc,m 8. Scptember 1864. 

Österr. Rund chau 11. Juni 19J.-i. t 
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archie beruht, Österreich mit seiner Gliederung in einzelne 
Königreiche und Lander, aber unter deutscher Führung, Un
garn als einheitlicher Staat, als eine politische Nation, beide 
zwar voneinander unabhangige Staaten, aber mit gewissen ge
rneinsamen Angelegenheiten. Dieses Grundprinzip des Aus
gleichs von 1867 konnte nur gesichert werden, wenn dafür 
gesorgt wurde, dass Russland seine Interessensphare nicht bis 
über de Grenzen österreichs und Ungarns auszubreiten ver
möchte, wenn das Deutschtum in Österreich und das Magya
rentnm in Ungarn nicht durch eine slawische Überflutung 
bedroht würde. Denn in österreich war schon damals das 
slawische :Element in der Überzahl, nur bildete es zuiolge der 
abweichenden politischen Interessen keine .Einheit, in Ungarn 
hingegen drohte die Gefahr, dass es mit den anderen Nationali
taten eine Verstandigung herbeiführt, welche die staatliche 
:Einheit beeinflussen könntc. Diese Gefahr musste beseitigt 
werden, das Bündnis mit Deutschland war das geeignete In-
trument dazu und so wurde es zur nationalen Garantie des 

Deutschtums in österreich und des Magyarentums in Ungarn. 
Leider dauerte diese Richtung in Österreich nicht lange an. 
Die fortwahrenden Differenzen zwischen österreich und Un
garn, der ewige liader zwischen <len beiden aufeinander an
gewiescnen Staaten konnte nicht ohne Rückwirkung anf die 
ö terreichischen inneren Verhaltnisse bleiben, die Oeführdung 
der Monarchie wurde nicht rnehr in der immer starker zu
nehmenden slawischen Strömung erblickt, sondern wurde in 
den sogenannten Selbstandigkeitsbestrebungen Ungarn ge
fürchtet, <lenen gegenüber die deut chen Intercssen zurück
gestellt wurden. Der Krieg lieferte mm die schlagendsten Be
weisc dafür, dass diesc Selb tandig;keitsbestrebungen für die 
Monarchie nicht die gering;ste Oefahr in sich bergen; Ungarn 
ist zwar ehr empfindlich, was seine selbstandige Staatlich
keit anbelangt, aber will dic e nur innerhalb der Monarchie und 
nicht zur Schwachung derselben zur Geltung bringen. So wen
dete sich österreich allmahlich vom Orundprinzipe des 1867er 

9 
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Ausglcichs ab und damit verlor auch das Deutschtum dort die 

Herrschaft. Damit aber wurde die eine wichtige Voraussetzung 

des Ausgleichs und des deutsch-österreichisch-ungarischen· 

Bündni vcrtrages hinfallig. Nicht cler Bismarck-András y'sche 

Vertrag ist daran schuld, diese beiden grossen Staat m~inner 

sahen klar ín die Zukunft, sie erblicktcn klar die drohende 

Gefahr, welche eintreten musste, wenn der slawischen Uber

flutung keine Grenzen gesteckt werden; die inncren Verh:ilt

nisse der Monarchie führten dahin, dass die nationale Garantie 

dieses Vertrages in der erwahnten Richtung nicht zur Geltun~ 

kommen konnte. 

Auch betreffs Ungarns fehltc cs nicht an Vcrsuchen; nur 

erwie sich d ie chöpfung der 1:inheitlichkeit de ungarischen 

Staates als viel widerstandsföhiger, alle Versuche. diese staat

liche Einheit zu gefahrden, mns ten daran scheitern, dass Un

garn an dem Ausgleich von 1867 festhielt und die führende 

Rolle des Ma?"yarentums untcr henichsichti.1;u11g dcr hcrech

tigten An prüche der Nationalitaten a! das höcl1ste Interessc 
der Monarchie zu wahren verstand. Jetz im Kriege zeigt es 

sich erst, wie wichtig die vom tandpunkt der Monarchic 

war; wie würde die Monarchie ausgesehen haben, wenn die 

zersetzendcn Be trebungen durchgedrungen warcn ! 

So wurdc der Ausgleich von 1 67 und cler deutsch-öster

reichi ch-ungarische Bi.indni vertrag cine nationale Oarantie 

für Ungarn, jene Oarantie, welche Oraf Julius Andrá sy in der 

Hintanhaltu1111; der slawischen Expansion erblicktc. 

Der Kricg rechtfcrtigte die e Attffa sung und liefcrte un

wederlegbarc Bcweisc dafür, dass clie Zukunft der öslcrrci

chi ch-un1;arischcn Monarchie nur auf diescr Orundla~e ge

sichert werdcn kann. Das v:ill kcinesfall so viel hcdeuten, als 

ob gerechte Ansprüche anderer Nationalitaten nicht vollkom

mene Berück ichtigung finden ollen. Ge~en cinc solche Zu

mutung müsste Verwahrung erhoben wcrden. Die tatsüchlict!en 

Verhaltnisse beweisen dies zur Genü11;e. nas Deut chtum in 

Ungarn bildet einc natürliche tiitze <les Magyarentums, wie 
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dcnn auch die Deutschcn Ungarns sich nicht den Nationalitaten, 

sondern dem Magyarenturn anschlossen und in deren politt

schcn Parteien Platz findcn. Die Jnteressengemeinschaft, welche 

zwischen Deutschland und Ungarn, beziehungsweise der Mon
archie besteht, kommt innerhalb des Landes auch zwischen 

Magyarentum und Dcutschtum zum Ausdruck. Diese geht in 

manchen Bezichungcn sowcit, dass z. B. die Erhaltung der 

siebenbürgischen Sachsen, dieses an Zahl kleinen, aber an 

Tugenden grossen dcntschen Volkes geradezu als ein uniarl

sches Interesse, als ein Staatsinteresse betrachtet werden 

rnuss. Dieses kleine Volk von nicht mehr als 220.000- 2.30.000 

Seelen konnte sich in seiner reinen deutschen Volkstümlichkeit 

achthundert Jahre hindurch inmitten einer erdriickenden ma

gyarischcu und insbcsonderc rumünischcn JVlchrheit unvcrsehrt 

erhalten. ln manchen Beziehungen wird cs rumanischerseits 

schon stark bcdroht, mit dem Magyarentum vereint bildet cs 

aber einen festen Schutzwall gegen östliche Bestrebungen. 

Auch dic R.umanen haben keine Ursache, über ihre Lage 

in Ungarn Klage zu führen. Dass sie es doch oft tun, ist noch 

kein Beweis der Berechtigung. Sie bildetcn im Lande nie eine 

Nation, wie dic Sachsen im alten Siebenbürgen, hatten keine 

Privilegicn, wie die Sachsen und Deutschen, besassen auch 

keinc historischen Rcchte. wie diese, trotzdem sind sie ihnen 

g!eichgestellt, haben ihrc nationale Kirche mit eigcncm R.itus, 

ihre nationalen Schulen mit eigener rumanischer Unterrichts-

prache, in Ocmeinden mit rumanischer Bevölkerung eine rein 

rum~inische Oemeindeverwaltung. Das elbe gilt für alle andern 

Nationalitütcn, wic dcnn auch in Ungarn die Rcchte dcr Bürger 

nicht nach ihrer Sprache bestimmt werden, sondern alle V0lker 

des Landes glcichberecbtigte Teile der einheitlichen ungarl

schen politischen Nation sind. 
Wic die R.echte der Nationalitaten berücksichtigt werden 

und wclches Entgcgenkommcn der tmgarische Staat seiner 

nichtmagyarischen Bevölkerung gegenüber bekundet, dafür 

möge hicr einigcs ganz kurz vorgebracht werden . 
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Staat und Kirche sind in Ungarn vollkommen getrennt von
-einander. Samtliche Konfessionen geniessen vollkomrnene 
Freiheit, nur die staatliche Aufsicht kommt ihnen gegenüber 
zur Geltung, aber auch diese nur insofern, als die Wahl der 
Bischöfe - die Kirchen wahlen sie selbst, nur die katholische
Kirche bildet eine Ausnahme; deren Bischöfe werden vom 
obersten Patronatsherrn, dem Könige ernannt - der Bestati
gung <les Königs bedarf; ansonsten ist jede Konfession auto
nom ohne jeglichen staatlichen :Einfluss. Der Staat regelte nur 
·gesetzlich die Minimalgehiilter der unteren Geistlichkeit und 
kann eine Konfession diese Minimalgehalter nicht erschwingen, 
so werden diese von Staats wegen erganzt. Auf die..;c Weise 
zahlte Ungarn an Kirchen für Geistlichengehalter ausser <len 
allgemeinen Unterstützungen, welche die Konfessionen als 
solche zur f örderung ihrer kulturellen Aufgaben erhalten, über 
sieben Millionen Kronen in 1914, wovon z. B. auf die beiJen 
rumiinischen Kirchen - griechisch-orthodox und griechisch
katholisch - fast vier Millionen entfielen. 

Die freiheit der Kirche in sprachlicher Beziehung kenn
·zeichnet vielleicht 11ichts so pragnant, als dcr Umstand, dass von 
11.070 selbstandigen Kirchengemeinden des Landes insgesamt 
nur in 4406 die Predigten in ungarischer Sprache gehalten 
werden, also 5017 Kirchen ausschliesslich in anderen Sprachen, 
und in 1548 Gcmeindcn mit gemischisprachiger Bevölkerung 
abwechselnd in ungarischer und anderer Sprache. 

Wie betreffs der Kirche besteht ín Ungarn auch betreffs 
der Schule weitgehende Freiheit. Jeder Kirchengemeinde und 
jeder Kommune steht das Recht zu, eigene Schulen zu erhalten 
mit eigener Unterrichtssprache, nur wird der obligatorische 
Unterricht der Staatssprache auch gefordert. So bestanden in 
Ungarn 1913/14 kommunale und konfessionelle Volksschulen 
mit fremder, also nichtungarischer üutcrrichtssprache 33~1, 
Lehrlingsfortbildungsschulen 17, Bürgerschulen 16, Lehrer- und 
Lehrerinseminare 11, ttöhere lfandelsschule 1, Qymnasien und 
~ealschulen 17, also zusammen 3383 Schulen mit nicht-ungarl-

133 

scher Unterrichtssprache. Der überwiegende Teil dieser Schu
len ist rumiinisch - 2170 - natürlich mit rumiinischer Unter
richtssprache, deutsch hievon sind 449, natiirlich mit deutscher 
Unterrichtssprache. 

:Es würde zu wcit führen, mic.h hier eingehender anf die 
Nationalitiitenfrage einzulassen, ich darf es auch nicht tun, 
ohnc von mcinem Gegenstand zu stark abzuwcichen, nttr das 
,eine möchte ich aber als Erganznng noch erwahnen, dass in 
Ungarn iihnlich der Geistlichkeit auch die Minimalgehiilter der 
nicht-staatlichen Lchrer von Gesetzcs wegen festgestellt sind 
und dort, wo clie Kirchcngcmeinden oder Kommunen dies nicht 
1eisten können, werden diesc Gehiilter von Staats wcgen er
ganzt, wofür das Staatsbudget in 1913/14 noch 11eson<lers ,nit 
über 2·6 Millioncn Kronen aufzukommen hatte. 

Der ungarische Staat erfi.illt daher auch seinen Nationall
faten gegenübcr scinc Pfüchtcn in liberaler Wcise und lasst 
ihrer kulturellcn Entwicklung freien Spielraurn. 

Der Charakter des Landcs ist aber ein cinheitlicher, nicht 
nach Nationalitaten gcteiltcr, wic jener Österreichs. Innerhalb 
dicscr Einheitlichkeit sollen dic Rechte und dic Eigenartigkeit 
der Nationalitaten auch künftighin gewahrt werden, ja in man
chcn Bezichungen kann ihnen noch mehr Entgegenkommen 
bewiescn werdcn, aber immcr nur bis zu jencr Grcnze, welche 
diese Ei11hcitlichkeit nicht r.:cführdct, wic auch Österreich zu 
dem Grundprinzipe dcs 1867cr Ausgleichs und des deutsch
österreichisch-ungarischen Bündnisvertrags, zum deutschen 
Charakter des Staates zurückkehren muss, soll die Monarchle 
in ihrer Kraft als unabhangige Grossmacht erhalten werden. 

Mittcleuropa wird der Wcg hiezu sein. Einc engere Ver
bindung mit dem Deutschen Reichc - immcr nur als Verbin
dung von sclbstiindigen Staaten verstanden - muss in erster 
Reihe dicse folgc für <lic Üstcrrcicllisch-Ungarische Mon
archic, für Östcrreich und fiir Ungarn haben. 

Ungarn muss daher an der Schaffllng eines solchen ,\1ittel
europa ein wichtiges nationales und politisches lnteresse haben, 
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wie <lenn auch das Deutsche Reích aus dem Kríege die Lehre 
ziehen muss, dass ihm der einheitliche zzngarische Staat mit 
magyarischer Fülmmg, also die einheitliche wzgarische Nation 
eine ebensolche Notwendigkeit ím Bündnisse mit österreich
Vngarn ist, wie der starke österreíchische Staat mit der Füh
rung der Deutschen ín Osterreiclz. 

Nur ein solches Mitte!europa kann lebensfallig sei11, nur 
ein solches Mitteleuropa vermag der slawischen Expansion 
Widerstand zu leisten und in politischer beziehung mus -
dies der wichtigste Zweck Mitteleuropas sein. Hierin hcgcgnt:n 
ich die politi chen Interessen <les Deutschcn .Rcich - und 

Osterrech-Ungarns, zu diesem Zweclce mii scn sie sich poli
tisch so eng wie nur möglich einander anglicdern. 

Die nationale Oarantie, welche sich Ung'arn durch da 
o zu schaffende Mitteleuropa, durch seine politischc Intcr

essengemeinschaft mit dem IJeutschtum sichcrt, ist aber nicht 
<las einzige politi che Intere e Ungarn an dem clben. Vom 
ungarischen Oesichtspunkt - und auch von dem der éister
reichisch-ungarischen Monarchie - IIat der Balkan, dic Oe
staltung der dortigen VerhL"lltnissc ganz be ondcrc Bcdeutung. 
Ungarn grenzt im Si.iden und Osten unmittelb,ar an Balkan
li:inder, wie es <lenn überllaupt - abgeseltcn von ~einen öster
reichischen Orenzen - nur mit die e11 Uiudern in unmittel
barer Nachbarschaft ist; an seine11 südlichen Grenzen ' erbien 
und Montenegro, an den östlichen Rurnünien und voraus
s~chtlich in der Zukunft auch Rulgaricn. Da kann e für Ungarn 
mcht nur nicht g!eichgültig sein, ja cs mus Ja]s ein vitales 
Interesse betrachtet werden, wie sich die Balkanpolitik ge
staltet, welche Stellung die Halkan ·taaten in dcr Zukunft em
nehmen werden. 
. Bulgarien ist unser Bundesgeno:,se geworden, ·cin Volk 
1s! eben o thuranischer Ab tamrnung, \Vie da magyarische, 
mit Bulgaricn clürfte dic Zukunft nur innigerc Vcrhaltni - e 
zeitigen. !Jas chick a! c..;erbiens und Montcnegro kann für 
uns nur im Einvcrstandni · rnit dc1n l)cut chcn l~ciche so cnt-
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schieden werden, wie cs un sere lnteressen crheischen, und 
was Rumanien anbelangt, kann wieder nur ein starkes Mittel
europa die Oarantie de dauernd gutcn Verhti.ltnisses bieten, 
<lenn einem solchen Bündnissc sich anzuschliessen, muss auch 
ein rumanisches Interesse sein. Vergebens müs en alle Künste• 
leien und Agitationen ín Rumanien werden, endlich und 
schliesslich muss dieses entwickelungsfühige Königreich wieder 
zur Politik seines crsten und grossen Königs Carol zurück
kehren, wie dies bekanntlich auch der Auff,a,ssung seines Nach
folgers Königs ferdinand cntspricht, will es scine Zukunft 
gesichert haben. ':') 

Die Attraktion dcr Nacl1barstaatcn für ihre tam1:wer
wandten ín Ungarn muss aber einmal aufhöre11, die innere 
Ruhe und Sicherltcit <les Landes fordcrt dics gebieterísch, 
wir müsscn uns n,ach dem Kricge cliesc Ruhe um jeden Preis 
verschaffcn. lnnerhalb Mitteleuropas, ín cincr politischen, 
militarischen und wirtschaftlichen Verbindung mit dem 
Deutschen Rcichc wird dic allerdings viel leichter und be
standigcr scin, <lenn cin solches Mitteleuropa muss nach dem 
Kriege dic Attraktion fi.ír die Baíkanstaaten bícten, íhre vital
stcn Lcben interc seu, ihr staatlicher und nationaler Bestand 
wird cs von ihnen gcbicterisch fordern, sich díesem Mittel
curopa anzuschliessen, diesem Bündnisse der Zcntralmachte 
beizutrctcn. Damit aber wird der dauernde Friede am Balkan 
gcsichcrt, dcnn wcnu es ge!ingen würc.le, die Türkei, Bulgarien, 
Rumanien 1111d Griechcnland in cin Bündnis zusammcnzubrin
gen Scrbien und Monteucgro wcrden nacl1 dem Kriege 
wahrschcinlich aufgchört habc11, und wc11n sie als sell.1standige 
Staaten ín eincr form eventuell doch bestehen sollten, wird 
für ihre Unschadlichkcit gcsorgt wcrdcn - und sie Mitteleuropa 
in entsprcchcncler form anzugliedern, darin isi der Friede am 
Balkan cndlich g-csichert. Und damit komme ich auf ein 
weiterc Intcresse Ungarns und der Monarchie an Mittel
europa, denn w::i." Balkanunruhen für un · bedeutcn, das habcn 
wir seit fast eínem Jahrzchnt, ;11sbcsonderc aber wahrcnd 

*) Vv'ar fast cin Jahr vor elem rumanisclicn Kricg gcscltricben. 
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der Annexion Bosniens und der tterzegowi11a, wie wahre11d 
der zwei letzten Balkankriegc sehr empfindlich zu spürcn bc
kommen. Ungarn und die Monarchie konnten politi ch und 
militarisch nicht zur Ruhe kornmen, wirtschafllich aber wurden 
sie ausserst empfindlich geschadigt, ihr Export nach dem 
Balkan wurde J~hre hindurch untcrbunden, was wieder zur 
wirtschaftlíchen Schwachung beidcr Staaten dcr Monarchie 
stark beitrug. 

Mit der Schaffung eines solchen Mitteleuropa wird das 
seit Jahrzehnten schwebende Problem der germanischen tiege
monie auf dem europai eben Festlande gelöst werden können, 
<lenn einem solchcn Block von taaten, wclcher von der 
Nord- und Ostsee bis zur Adriia, dem Mittel- und Schwarzen 
Meer reicht, wird sich der moskowitische Strom nicht ent
gegensetzen könncn, kein Staatenbund wird <lic Macht haben, 
die en Block zu bekampfen. So wird dicser l3lock die stürkste 
Garantie zur Erhaltung dcs curopai chen Fricdcns. Und da 
Ungarn geographisch im Mittelpunkte diescs Blocks tehen 
würde, da die ungarische Kultur sich von jeher der gro sen 
deutschen Wcltkultur anschlicsst und aus die er schöpft, muss 
Ungarn an dem Zustanclelwmmen eines solchen Mitteleuropa 
ein ganz besonderes lnterPsse lwben. 

Die öffentliche Meinung in Ungarn ist auch vollkornmen 
durchdrungen von dcr Notwcndig-keit des so auszugestalten
den Bündnisses mit dem Dcutschen Reiche, beziehungswei -e 
der Schaffung eines solchen Mitteleuropa. Dic parlamenta
rischen Parteien <les Landcs stehen eit jeher auf die em 
Standpunkte, da Bündnis mit Dcut chland ist in Ungarn in 
Fleisch und Blut des Volkcs i.ibcrgegangen. Nur eine Gruppc 
der Unabhangigkeitspartei ist andcrcr Ansicht, wie es <lenn 
von jeher in dieser Partei cinc Fraktion gab, welche dem 
deut eben Bündnis.sc nicht eben freundlich gcgenüberstand, ja 
cs sogar parlamentarisch bckümpftc. Abcr die g-rosse Mehrheit 
selbst dieser Partei und alle andere Parteien in ihrer Ganze 
- welche auf der Grundlage dcs Au:;gleichs von 1867 stchen 
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und dic übcrwicgcnde Mehrhcit dcs Landcs bilden - stehen 
rückhaltlos auf dem Stanclpunkte des Bi.indnisses und werden 
zufolgc dc Kriegcs, in wclchem diescs Dündnis sich so glan
zend bewahrtc, noch entschiede11er auf diesem Standpunkte 
beharrcn. Ein ernstcr \Viderstand gegen dic es Mttteleuropa 
kann clahcr in Ungnrn nicht aufkommen, wie es auch seit 
Bestand dcs deutsch-ö terrcichisch-ungarischen Bündnisses 
trotz viclen Versuchen, nie gclingcn konnte, gegen die -es 
Bündnis in Ungarn Stimrnung zu machen. 

Ich erwahntc clic ungarischen Parteien. Es dürftc ange
zeigt ein, sic nach ihren Programmcn kurz zu kennzeichnen, 
um jenen, <lenen die ungarischen Verhaltnis e nicht bekannt 
sind, - und da wird clie Mehrhcit sein - einen füichtigen 
Überblick über dic ungarischen parllarnentarischen und politi
schen Verhalt11i<;se zu ennöglichcn. Es ist dies auch deshalb 
notwendig, um für die Bchandlung der 'Nirtschaftlichen Seite 
Mitteleuropas schon dic entsprechcndc Oricntierung zu bieten. 

Die ungarischcn politischcn Parteien gruppieren sich in 
ihren ttauptziígcn nach staatsrcchtlichcn Prinzipien. Dies ist 
kein Vorteil für das Land , weil cs eincm betrachtlichen Teil 
der Berufspolitikcr dic Möglichkdt nimmt, auf Grund iht er 
Prinzipien 0.11 dcr Rcgicrung teilnchmeu zu können. Der eine 
Teil dcr Parteien steht auf der Grundlagc dcs Ausgleiches 
von 1 67 cs gibt <lcrcn dcrzcit drei, von <lenen zwei oppo
sitionell sind , auf der Grundlagc dcr dualistischcn Monarchie 
mit Ancrkcnmmg cler mit Östcrrcich pragmatisch gcmeinsamen 
Angelcgenhcitcn auswiirtige Vertrctm1g und Gemeinsarnkeit 
des ttccreswcscns - , der andere Teil, die ogenannte Unab
hangigkeitspartci, bckampft dic crwahntc Gcrneinsiaimkeit, 
welchc sie auf gcsctzlichcm Wcge abandcrn will und das Ver
haltnis zu österreich ohne Lockerung dcr Ivlonarchie - auf 
die Grundlagc der Pcrsonalunion stellen möchte, also ohm: 
gemein ame Angclcgcnhcitcn, wclchc nach ihrern Wunsche in 
beiden Staatcn . elbstandig zu scin hatten. Dicse letztere Partei 
wün cht auch prí11zipiell cinc Trc11nung des <lcrzci t einheitli-
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chen Vertragszo]h!;ebietes, also ~elb ·tandigc Z01Jgebicte für 
beide taaten, wti.hrend die sogenannten sicbcnunc.bechzigcr 
Parteien diesbezüglich auf dem , tandpunkte steJ1c11, dass die 
wirtschaftlichen Interessen des Landes auch bd Autrechtcr
haltung des freien Verkehr zwiscl1en bci<len Staaten befri~digt 
werden können, wobei aber ::i.uch diese an dem gcscrzlich gc
wahrleisteten Rechte des Landes festhaltcn, für <len f all eine 
selbstandige ttandclspolitik betreiben zu können, dass eine 
Einigung mit Österreich auf wirtschaftlichem Oebide nicht 
gelingen sollte. Denn wahrend die Oemeinsamkcit der auswar
tigen Vertretung und des Heeres pragmatisch gcmcinsam isr, 
beziehungsweise die gegenseitigc Verteidigung so geregdt ist, 
besteht in dem wirtschaftlicben Vuhültnis e der hcidcn taa
ten der Monarchie keinerlei Bindung; dic Rege! ung diescs 
Verhaltnisses ist einer von Zeit zu Zeit vorzuncbn1e11dcn g-cgcn-
citigen Vereinbarung vorbehalten, wobei die beiden ~ taaten 

miteinander so vcrhandeln, wic zwei voncinan<lcr 1111abhangigc 
<:::taaten. , 

Ausser die ·en zwei gros ·cn Parteigruppcn , 011 wclchcn 
die letztere in der Minoritat i t - bestcht ím unlari chcn 
Reichs~ge noch eine kleine Gruppc eincr Dern 1Jkrate11partd 
und eine kleinc Gruppe von NationaliUltcn-Vertretcr11. Runi ~i
nen und Slowakcn. Sozialdemokraten !1aben im uniarischcn 
Reichstage noch keinen itz. 

Ich musstc mir diescn kleinen Ausflug aui das Gchkt der 
ungarischen politischen ParteivcrhaltEiss-! crlaubcll dc11n ohnc 
Kenntnis clieser könnten in meinen Darstcl!u11gcn LJ11klariieiten 
be tehen, welchc ich vermeiden möcl1te. 

Doch will ich zu Mittelcuropa zurückkcltrcn uud Jic un '.1-

ri chen Intere sen wciter anführen, unt von <licsc;11 Ocsichts
punkte ein möglichst klare 1111d ganzcs Bild zu l)iett.:11. 

Die politischcn und mtiona!cn Oesic.:htspunktc hüttc ich 
crledigt, jetzt will ich auf die wirt chaftliche Scitc clcr f ra1;e 
übergehen, denn Mittclcuropa kann nicht nur politisch ttllJ 
militarisch gcschaffcn wcrden, cs muss aucl1 \Virtschaftlich so 

ausgcstaltet sein, dass cs eine möglichst ganze Schöpfung dar
stellc. Mit dem alten Dismarck'schen Prinzip, wonach au war
tige Politik und ttandelspolitik miteinander nichts zu tun haben 
und dic politischc f reunclschaft nicht unbeclingt auch mit wirt
schaftlichcr Preundschaft verbundcn sein muss, muss nach den 
seitherigen Erfahrungen gri.indlich aufgcraumt werden. Aber auch 
abgesehen hievon, muss diese Lehre aus dem Kriege abgeleitet 
werden; wolltcn wir cs selbst nicht, werden uns dazu unsere 
Peindc zwingen. Nicht Ungarn, sondern die Zentralmachte 
überhaupt. Ungarn hatte feindliche wirtschaftliche Massnah
men am wenigstcn zu fürchte11, cinerseits zufolgc seines wirt
schaftliches Charakters als weitaus überwiegender Agrarstaat, 
andererseits zufolge einer lcider zu geringen unmittelbaren 
Auslandsverbindungcn. Als Agrarstaat hat üniarn ín Östcr
reich noch schr lange seinen sic!Jeren Absatz, eínc gesamte 
Getreideausfubr noch dem Zollauslande bdragt nicht mchr, als 
jahrlich 1 ·66¾'1 seiner Oesamtproduktion, ist also ganz be
langlos, seinc junge lndustrie hat um so weniger Ur achc zu 
einer Befürchtung, als sic kaum 30-35°10 des Gesamtkonsuir;s 
des Landes aus eigener Produktion zu decken vermag, und 
der überscei chc Roh toffbedarf dcr elben - leider - ein 
vcrhaltnismassig sehr geringer ist, kaum 300 Millionen Kroncn 
im Jla11re, also die Abhangigkeit der in<lustriellen Produktiun 
eine unvergleichlich gcringere ist, a ls jene Österreicl1s oder 
gar dcs Deutschen Rcíches. Dazu kommen noch die ebenfalls 
unverglcichlich geringeren Exportin teresscn der ungarischen 
Industrie, wclchc aus er in Deutschland und am uahen Balkan 
kaum ín Betracht kommen können. Auch diesbczüglich spielt 
für Ungarn der österrcichi che Markt die ttauptrolle, wie denn 
übcrhiaupt Ostcrrcich 80 50/o dcs gesamtcn ungarischen 
:Exporte aufnimmt und 8.5 90% cles gesamten ungarischen 
}mportcs aus Österrcich stammen, bcziehungsweise <lurch 

• ) Dr. Friedrich Fellner: Dic Landwirt chaft Ungarns und die 

\\ irtscl1aftliche Annl1hcrnng zum Dct,tsci1c11 Rcich. 
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Osterreich vermittelt werden. Übcrhaupt muss fcstgestellt 

werden, dass Ungarn als A11;rarstaat in den wirtschaftlichcn 

Folgen des Krieges in verhaltnisma sig geringerem Masse gc

troffen werden dürfte; die Natur der wirtschaftlichen Kon

struktion bringt dies mit sich, der Bodenbe itz wird im Kricg-e 

am geringstcn in Mitleidenschaft gezogen und wird auch 

nach dem Kriege die verhaltnismassig geringsten La ten 

und Üpfer zu ertragen haben. Allerdings hat dics auch 

eine grossen Schattenseiten, insbesondere vom tand-

punkte der Staatsfinanzcn, an dencn die Landwirtschaft 

den geringeren Anteil nimmt, zumal dic Landwirt -chaít 

in Ungarn nicht nach den wirklichen Ertragnissen, sondern nach 

einer atlen Kataster-Klassifikation besteuert wird, dic gesamte 

ungarischc Bodensteuer ist mit 7.5 Millionen Kroncn Jimitiert 

eine Summe, welche mit dem Grundwerte von rund 20 -Milliar~ 

den'-') und dem Brutto-Ertriignis ·e von rund Milliaden in 

kleinerlei Verhaltnis steht. Bei den e11on11c11 Kricgsla tcn, 

welche sich für den Staat er~cbté!n wcrdcn, dürftc nach d m 

Kriege die e tcuerlcistung auch ciner ~ründlichcn i evision 
unterzogen werden ! 

Wenngleich Ungarn daher gemass seincr gcographischen 

Lage und sciner wirtschaftlichen Verhaltni se durch feindliche 

wirtschaftliclte Massnahmen unvergleichliclt wcniger betroffen 

werden kann, a! Osterreich oder Deut chlan<l kann und darf 

die wirtschaftliche Ausg-e taltung Mitteleuropas clbst vom un

garischen Intercsse nicht von diesen Gesichtspunktcn beL!rtcilt 

werden. Es ware dics eine sehr grossc Kurzsichtigkcit, welche 

sich sehr bald rachcn könntc, dcnn cs müs-;tc einc Aus ·chaltung 

Ungarns aus dem internationalen Vcrkehr zur Folge haben, 

lJngarn mü ste einfach auf jede weitere wirtschaftliche Ent

wicklung verzichten. Das kann aber kcin ungarische Interesse 

sein. Im Gegentcil, Ungarn muss einc wirt<;chaftliche Aus-

*) Dr. Friedrich Fellner: Das atio11alvc1mögc11 östcrreichs 
und Ungarns. 
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gestaltung anstreben, welche es ihm ermöglicht, die normalen 

Lasten eínes Kulturstaates nnd dic enormen Lasten des Krieges 

ertragen zu können, wclch letztere sich nur bei einem 7.wei

jahrigen Kriege -- diese kurze Daner ist aber Ieider nícht mehr 

möglich - auf fast eine Milliarde Kronen beziffern wírd, was 

eíne Mehrbela tung der Staatsfinanzen um mehr als 40% des 

derzeitgen taatsbudgets becleutet und dabei die gesamten 

direkten und indirekten Steuereinnahmen des Staates weit 

übersteigt. Um das lci ten zu können, muss Ungarn mehr, viel 

mehr erzeugen al bi her, landwirtschaftlich sowohl als auch 

irrdustriell, denn nur eine entsprcchend gesteigerte Produktion 

wird die enorm steigenden Lasten erschwingen können. Da 

kann aber die chaffung eines Mitteleuropa, die möglichst enge 

wirt chaftliche Verbindung cinerseits mit dem Deutschen 

Reiche, andercrseits zunach t mit Bulgarien und der Türket 

für Ungarn nicht gleichgültig sein, in ersterer Richtung für seine 

gesteigertc Agrarproduktion, in letzterer Beziehung für die 

Entwickelung seincr lndustric. Und noch cin Oesichtspunkt soll 

hier erwahnt werden: das Verhaltnis Ungarns zu Österreich ín 

seincn wirt chaftlichen Beziehungen. Österreich ist bestrebt, 

seinc Landwirtschaft zu fördern, wie es Ungarn mit seincr 

Industric zu tun trachtet. Nur sind die ö terreichischen Erfolge 

diesbczüglich unvcrgleichlich grösser, als díe ungarischen. 

Inncrhalb der lctzten dreissig Jahre vor Kriegsausbruch stei

gerte Osterreich seine Produktion in den vier Hauptgetreide

arten: Weizen, Roggen, Ger te und liafer, in viel grösserem 

Masse wie Ungarn, bei Weizen mit 20·72% gegenüber 17-55 il! 

U11garn, bei Roggen mit 39·39% gegenüber 31·5, bei Gerste 

mit 58·41 % gegenüber 27·37, bei liafer mit 74·07 gegen 49·75% 

und nur bei Kartoffeln erreichtc Ungarn eine grössere Steigc

rung: 22'46% gegenüber jener österreichs von 7·86%, aber 

auch hier steht die österreichische Produktion mit ihreJU Ernte

ergcbnisse von 90·6 Doppelzentnern pro liektar in 1913 höher 

·als Ungarn, wo das Ernteergebnis nur 78·90 Doppelzentner 

-ergab. Nach dem Kriege wird auch Österreich grössere An-
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strengungen machen, seíne Landwirtschaft noch starker zu 
fördern, um auf geringcren Import an Brotgetreide angewiesen 
zu sein. Schon heute stellt sich der lmportbedarf österreichs 
gegenüber einer eigenen Produktion an Weizen und Roggen 
von durchschnittlich 45 Millionen Doppelzentnern nur mehr 
auf höchstens 20 Millionen, was einem Konsum von etwa 2::.:0 
K!logramm pro Kopf entspricht und wenn in Betracht gezogen 
w1rd, dass Österreich in den erwahnten dreissig Jahren bel 
Weizen von 13·2 Millionen es auf 16-2, und bei Roggen von 
19·8 auf 27·1 Millionen brachte, aber den deutschen Durch
schnittsergebnissen gegenüber ebenso rück ti.indig ist wie Un
garn, bei der gleichen Anbauflache bei Weizen um J4·3, bei 
Roggen aber um 10·5 Millíonen Doppelzentner, also etwa um 
seinen ganzen derzeitigen fmportbedarf: so mu s angcnommen 
werden, dass Österreich seine Gctreideproduktion nach dern 
Kriege noch erheblich steigern wird können und damit dürfte 
sich die Lage der ungarischen Landwirtschaft innerhalb der 
Monarchie zumindest nicht verbessern. Allerdings darf dabei 
nicht über ehen werden, dass auch der ö tcrreichischc Konsum 
mit der Industrialisierung des Landes und mit der Zunahme 
der Bevölkerung steigen wird, daher eine eventuelle eigene 
Mehrproduktion ín crster R.eihe zur Deckung dieses Mchr
kon ums notwendig werden wird; ferner mu s auch cin even
tueller Gebietszuwachs durch Russisch-Polcn odcr eines Teiles 
desselbcn bcrücksichtigt werden, welche bekanntlich mit mehr 
als 25°0 seines Bedarfes an Brotgetreide pas ' iv ist, daher von 
einer Gcfahrdung der ungarischen Produktion nicht die Rede 
sein kann. Aber in Rcchnung gezogen müsscn a11ch diese Ut11-
stande werden, verbessern werden sie die Lage Ungarns inner
halb der Monarchie keinesfalls. Demgcgenübcr steht für lJn
garn die zwingendc Notwendigkeit, 'Cinc la11dwirtschaftlic1Jt: 
Produktion erheblich zu stcigern, so dass in absehbarcr Zcit 
auf dem österreichisch-ungarí chen Vertragszollgcbict wicdcr 
ein Getreideüberschuss ich crgeben dürfte, ja dic Landwirt " 
schaft mu s so weit gefördert werden, dass sich cin crhcblichcr 
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Überschuss ergebe. Sowohl für Ungarn als Produzenten ist 
dies eine Lebensfrage, '.vie für Mitteleuropa als Konsumenten. 
Und damit gehe ich auf die für Ungarn wichtigste wirtschaft
liche f'rage bei Beurteihmg Mitteleuropas über: wie verhalt es 
sich mit Mittelcuropa vom ungarischen landwirtschaftlichen 

Gesichtspunkte? 
Der Umstan<l, da s Ungarn bei normalen l:rnten nicht 

mehr als 1·66% seiner gesamten Getreideprodnktion für den 
Export in Zollausland zur Verfügung Lat. beantwortet die 
aufgestellte f'ragc vom hcutigen Stand der Lan<lwirtschaH in 
dieser Beziehung. Nun h::i.t aber die Landwirtschaft auch an
dcre Zweige, auf welchc ich noch zurückkomme und dabeí 
darf die Antwort nicht nur vom heutigen Standpunkte erteilt 
werden, vielmehr muss auf den schon angedeuteten Umstand 
Rücksicht genommen werden, dass Ungarn seine landwirt
schaftliche Produktion möglichst crhöhen mnss. Und wenn da 
berücksichtigt wird, dass Ungarn gegenüber dcn dentschen 
Ernteergebnisscn bei seiner Anbauflache bci Weizen um rund 
36, bei Roggen um 9·2, bei Gerste um 6-7, bci lfafer urE 9·5, und 
bei Kartoffeln um 56-2 Millionen Doppelzentner rückstandi~ 
ist dass von den vier ttauptgetreidesorten auf dcn Kopf der 
B:völkerung in Deutschland 4·6 Doppclzentner Produktion 
entfüllt, in Ungarn abcr nur 3·5; wenn ferner auch die Qualitiit 
des Bodens in Bctracht gezogen wird, wclcher in Un1;arn vicl 
besser ist wenn auch dcmgegenüber gcwisse klimatische Nach
teile für Ungarn bestehen: so besitzt dic ungarische Landwirt
schaft doch fi.ír die fcrnere Zukunft schr verheissnngsvolle Ent
wickelungsmöglichkeiten. Abcr nur fiir clie fornerc Zukunft, 
denn zur Vcrwirklichung eincr grösscrcn Produktion braucht 
es Zeit, cs sind grosse Jnvestitionen notwcndig, cin Vich tapel 
muss aufgezogcn werdcn, die, ganzc Art und Wcise dcr Boden
kultur muss mancltc faenderungen erfahren und was ich an 
crstcr Stellc hatte crwahnen sollen, cinc Bodenreforrn in 
demokratisch-sozialer Richtung ist vorerst notwcn<lig, 11m cine 
intensive Landwirtschaft betrciben zu können, welche bei den 
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heutigen Bodenbesitzvcrhaltnissen des Landes unmöglich ist, 
wo 94 Latifundienbcsitzer über einen Grundbesitz von i.ilJer 
zwei Millionen ttektar, tlie katholische Kirche und ihr Studien
fond fast eine Million, die Kommunen fa t eine Viertelmillion 
ttektar Ackerboden besitzen, darunter Güter von 100.000-
300.000 ttektar und auch darüber. 

cin enges wirtschaftliches Bündnis mit dem Deutschen 
Reiche, also Mitteleuropa mu s diesbezüglich auf die Verhalt
nisse günstig einwirkcn, durch rationellen und intcn iven Be
trieb der Landwirtschaft muss eine Steigcrung dcr Ertragnisse 
derselben erfolgen, hierau aber eine tcigcrung dcr Bodcn
preise, was al d\anm schon selbst cinen Anrciz fi.ir cinc Bodcn
besitzreform bilden muss, welc!te icl1 mcincr cit · auch 1;a11z 
unabhangig hicvon von Staats wcgen forJcrc . Dcr Staat muss 
hier eingreifen wie es unter ancleren auch Prcusscn in die 
Wege Jeitete, das ín seinen sechs ö, tlichen Provinzen dur~h 
die Ansiedelungskommissionen und díe Gencralkommission 
innerhalb der letzten drci sig Jahrc 40 .OOO [-Icktar flfü:h~ in 
Bauerngüter umwandelte und damit nicht nur 32.000 deut chen 
:Familien eine Existenz schuf, sondern gleichzcitig auch zur 
f örderung seincr Landwirtschaft beitrug. 

Könnte aber die erhöhte ungarische Getreidcproduktion 
sich auf Mitteleuropa stützen und füude sie darin eine ichere 
Garantie für die hiefür notwendigen grossen Investitionen? 

Ein flüchtiger Blick auf die landwirtschaftlichen Produk
tions- und Importverhaltnisse des Deutschen Reiche erteilt 
hierauf die Antwort. Durch dic eigene Pro<luktion ungedeckt 
ist in Deutschland im Durchschnitte der Jahre 1906-1913 
ein Import an \Veizen von rund 383 Millionen Mark, hievon 
den Durchsclmitt derselben Jahre an Roggenexport mit 90 Mil
lionen abgerechnet, benötigt Deutschland jahrlich Brotgetreide 
im normalen Werte von rund 300 Millionen Mark. Dcr Ger te
import derselben Jahre betrug 336 Mílliouen Mark. Kann es 
daher zweifelhaft sein, dass das Deut che Reich die Mehr
produktion Ungarns aufnehmen kann? Die Vorbedíngung 
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hiefür ist natürlich die Vorzugsstellung Ungarns, beziehungs
weise Ungarns und ősterreichs am deutschen Markte allen 
anderen Staaten gegenüber, über deren Form die Ansichten 
geteilt sein können, deren Notwendigkeit aber nicht bezweifelt 
werden kann; <lenn wenn die Vereinigten Staaten von Nord
amerika, Russland, Argentinien, Britisch-Nordamerika, Ru
manien und Australien, als die bedeutendsten Getreideexport
Staaten nach Deutschland derselben Behandlung teilhaft wer
den, dann hat Mitteleuropa für Ungarn - und für Österreich •·
in dieser Beziehung keinen besonderen Wert, dann kann auch 
von einer Sicherung der Abnahme der ungarischen Mehr
produktion keine Rede sein. Ganz ahnlich gestaltet sich das 
Verhaltnis mit dem Bcdarf des Deutschen Reichs an Schlacht
vieh und anderen landwirtschaftlichen Produkten, von denen 
ich nur als Beispiel das Bau- und Nutzholz mit einem Netto
importe der oben erwahnten Jahre von 215 und den Eierimport 
von 165 Millionen Mark erwahnen möchte, um nicht zu viel 
Ziffern anzuführen. Mit dem Viehbestande wird es Ungarn in 
den allernachsten Jahren nicht besser ergehen, als mit dem 
Getreideüberschuss, denn der Krieg richtete in uuserem Vieh
bestande starke Verheerungen an. Aber unser Viehstock ist 
gcsund, innerhalb einiger Jahre wird Ungarn wieder export
fahig sein und da der deutsche Markt einen Importbedarf an 
liornvieh von über 70, an Schweinen fast 50 Millionen Mark 
hat, kann dieses Absatzgebiet für Ungarn auch nicht gleich
gültig sein. 

lch will es unterlassen, weitere lJeispiele anzuführen und 
möchte in Jandwirtschaftlícher Beziehung nur noch eine, vom 
Gesichtspunkte Ungarns nicht unwesentliche Frage aufwerfen, 
jene des wirtschaftlichen Anschlusses unserer weiteren Ver
bündeten, Bulgariens und der Türkei an Mitteleuropa. Dieser · 
frage mus eine ganz besondere Wichtigkeit beigemesen 
werden, <lenn von dercn Be<antwortung muss einerseíts die Stel
lungnahme der ungarischen - und auch der österreichischen -
Landwirtschaft abhiingig sein, andererseis hangt von diesem 

10 
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Anschlusse die Möglichkeit einer Kompensation auf industriel

lem Gebiete ab und ohne diesen Anschluss könnte auch die 

vom mitteleuropaischen Gesichtspunkte unbedingt notwendige 

wirtschaftliche Autarkie nicht erreicht werden. 
Auch in dieser Beziehung kann nur von einer spateren 

Zukunft die Rede sein, <lenn heute ist die bulgarische und die 

türkische (asiatische) landwirtschaftliche Produktion noch so 
gering, dass von einer Konkurrenz gar nicht gesprochen werden 

kann, und zwar weder auf dem Gebiete der Getreideproduktion, 

noch was <len Viehimport anbelangt. 
Mittelcuropa wird aber für I3ulgarien und insbesondere 

für die enormen Gebiete der asiatischen Türkei einen Auf

schwung wirtschaftlicher lnvestitionen bringen, die zum grossen 

Teil landwirtschaftlicher Natur sein werden, diesbezüglich 

Wird es daher notwendig sein, die Interessen der ungarischen 

- und der österreichischen - Landwirtschaft zu wahren, 

wobei übertriebene, ungerechtfertigte r·orderungen natürlích 

nicht berücksichtigt werden dürfen, <lenn die wirtschaftliche 

Politik, welche Osterreich und Ungarn seit mehr als cinem 
Vierteljahrhundert den Balkanstaaten gegenüber verfolgte, 

muss für die Zukunft einer Revision unterzogen werden, die 

Balkanpolitik der Vergangenheit kann nicht weiter so be

trieben werden. Hiezu ist die Schaffung Mitteleuropas wieder 

von ganz besonderer Bedeutung, denn die Absperrungsten

denzen dem Balkan gegenüber gingen seinerzeit von Deut ch

land aus, Osterreich und Ungarn gabcn nur den agrarischen 

Druck nach dem Osten weitcr, welchen sie vorn Westcn be

kamen. Dass die Weitergabe sich starker gestaltete, als der 

eigene Druck, ist keine seltene 1:rscheinung ím wirtschaít!i

Ghen Leben. 
!ch kann somit vom ·ungarischen Iandwirt chaftlichen Ge

sicht punktc - wie ich diesen beurteile •- ein ab chliessendes 

Urteil über die mir ge tellte frage fallen: die Schaflung Mittel

europas kann der ungarischen Landivirtschaft nur nützlich und 

erivünscht ein. 
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Absichtlich vermied ich bei Behandlung dieser Frage 

·oeutschlands künftige Bcziehungen zu Russland, denn die 

Voraussetzung der Schaffung eines Mitteleuropas ist - wie ich 
es flüchtig schon erwahntc - die gegenseitigc Vorzugsstellung 

in einer oder anderen Form, welcher kein anderer Staat, also 

auch Russland nicht teilhaftig werden darf. Mit dieser Bedin

gung steht und fallt eben dieses grosse Problem! 
Die zweite grosse Gruppe des wirtschaftlichen Lebens, 

welches durch Schaffung Mitteleuropas berührt wird, ist die 

Industrie. Wie gestaltet sich nun diese frage vom ungarischen 

Gesichtspunkte? Da; tauchen schon mehr Bedenken auf, deren 

Berechtigung bis zu einer gewissen Grenze nicht bestritten 

werden kann. Die weitaus grössercn Interessen hat hier Öster

reich, <lessen Indu trie unvergleichbar starker ist, als die unga

rische. Dessen ungeachtet dürfen die diesbezüglichen ungari

schen Interessen auch nicht unterschatzt werden. Sie bewegen 

sich in zwei Richtungen: die 1:rhaltung der bestehenden Indu

strie muss als erstes Ziel dabei ins Auge gefasst werden und 

die Schaffung einer möglichst starken, lebensfahigen neuen 

Jndustrie für die Zukunft darf nicht unmöglich werden. Be

treffs <les Ietzteren gehen die Auffassungen in Osterreich und 

in Deutschland sehr auseinander, indem die ungarische lndu

strieförclerung vielerseits sehr unrichtig, ja ganz falsch be

urteilt wird. Mit dem bekannten Argument, Ungarn möge der 

Al;rarstaat bleiben, welcher nur seine Landwirtschaft ent

wickeln und die Brotkammer Mitteleuropas sein soll, kann ich 

sehr kurz fertig werden. Ware das Deutsche Reich je zu 

einer solchen Macht geworden, wenn es wahrend <les letzten 

halben Jahrhundcrts und insbesondere wahrend der letzetn 

drei Jahrzehnte keine solche industrielle Tatigkeit entfaltet 

hatte? Besteht die gros e Kraft Deutschlands heute nicht eben 

darin, dass es ein doppeltes Wirtschaftssystem sich cinge

führt hat, neben einer blühenden Landwirtschaft cine machtige 

Industrie? Könnte Dcutschland seine enorm zunehmende Be

völkerung erhalten, wenn es auf dle Lanclwirtschaft allein, 
10· 
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oder auch nur zum überwiegenden Teil auf dic La11dwirtschait 
angewiesen ware? líatte die deutschc Auswanderung, wekhe 
schon drohende Dimensionen anzunehmen begann, in die em 
Falle so rasch abgenommen? füi.tte das deutsche Volk /auch 
dann die Möglichkeit, jahrlich ein Ersparnis von so viel Milliar
den Mark aufzuweisen - nach ttelfferich mit dem Wertzu
wachs 10 Milliarden*) - , wenn Deutschland kein Industriestaat 
ware? Welche Quellen hatten dem Deutschen Reiche zur 
finanziellen Durchh,ailtung dieses Krieges zur Verfügung ge
standen, hatte es nicht seine kapitalkraftige lndustrie und den 
d~mit verbundenen ttandel? Wo würden die grossen deutschen 
Kapitalien ihre Anlagen geiunden haben, woraus ware das 
grosse Nationalvermögen entstanden, wenn nicht in der und 
durch die Industrie? Und von wo bekampft Deutschland seine 
enormen Kriegsa'Usrüstungen, wie stünde Deutschland ín die
sem Kriege da, hatte der deutsche Schaffensgeist diese mach
tige Indu trie nicht rechtzeitig und in so viclfacher Richtung 
geschaffen? Wer wird aber schlic lich die fast uner chwing
lichen Kricgslastcn nach dem Krkge ím überwiegenden Masse 
ertragen, die Industrie oder die Landwirtschaft? 

Wie viele ahnlíche fragen könnten noch gestellt werden in 
dieser Richtung! Doch ich will cs 11ntcrla sen, dcnn als würde 
ich die Antwort auf all diese Fragen hören: Ungarn ist kcin 
geeignetes Gebiet für die Industrie, Ungarn hat noch viel zu 
viel Aufgaben auf landwirtschaftlichem Gebiete zu lösen, es 
soll nur diesen gerecht werden können, die ungarische Indu
strie konnte auch bishcr nur mit künstlichen Mitteln erzogen 
und erhalten werden usw. Diese Entgegnungen sind mir wohl 
bekannt, nicht das erstemal bekampfe ich sie, immer wieder 
müssen sie von neuem bekömpft werden, obwohl sie schon 
durch Tatsachen widerlegt sind. 

Ausser den taat rechtlichen Fragen, wclche zwischen 
Osterreich und Ungarn immer wieder auftauchten, welche aber 

•) Dr. Karl lielfferich: Deutschlands Volkswohlstand 1888-19!3. 
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·nach dem Kriege voraussichtlich vcrschwinden wcrde_n, d_enn 
einerseits bewahrte sich die dualistischc Staatsform m em_er 
\Veise wie man es sich nie zu erhoffen wagtc, andererse1ts 
liefert~ Ungarn die schlagendsten Beweise in diesem Kriege, 
diass seine staatliche Selbstandigkeit mit dcn Jntercs en der 
Monarchie nicht nur nicht im vVidcrsprucl1e stehc, sondern 
ím Gegenteil, die Ausschaltung dieser bisher strittig 12:ewesenen 
frage, die rückhaltlose Anerkennung der ungarischen Staat
Jichkeit eben geeignet ist, die Monarchic zu starken, waren 
es seit jeher die wirtschaftlichen Pragen, welche das Ver
haltnis zwischen den beiden Staaten der Monarchie störten. 
Immer wieder jene Auf~aissung, dass Ungarn nur ein Agrarstaat 
bleibe, Osterreich aber möglichst industrialisiert werde. Die 
verhaltnismassig langsame f.ntwickelung der ungarischen In
dustrie die als Folge der Zollgemeinschaft mit Osterreich sich 
als unbedingt notwendig erweisenden vcrschicdcnen künstli
chen Mittel führten zur Bewegnng dcs selbstand~gen Z?ll
gebiete , znr forderung dcr Zolltrennung von Osterr~1ch, 
welche f orderung ein prinzipieller Prosnamn1punkt emer 
gro sen politischcn Partei dcs Landcs, clcr. schon e~wahnt~n 
Unabhangigkeitsparteil wurdc. ln dieser Rez1ehung stimmt dte 
Auffassung dieser politischen Partei mit dem überwiegenden 
Teile der ansonsten sich politisch nicht zu dic cr Partei be
kertnenden ungarischen I11dustrie übcrcin und dicse Kampfe 
werden insolangc nicht zur Rnhe kommcn können, bis wir es 
nicht mit viel schwerwiegenderen Tat achen bcwcisen werden, 
dass die chaffung cincr entsprechenden Industrie - wie ich 
es auch hier bchaupte - auch anf der Grundlage des freien 
Verkehrs zwischcn den beidcn Staatcn dcr Monarchie möglich 
ist. Selbst politische Kreise, wclche ansonsten für die ~1öglic~st 
enge wirtschaftliche Verbindung mit Dcutschland smd, ,~un
schen die e Verbindung im Zusammenhange mit dcr Ernch
tung einer Zwischenzollinie zwischen österrcich und Ungarn. 
lch erwahne dicsen Umstand nur a~s I3eweis dessen, dass die 

chaffung eine Mitteleuropa kein liindernis für die Entwicke-
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Jung und Pörderung der ungarischen lndustrie bilden darf,. 
denn sonst milsste notgedrungenerweise jene politische Rich
tung, welche mit der Forderung des selbstandigen Zollgebietes 
die derzeitige wirtschaftliche Verbindung mit österreich be
kampft, auch unser Bündnis mit dem Deutschen Reichc be
kampfen, was gewiss nicht wünschenswert ist. Jene Richtung 
milsste dadurch eine unerwünschte Starkung erhalten welcher 
ich schon vorher gedachte, jene Fraktion der Un~bhangig-
keitspartei, welche - wie ich es ebenfalls schon erwahnte -
auch vor dem Kriege keine besonderen Sympathien für das 
Bündnis mit dem Deutschen Reiche bekundete, ja es offen 
bekampfte. Dass dies nicht im lnteresse unseres sich noch 
enger zu gestaltenden Bündnisses ware, dass hiedurch der 
grossen ldee Mitteleuropas kein guter Dienst erwiesen wcrden, 
wiirde, braucht nicht besonders hervorgehoben zu werden. 

1st dies aber notwendig? Keinesfalls. Denn alle Behaup
tungen, dass Ungarn für eine Industrie nicht geeignet ware, 
sind irrig und unbegründet. Ungarn ist für eine ganze Reihe 
von Industrien ganz be onders geeignet, eine Arbeiterschaft 
ist intelligent, und hat Ausdauer, da es aber keinen selbstan
digeu Zollschutz hat, daher ist dic Entwíckelung seiner Indu
strie eine schwerere und lang5amere. Die Eiscn- und eisenver
arbeitende Industrie, die Maschinenindustrie, die Schaiwoll
nnd Baumwollindustrien, die Seidenspinnerei, die IIanf- und 
Juteindustrie, die Glas- und Papierindustrie, Gerber- und 
Lederindustrie, alle Zweige der liolzindustrie, alle, aber alle 
haben in Ung,0rn einen sicheren Boden und den günstigen 
P:oduktionsverhaltnissen schliesst sich das sichere, mit der 
~irtschaftl_ichen Entwickelung des Landes immer steigende 
Absatzgebiet an. 

Zum cigenen Absatzgebiet kommt noch die unmittelbare 
Nachbarsc1'aft der Balkanlander, deren wirtschaítlicher An
schluss an Mitteleuropa bei entsprechender Einrichtung jene 
Nachteile auszugleichen geeignet erscheint, welche der Indu
strie durch die wirtschaftliche Annahenmg an Oeutschland 
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in manchen Beziehungen entstehen kiinnen. Denn dass solche 
Nachteile entstehen können und eventuell auch werden, darf 
nicht geleugnet werden, nur ist es fraglich, ob díese Nachteile 
so bedeutend waren, dass die sich für die spatere Zukunft 
darbietenden Vorteile sie nicht überragen würden? Und dies 
um so mehr, als es auch lndustrien in Ungarn gibt, welche die 
Annaherung wünschen, weil sie darin einen Vorteil für sich 

erblicken. 
Vom Standpunkte der ungarischen Industrie müssen daher 

bei Schaffung Mitteleuropas die erwahnten zwei Gesichts
punkte beobachtet werden. Es darf nicht den Anschein haben, 
als ob die unvergleichlich starkere deutsche Industrie die 
schwachere ungarische in ihrem Best.,ande geführden wollte. 
Es ist dies keineswegs der fall, es ware auch nicht im 
deutschen Interesse. Die Industrie kennt gar manche Mittel 
und Wege zur Verhütung solcher Gefahren, sic v,erden ange
wendet werden müssen, und dann wird die ungarische 
Industrie aus dieser Verbindung nicht nur keine Nachteile 
erleiden, sondern im Gegenteil, sie wird sich Vorteile daraus 
schlagen. Der zweite Gesichtspunkt ist die f örderung der 
ungarischen Industrie durch lleranziehung befreundeten K,a
pitals und befreundeter Unternehmungslust und in dem Masse 
als Deutschland in dieser Richtung sein Interesse für Ungarn 
bekunden wird, wird die wirtschaftliche Ausgestaltung Mittel
europas starker und fester werden, indem Verhaltnisse werden 
auch die Qegner Mitteleuropas zur Überzeugung gebracht 
werden können, dass Mitteleuropa auch in industrieller Be
ziehung nicht zum Nachteile Ungarns ist, wodurch unser 
Bündnis eine weitere Starkung erfahren muss. 

Vom Gesichtspunkte der ungarischen Interessen spielt in 
wirtschaftlicher Richtung die im Einverstandnisse aller in 
Mitteleuropa beteiligten Staaten zu führende ttandelspolitik 
eine ganz besondere Rolle. füerin liegt eigentlich der Angel
punkt für Ungarn und für österreich. Vorteile für unsere beiden 
Volkswirtschaiten können sich - wenigstens für die erste Zeit 
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des neuen Verhaltnisses - nur aus einer solchen einverstand
lichen Iiandelspolitik ergeben. Was wir beide uns allein von 
einem dritten nicht zu erkanfen vermögen, würden wir uns ím 
.Einverstandnisse mit Deutschland und un erer anderen Ver
bündeten leicht verschaffen können. Nicht nur bei Friedens

schluss, wo unser geschlossenes Auftreten seine Früchte brin-' 
gen muss, sondern auch spater, auch Staaten gegenüber, die 
am Friedensschluss nicht beteiligt sein werden. 

lm Zusammenhange mit der Industrie muss noch kurz der 
Rohstoff-Frage .Erwahnung gemacht werden. Durch Förderung 
der ungarischen Landwirt chaft kann die Unabhangigkeit der 
Lebensmittelversorgung Mitteleuropas gewahrleistet werden. 
Jeder Aushungerungsversuch muss künftighin, sollte es zu 
einer neueren Abrechnung kommen, hieran scheitern. Auch 
die Vorratswirtschaft der Zukunft, welcher nicht mehr aus 
dem W ege gegangen wcrden kann, wird tark erleichtert 
werden können. Ungarn wird in dieser Beziehung ein iiberaus 
wertvolles Glied Mitteleuropas werden. Wie steht es aber mit 
den industriellen Rohstoffcn? Ungarn ist zwar daran - wie 
schon erwahnt - heute im geringeren Ma se interessiert, wie 
Österreich und Deutschland, aber mit der .Entwicklung seiner 
Industrie wird sein dicsbezügliches Interesse allmahlich stei
gen. Dieselbe Abhangígkeit wie für Deut chland und öster
reich besteht derzeit ín dieser Beziehung auch für Ungarn, ja 
diese wird dadurch noch grösser, das die Verbindungen Un
garns in den meisten Beziehungen keine unmittelbaren sind. 
Da ist es wieder von ganz besonderer Bedeutung, dass die 
Türkei dem zu schaffenden Mitteleuropa wirt chaftlich ange
gliedert werde, um in Bezug auf viele wichtigere Roh toffe 
von dort versorgt werden zu können. Baumvolle, Kupfer, Gerb
stoffe und Petroleum kommen da besonders in Betracht, natilr
lich erst nach entsprechenden dortigen Investitionen, welche 
dort vorgenommen wer<len müssen. Denn diesc Gebiete 
müssen erst erschlossen werden, eine gro se Aufgabe, au~ 
welcher Ungarn aber ebenso wie österrcich seinen Anteil 
nehmen muss. 
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Ob wohl nach dem Kriege ein wirtschatflicher Aufschwung 
kommen wird, wer vermag diese Prage mit Bestimmtheit zu 
beantworten. Ich für meine Person halte nicht viel davon, viel
mehr fürchte ich schwere Zeiten für die Volkswirtschaft aller 
am Kriege beteiligten, ja selbst mancher neutraler Staaten 
Nur für die Vereinigten Staatcn von Nordamerika nicht, filr 
welche chon der Krieg eine niegeahnte Iiochkonjunktur be
deutete, die unmittelbare Zeit nach dem Kriege aber eine nicht 
geringere bedeuten dürfte. Wie dem aber auch sei, eines steht 
ganz ausser Zweifel: Staat und Volkswirtschaft werden starke 
Ansprüchc an den Geldmarkt stellen. Der Staat, um seine un
bedeckten Kriegsschulden zu konsolidieren, um die notwen
digen Investititonen vornehmen zu können . .Ein Aufschwung 
der Volkswirtschaft, ín der Landwirtschaft wie in der Industrie 
wird aber ohne vorherige grosse Investitionen nicht möglich 
sein. Die Mehrproduktion der Landwirtschaft ist neben der 
Bodenreform eine eminentc Kapitalsfrage. Die Förderung üer 
Industrie ist fast ausschlicsslich eine solche. Ungarn war auch 
in Friedenszeiten auf fremdc Kapitalien angewiesen, nach dem 
Kriege wird e in noch grö serem Masse sein. Da kann Mittel
europa mit dem Deutschen Reiche von ganz ausserordent
licher Bedeutung für Ungarn werden, wenn Deutschland seine 
eigenen finanzicllen Schwierigkeiten nach dem Kriege über
standen habcn wird - bei eincm Volke mit jahrlicher Ver
mehrung des Nationalvermögens von 10 Milliarden Mark kann 
das keine Fragc langer Zeit sein - , muss Ungarn auf den 
deutschen Geldmarkt rechncn können. Nicht etwa als Opier 
deutscherseits, sondern als nutzbringende Kapitalsanlage zur 
Starkung Ungarns und dadurch auch Mitteleuropas. 

Zum Schlusse noch einige kurze Bemerkungen über das 
Verkeluswesen Mitteleuropas, wieder vom ungarischen Ge

sichtspunkte. Past in der Mitte dieses Mitt_eleuro?as gel~~en, /<;:, i;1 
führen alle Vcrkehrswege durch Ungarn. Dre Schicnenstrange ( :,-;.,, 
von Hamburg bis Bagdad, owie die Vcrbindung von de r( i ., , 

Nord- und Ostsee mit dem Schwarzen Meer, welch lctztere · ,_ ._:y 
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durch den bayrischen Kanalplan hergestellt werden oll. Da 
wird der ungarischen Donau eine ganz bedeutende Rolle 
zufallen und mit ihr dem Lande selbst. :Eine einheitliche 
Verkehrspolitik wird da geschaffen werden müs en, Schienen
strange und Wasserstriaissen wer<len im gleichen Dienste der 
Volkswirtschaft aller Staaten Mitteleuropas zu stehen haben. 
Ungarn kann hieraus nur Vorteile haben, wenn es auch ge
wisse Opfer in dieser Richtung zu bringen haben wird. Aber 
ohne Üpfer wird ein solch grosses Problem nicht zu lösen 
sein, Opfer werden dafür alle heteiligten Staaten bringen 
müssen. 

Ich komme nun zum Schlusse meiner Ausführungen. Ich 
war bestrebt die Frage des Problems der Schaffung Mittel
europas vom Oesichtspunkte der [nteressen Ungarns von 
politischer und wirtschaftlicher Seite zu b leuchtcn. Ich war 
bestrebt die Orenzen der ungarischen Interessen einzuhalten 
und beriihrte österreichische Interesscn nur in jenen Be
ziehungen, wo dem nicht auszuweichen war. Un ere Interessen 
begegnen ich aber in dieser Frage in vielen Beziehungen. 
Politisch sind sie ganz identisch, wirtschaftlich weichen sie 
zwar ab, aber sind keine entgegengesetzten. 

Was ist nun das Ergebnis meiner Betrachtungen? 
Mittelearopa als Vereinigung selbstl.indiger Staaten wird 

kommen, weil es lwmmen muss. Deutschland, österreicfl und 
Ungarn müssen sich einander enger anschliessen politisch, 
militarisch und wirtschaftlich. Deutschland und Osterreich
Ungarn werden den Kern Mitteleuropas bilaen, welchem sich 
die Balkanstaaten in geeigneter Porm werden anschliessen 
müssen. Vom Gesichtspunktc der lnteressen Ungarns kann 
die Schaffung eines solchen M.itteleurova mir enviinscht sein. 

Der Krieg macht eine neue Weltgeschichte, Mitteleuropa 
wird eine machtige Schöpfung die er Weltgeschichte werden. 

1 • e 

VII. 

Wirtschaftskrieg nach dem Krieg .. ,.') 

Bevor ich auf das mir gestellte Thema eingehe, will icb 
meiner ganz besonderen Freude darüber Ansdruck geben, dass 
das ttandelsunterseeboot ,.Deut$chland" trotz Lauerns eines 
ganzen feindlichen Geschwaders, welches es in d!e ~ee 
bohren zu können glauute, wieder ín seinem Ausfuhrhaten em
langte. Ein neues Zeichen deutscher Tüchtigkeit, ein neuer 
Bewei deutscher Überlegenheit! 

Ich darf wohl beantragen. dass wir, die Vertreter dcr hier 
versammelten drei Mitteleuropaischen Wirtschaftsvereine un
sere aufrichtige Freude hierüber zum Ausdrucke bríngen und 
dass von unserer Konferenz eine Begrüssung; an die betreffende 
deutsche Stelle abgesendet werde. 

Und nun zum Oegenstande! Es hiesse Eulen nach Athen 
tragen, wollten wir heute, nach mehr als zweijahrigen Verhand
lungen ín der Angelegenheit der wirtschaftlichen Annaherung, 
wo wir stets in Fühlung miteinander und mit unserer Öffent
lichkeit standen, wo wir díe lfand auf den Puls der Öffentlich
keit Deutschlands, ö terreich 1111d Ungarns híelten, wo die 
Notwendigkeit de wirt chaftlichcn Anschlusses dieser d~ei 
Staaten ozu agen znm Oemeíngut ihrer Nationen und Vol
ker geworden i t, heutc noch über die Notwendigkeit oder 

~) Referat erstattet an der gemeinsamen Konferenz der Mittet

europaischen Wirt chaftsvereine in Budapest, 12. Dezember 1916. 
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Wichtigkeit dieser wirtschaftlichen Anna hcrnn g sprcchen. 
Es ware meines faachtens nach ganz iibcrflüssig, wollten 
wir uns heute dari.iber unterhalten, welche Vorteile dcr eine 
oder andere Staat aus die em zu schliesscnden Bünclni se haben 
kann ocler könntc, diese frag-en sind schon lani;st vcreini~t. 
I:ben cleshalb will ich mich auch nicht auf die Behandlung 
clieser Frage einlas en. 

Auch auf clie poli tischc Seitc di cser hochwich tigcn frage 
will ich mich nicht cinlasscn. und dies umsowcnigcr, da auch 
jene Auffassung zur Überzeugung aller Nationen und Vöiker 
der drei Staaten geworclen ist, dass cin politiscl1cs Biindnls 
bei wirtschaftlicher Uneini::rkeit i.iberhaupt 11ndcnkbar is t, ua
her unser politisches Bündnis in ent prechendcr Form ~mbe
dingt wirtschaftliche Erganzung erfahren muss. 

Doch kann ich mich in politischcr Beziehung. um cinem 
Mi svcrstandnisse vorzubeulen, ciner Bemerkun~, oder besser 
gesagt einer Richtigstellung nicht cnthalten. Auch heuk wurde 
das zu schliessendc Bündnis als ein taatcnbund bczciehnet. 
Unsere Terminologic hierzulande wcicht viellcicht von der 
reichsdeutschen etwas ab, wir verstehcn unter taatenbund 
etwas anderes als da vielleicht gemeint ist. Das Bündnis, wel
ches wir auch wirtschaftlich wünschen, will kcin taatcnbund im 
Sinne der Bundesstaaten sein, ondern ein Bmul der Staaten. 
Der Ausgangspunkt all' unserer Verhandlung-cn war von Anbe
ginn die ab olute Wahrung samtlicher ttoheitsrechte, die abso
lute Wahrung der Souvcrainitat der beteiligtcn Staaten 1111d kann 
diese Vereinigung nur in die cr Form zur Verwirklichung 
gelangen. Es darf die~hezüglich kt'in Mi versttindni. c:nt
stehen, wir können dabei nicht 7.enug vor ichtig sein, tle halb 
wollte ich diese Bemcrlrnng in politischcr Ricl1tung voraus
geschickt haben. , 

Nach dieser kurzcn Bemcrkung möchtc ich nunmehr auf 
das Meritum des Oegenstandes cingehen , den ich mir a! Re
ferent des ungarischen Mitteleuropaischen Wirtschaftsvereins 
für eine gemeinsame ttandelspolitik ge telit habe. 
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Vorerst möchte ich feststellen, und bin nur <lesse~ 
sicher, dass ich dicsbezüglich nirgend in unseren dre1 
Staaten auf Widerspruch stossen werde, dass von An
beginn bei Behandlung der f rag e über die wirtschaft
liche Annaherung unserer clrei Staaten bis mm nie und 
nirgend bei uns eine wirt chaftliche Agressivitat nach dem 
Kríege <len feíndlichen Staaten gegenüber zum Ausdrucke 
kam. Díe ganze Tendcnz unserer Annaherungsbestrebungen 
war einzig und allcin auf unser eigcnes gegenseitiges wi.ct
schaftliches Verhaltni basiert, beschrankt auf die Untersuchung 
jener Fragen und Möglichkciten, wie wir unser gegenseit'.ges 
Verhaltnis günstiger gestalten, wie wir unser politisches Bund
ni wirtschaftlich vertiefcn und ausie talten können, ohne aber 
auch nur den An chein zu crwecken, als ob wir nach dem 
Kriege nicht den wirtschaftlichcn Frieden mit aller Welt, :ilso 
auch mit unseren derzeitigen Feinden suchen wollten. ln ~en 
Verhandlungcn der drei Mittcleuropaischen Wirtschaftsveremc 
ist eine Aircssivitat un ercn feinden gegenüber nicht zu e~1t
<lccken ín allen ' ta dien dcr Verhandlungen kam es deuthch 
zum A~sdruck, hierüber gab es auch nie eine Meinungsver-
chiedenhcit, da s wir nacll dem Frieden mit allen Staat~n 

wicdcr nonnale handelspolitL chc Reziehungen anstreben, Ja 
das grösste Gewicht dara11f legen , da s wír unser eige_nes_ Ver
htiltnis zucinander so einrichten, damit es dem fnedhchen 
Verh altnis zu anderen Staatcn nícht im Wege stehc. . . 

Nicht so unsere Fein cl e! lm Gegensatze hiezu sehen wir 

bei <len tcindlichen taaten clie offene Tendenz, ja viel mehr, 
g:rossc Vorbereitungen zu cincm Wirtschaft kriege nach dem 

Kriege. 
Einer der Ausgangspunkte des Krieges war Englands 

wírtschaftliche Eifcrsucllt Deutschland gegenüber und ~us 
dcmselbcn Gnmdc soll nach dem Kriege ein Wirtschaftskneg 
beginnen. Es soll díe wirtschattliche Kraft Deuts~hla~ds ver-

. htet werden und mit Deutschland selbstverstandhch auch 
~:s unverhaltnisma i" schwtichere österreich und Ungarn. 
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Statt mich mit cler Behancllung allgemeiner Oesichts
punkte zu befassen, glaube ich richtiger zu handeln, wenn ich 
h~er in meinen kurzen Erörterungen jene wichtigercn Ereig
msse darstelle, wclche sich auf diesem Oebiete bei den 
uns feindlichen Staaten zutragen, welche Tendenzen bei un
seren Feinden in wirtschaftlicher Richtung herrschen und 
wie diese dort znm Ausdruck gelangen, um dcn Beweis 
zu licfern, welch dringendc Notwendigkeit es ist, keine Stunde 
mehr zu versaumen, um 1111s gegenseitig zu ralliieren, damit 
-die so sehr angestrebte wirtschaftliche Annaherung endlich 
.auch zur Wirklichkeit werde. 

Den Ausgangspunkt der wirtschaftlichen Massnahmen und 
Vorbereitungen nnserer feinde bildet die bekannte Pariser 
Wirtschaftskonferenz. Auf dieser machten sich zweierlei Ten
denzen bemerkbar: die gegenseitige Förderung der wirtschaft
lichen Interessen der in der Entente vertretenen Staaten einer
seits und dcr Kampf gegen Deutschland, österreich und 
Ungarn, überhaupt gegen dic in dem Bündnis der Zentral
machte vereinigten Staaten andererseit . 

Was die gegenseitige Förderung der eigcnen wirt chaft
lichen Intcre sen anlangt, so können wir dagegen nichts ein
wenden; wir tun ja dasselbe, wenngleich leider in viel gcrin
~erem Massc, oder müsstcn es tun, und was dem eincn rccht 
1st, muss fiir den anderen auch als billig anerkanni werden. 

Nicht o die agressive Ten<lenz der Pariser Konfercnz ge
gen uns. Da handelt es sich schon um ganz was anderes. Vor
erst -01_1 der wirtschaftliche Kampf gegen uns, Deutschland, 
Österrc1ch, Ungarn und <len andcren Verbiindcten darin zum 
Ausdruck gelangen, dass uns dic Mcistbegiinstigung auf meh
rere Jahre prinzipiell verweigert wcrdc D1nn ist ein gcmein
samer chutz vereinbart gegen die Einfuhr fcindlicher Waren 
unter dem bekannten Titel, Schutz gegen dic .,Schleuderpreise·· 
Deut chland ; ein weitercs Mittel oll die Anwcndung kiinstli
chcr Mittel zur Erschwerung des Iiandel verkehres die dif
ferenzielle Beltandlung der fcindlichen ttandclsschi;fc durch 
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hafenpolizeiliche Massnahmen und verschieden~ Oebüh~en
zuschlage sein, usw., um einen ttandelsvertrag mit den iemcl
lichcn Staaten unmöglich zn machen, denn unter solchen Vor
anssctzungen dürftc wohl kein Staat auf Vertrage eingehen. 
Und schliesslich - um nnr die allerwichtigsten Beschlüsse der 
Pariser Konferenz zu erwahnen - die Erschwerung der Roh-
stoffbeschaffung für uns nach dem Kriege. . Auf dicse Weise soll dcr \Virtschattskampr gegen c.ie 
M.ittelmti.chtc nach dem Kriege geführt wcrdcJJ. ln dieser 
Konzeption ware es der scharfste Vv-irt chailskrieg, dcn es 
je in der Welt gegeben hat. 

Allerdings mag auch hier das alte Sprichwort gelten, 
dass nicht so heiss gegesscn wird, wie es gekocht worden 
ist. Aber wenn cs auch nicht so leicht sein wird, dic5C Vcr
einbarungen nach friedensschluss in Wirklichkeit urnzu
setzen, _ denn die Voraussctzung 11ieíür könnte nur unsere 
vollstandige Niedcrringung im Kriege sein, w~s na~~ der 
heutigen Kriegslagc, wo wir als e;ntschiedenc S1eger ube~:a~l 
dastehen, ctoch sclbst von unseren Feíndcn . nicht _ern'-tilcn 

1 bt 
wcrdcn dürftc - so darf doch rncltt le1chtfert151; geg au . " · · ,.1 t darüber hinweggegangen wcrden und wir duden aucn m~,t 

leichtfertig mit einer elc~anten Gestc üher dicse frage hiP
wegkommen wollcn. Wenn auch, wie ich daran kcinen Mo~ent 
zweifle die. offizielle form diescr Vcrcinbaru11gen scheitern 
muss, ,~eil sic nicht gelingen kann, müsscn wir den icindlichc11 
Massnahmen doch weitgehende Auf mcrksamkcit en~gc~en
bringen, dcnn cs darf nicht übersel}en wcrden, dass wir emer 
sehr zielbewusstcn Organisation der Völkcr clcr Enteme
Staaten gegenüberstehcn, wclche viel gcfaluli.::her w~rdcn 
kann, als offizielle Stellungnahmen. Wir stehen da ~ktionen 

über mit dem Zwecke, tief in dcr Scelc der Bevolkerung gegen ' d 1· k . der Entente-Staaten Wurzel zu fassen, um die fein se 1g c~t, 

1 l 
·m Kriege natürlich zum Ausdrucke kommt, auch na1.;h wc e 1e 1 • · dl" h 

d K 
· 1re in <len rlcrzcn dcr 13evölkcrung dcr tem 1c en em ne~ f • h it Staaten weiter zu erhalten. Was das aber eben au w1rtsc a -
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licherr; Gebiete bcclcutcn kann, braucht hier nicht weiter 

erörtert zu werdcn. 

Abcr mm zur Durchführung der Pariser Konicrcnz, cleren 

Beschlüssen sich nunmehr - den Mitteilungen nach - ::tlle 

feindliche Staaten anschlossen. Wie sieht vorcrst die wirt

schaftliche gegenseitigc f örderuu;; aus? kh möchtc dicsbe

züglich nur ganz kurz und nur behufs Illustraiion der Be trc

bungen der l:ntente-Staaten einiges anfiihre11, wobei ich be-, 

merke, dass das, was ich hier anführc, nur cmen geringen 

Teil der dortseitigen Massnahmen darstellt. Alle feind

lichen Regienmgen, bis a11f Japan und Portugal, haben seit 

der Pariscr Konfcrenz die !!;lcichen Orga111sation1.,n Z:Ui?I 

Schutz der einheimi chen wirtschaftlichcn llllercssen gcschaf

fen, Org:rnisationcn mit Reziprozitiitsvcrl1all11i~, wdche mit

einander in engster Verbindung stehcn. Übcrall finden wir 

neueingesch:tc Rcgierungskommissio11en, mit ak!iYen l<rgi1,;

rungsmiinnern, Ministerpriisidentcn und Mini~tL.rn an der 

Spitze, mit Zuziehung dcr clorti~cn licrvonagcndsten fach

kreise: ,,Ausschiisse zur Beld:imviwzg tlcs Feincles auf ivirt

schaftlichem Gebiete." 

l:ine ganze Legion von Studienkommis.sioncn, wietler unter 

Pührung von Regierung münnern, hervorragendstcn industriel

len und wirtschaftspoliti chen Kreisen, wurde in die ilmen be

frenndeten Staaten entsendet, um dort die wirtschaftlichen Vcr

haltni se einem Studium zu unterzichen. ge chaftliche Verbin

dungen anzuknüpfen und zu erforscheu. wie kann all' da , was 

bisher Deutschland, österreich und Ungarn dahin lieferte, 

durch l:ntentc-Staaten ersetzt werden? Dass hierbei Russland 

und Italien in er ter Rcihe als solche gelten, welche Ab atz

gebiete ein sollen, braucht nicht be onders hcrvorgehoben ztt 

werden. 
Gesellschaftliche Organisationcn wurden gegriindet, auch 

unter Mitwirkung der Regicrung: in Frankreich z. B. 

die grossangelegte „Association Nationale d·Expan ion -eco

nomique", odcr rn Italien die „Allcanza Commerciale Romana". 
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und ganz almliche in England, Russland, Portugal und Japan, 

überhaupt ín allen feindlichen Landern, wicder allc 1111ter gegen

seitiger Fühlungnahme mit der Direktion aus London oder 

Paris. 
Überall finden wir dic grössten Anstrengungen, um die 

eigene Produktion in solchen Artikeln rn erhöllen, oder zu 

begründen, wclche vor dem Kriege aus Deutschland, Öster

reich oder - Jeider ehr wenig - auch aus Ungarn bezo

gen wurden. 

Ich verweise hier nur auf zwei klassische Beispielc dicse,· 

Art, welche charakteristisch für die ganze Organisation sind. 

Die eine, die Vereinigung samtlicher grossen französischen 

metallurgischcn, chemischen, .farbwaren-, Papierindustrien und 

Gasfabriken in einen einheitlichen nationalen Verband, in t:in 

„Syndicat National <les Matieres Co!orantes"; ganz ahnliche 

Vercinigungcn derselben Jndustrien, als gleiche Organisation 

sind in <len anderen l:ntente-Staatenzustande gekommen, überall 

unter dem Protektorate der betreffenden .Regierungen und 

alle vcrcinigten sich sodann in einc gemeiu ame Organisation 

unter dem Titel „c:;ociété Inter-Alliée <les Matiéres Colorantes". 

Das gleiche gilt für fast alle wichtigeren Industriegruppen der 

feindlichen Staaten. Pür die in diesen Syndikaten herrschende 

Tendenz mag eines der allerlctzten Beispiele cinen Beweis 

liefern. l:nde Oktober wurde einc Vcrsammlung der grössten 

Gummiwcrke I:nglands abgelJalten und da wurde vom Pra

sidialtisch aus folgende Aeusserung gemacht: ,,Man kfüme nun

mehr als eine Tatsache fe tstellen, das~ der deutsche Wett

bewerb ausgerottet ware !" 

Ich verweise ferner auf die Anstrengungen Japan's, wel

ches heute z. B. chon <len ganzen Scidenmarkt allein be

herrscht; wclchcs in sciner Baumwollindustrie ebenfalls die 

grössten Anstrengungen an den Tag legt. Die 48 !;rössten 

Baumwollspinnereien haben ich schon zu einem grossen Trust 

vereinigt, zehn Fabriken mit schlechteren Produktionsverhalt

nissen zum Stillstande gelhacht, dafür aber die Spindelzahl 
11 
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der anderen verdoppclt und schon auf 2,763.000 erhöht und 

ihre Produktion in der ersten Iialfte 1916 schon um 90% 
steigerte und sich insbesonders auf die si.idamcrikanischen 
Markte verlegt, wo einc solch rege japanische Ocschaftstatig
keit herrscht, wie nie vorher. Langfri tige Kredite werden 
dort eröffnet, japanische Kapitalien investiert, und wie sich 
jüng t ein französisches fachblatt au drückte: ,,die Eisenbahn 
i.iber dic Anden führt mchr japanische als andere Waren nach 

Argentinien". 
\Vic vielc solchc fallc könntc ich vorurin~en ! Doch will 

ich es unterlasscn, cs genügen vielleicht diese Bci piele. Abcr 
das sind nur die unschuldigeren feindlichen Aktionen. <lenen 
wir gegenüberstehen, und wenn sie auch eine ganz entschiedene 
agressive Tendcnz gegen uns haben, muss es anerkannt wcr
den, dass sie sich mehr oder weniger auf Jegalem Oebiete 
bewegen, denn sie stellen doch nur den :::ichutz der heimischen 
Produktion dar. gegen welchen wir schliesslich nichts ein

wenden können, wenn es uns auch ziemlich arg berührt, nur 

müssten wir ahnliches unternehmen, um un ere Intercs en zu 

schi.itzen. 
Viel geführlicher sind aber jene Boykottbcwcgungen, auf 

welche ich bereits anspiclte. Die mildesk For111 dicser l:3oykott
bewegung ist jene Erscheinung, dass in die Statuten von 

Aktien- und ahnlichcn Oesellschaften dcr feiudlichen taaten 
in neuester Zeit die Bcstimmung eingeschaltet wird, u. zw. 
allgemein, dass dic Mitglieder von Verwaltungen eni!;li chen, 
französischen, russischen, italienischen Eltcrn cntstannnen 

müssen. 
Wie geführlich solche Bewegungen sein könucn, beweist der 

Umstand, da s diese Krankheit au~h auf ncutralc taaten 

übergreift. Jüngst verfügte in Danemark cine Rückversiche
rungsanstalt, dass an Au Einder keine Aktien abgcgeben wer
den dürfcn und Aus!Lindcr dvhcr auch kei11c Akticn erlc~,n 

können. Aehnliche Richtung vcrfolgt das schwedische Oesetz 
vom 10. Mai 1916, wonach Auslander, ohne vom Königin jedem 
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einzelnen Falle eingeholte Oenehmigung, weder lmobillen, 
noch Minerallager erwerben, beziehungsweise bearbeitcn, 0dcr 
Grubenbau betreiben dürfen. Dasselbe bezieht sich auch auf 
schwcclische liandelsgesellschaften, Aktiengesellschaften und 
wirtschaftliche Verbande, in <lenen sich Auslander als Be
teiligte befinden, ja auf Akticngesellschaften und w1rts~haft
liche Verbande, wo nicht nachgewiesen werden kann, dass 

Au \ilnder nicht beteiligt sind. 
Da i t die grösstc wirtschaftliche Reaktion, die man sich 

überhaupt dcnken kann: Ausschluss jeglichen auslandischen 
Einflusse und fremder Tcilnahme an dem Wirtscllaftsbe

triebe eincs Landcs ! 
Das ist eine Entartung, die hoffentlich jenen Staaten den 

grö sten Schadcn zufügen wird, die sich di cser f orm der 

Entartung bedienen. 
Und doch sind diese cntartungcn noch immer nicht das 

schlimm te in dcn Massnahmen unserer Feinde für die Zeit nach 
dem Kriege. Viel arger sind jcne Organisationen, wckhc in 

f rankreich, untcr dem Titel „Comité lnternational", in Eug

land, Italien und Russland mit ahnlichen Titeln ins Wcrk 
setztcn, wo e z. B. bci der französischen Organisation heis~t: 

Allc antidcutschen Verbande - es sind schon über 60 -
und Vcreinc von Kaufcrn werden sich zu einer treucn Armee 
orl{anisicren, 11m die Pia.ne der Pariscr Wirtscltaítskouicrenz 
der Vcrbűndcten durchzuführen und das Vorgehen dcr f-(cgie
rung zu unterstützen, indem man unnachsichtlich alle deutschen 

und österreiclzisclzen (selbstverstandlich sind darunler auch 
die ungarischen verstanden, <lenn unter „Österreich" ist 
im A11sland immer auch Ungarn gemeint1) Erzeug11i, se hos
kottiert und allerorts in den verbündeten Léindern z,veig

vereine gründen wird, welche den Handel und die lndustrle 

der Feinde übenvachen und beaufsichtigen. 
O<ler was ollen wir dazu sa~en, was dic machtigste eng

lische Arbciterorganisation, dic Trades Unions jiingst ins Werk 
gesctzt hat, indem citens ihrcr Vcrwaltung allen Gcwcrkschaf-

11· 
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ten Grossbritanniens eine Kundmachung vor einigcn Wochen zu 
dem Zwecke zuging, eine atlgemeine, gegen alles Dezztsche ge
richtete Boykottierung durchzusetzen! Es wurde ein Verband 
g;ebildet, um al!e Gewerkschaften, ohne Rüchsicht aul Parteizu
gehörigkeit oder Glaubensbekenntnis, w vereinigen, und mit allen 
erreichbaren Mitteln díe deutsche Gefahr remíchten z1i hclien. 
Eincs dcr Zick besteht darin, die Wicclcrkchr fcindlichcr 
Arbeitskrafte, Waren, sowic jegliche I3eeinflussung, sei e~ 
indu ·trieller, ge cl!Mtlicher oclcr politischcr Art, zu verhimlern, 
jcclen fcin<llichen Auslandcr, ob reich oder arm, von den 
Grenzen dcs britischen Reiches fcrn ;.;u ilaltcn. 

Ganz von die crn Gcist bcscclt ist c111 ikschluss dcr 
Bombayer tiandelskamrner, von velchem ich nur dcshalb Er
wahnung mache, nm cin Zcichcn dafür zn lidcrn, wie wcit sich 
in britischen Oebietcn dicser Oeist verpfl:rnzt hat, und wie 
schnell dcr liass gegen alles, was ici11dlich ist, verbreilet 
wird. Dcr Bcschluss dcr liandclskarnmer in Borubav, wclcl!er 
der britischen R,egiernnr: vorgc]egt wnrclc, gcht dahin, dass 
wahrend cler erstcn sccl1s Monatc nacil lkc11digu11g der Fcind-
eligkeitcn, kein feindlichcr taatsangchörigcr irgcnd cine 

tfafenstaclt dcs britisclicn l~cic!Jcs bctrctcn, odcr dortbleiben 
darf, cs sci dcnn mit bcsondcrcr t:rlaubnis, unu dass !<cin 
feindliclies t'ahrzcug dic crlaub11is zur l:infaltrt in eincn bri
tischen lfafen erhaltcn darf. 

Diescr Beschlus ist gar nicht so schlccht durchdacht, die 
sechs Monate sollen jcncr Übergang scin, in welchem dic 
fehlenclen Warenlager crganzt werden, Llic Ko11sumcnten ilucn 
zurückgehaltenen Bcdarf clcckcn, somit von dicscm crsten 
grössten Absatz dic fcindliciJcn Staatcn fcrngel1altc11 werdcn 
sollen. 

Aber nicht nur nach Indien drang dicscr Gcist ci11, wir 

begegnen demsclben auch in anc!ercn Kolonicn <les britisd1en 
Reichs. ~o bcschloss dic Hanc!clskammcr Salisbury in Rhodesia 
die zustünclige Regierungshchördc zu ersuchen, zur Verhin
dcrung des allgcmeincn Ocbrauches fcindlichcr Warcn rn.1 <.:h 
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dem Kriegc die Zollabgaben für alle in Feinclesland erzeugten 
Oütcr bedcutcnd zu crhöhen; cs wircl clarauf gedrungen. dass 
auslandischc Warcn mit ciner das Urspruchsland bezeichneten 
Marke verschcn scin mü en und class jcder, der sich an den 
bczeicl111cte11 Hanclelsmarken zu schaffen macht, mit Gefangnis. 
und Bcschlagnahme der Waren zu bestrafen ist. 

Auch clic Handclskammcrn cler südafrikanischen Union 
nahmcn zu dicser Fragc Stcllung, indem sie in eincr Mitte 
Scptcmbcr diescs Jahrcs in Kapstadt abgehaltenen gemein
samen Konfercnz bcschlosscn, dcr l~cgierung folgcnde \Vünsch.; 
zu unterbreitcn: Sondertarif fü,- die Erzeugnisse und Fabrikate 
der jetzt feindlichen Uinder nach cincr durch Reichskonferenz
beschlu s festgesctztcn Abstufung und fiír eíne g!eic/zenveise 
vereinbarte Zeitdauer; 11nterschiedliche Gebührenordmrng für 
alle feindliche Schiffe ín süclafrikanischen Iiafen ín Überein
stimmung mit den Be chli.isscn der Pariser Konfercnz; .Ein
stcllung dcr Gewührung von Jiandclslizcnzen an feindliche 
Staatsangehörigc oder Vertreter feindlicher Firmen. 

Auch dcr Beschluss der britischen liandelskammcrn 1;egen 
dic dcutscl!c Schiffahrt ist schr bczcichnend und lehrreich, ich 
will denselbcn hicr auch nur ganz kurz anführen. Der geschlüts
führende Aussclmss der Vertreter der lianclelskammern des 
ganzen britische11 Reichs, so ,vie des britischen Reichshandels • 
rats hat vor cinigen Wochen cincn Bcrichl ausgcarbeitct, 
wclcher dem Mi11istcrprüside11tcn f:nglancls und dcr Dominien, 
sowie anderen zustü11cligcn Bchördcn vorgclcgt wcrden soil. 

ln <len darin cnthaltcnen Bcschlüssen wird verlangt: Frie
densschluss m,r unter d er Bedíngzmg, das s der feindlíchen 
Sclziffahrt erst dann Bell'eg1mgsfreilzeít gewahrt ivird, 1ve1111 ie 

sümtlirhe Schiiden ersefzt hat; Festsetzzmg niedrigererTonnen
und Hctfengelder /'iir alle britischen Schiffe ín briti chen liiifen; 

Vorzngsgcwiihrung an Verbüudetc und Ncutralc nur entspre
cl!encl dcr von diescn an britischc Schiffc gewahrten Vor
zugsbcha11dl!1111;; fiir die leindliche Schiffalzrt zum míndesien 
ei11e Ve"doppellllzg de, den iihrigen Schiffen auferlegte11 Ge-

/ 
( y ,-

1 



166 

bühren; in keinem Falle Untcrstützung Jer icmdlichcn S~_hifi

fahrt durch die britische Regierung; Begi.i_nstigu11g der_ ?u.~er

verschiffung innerhalb des britischen Re1chcs auf bnt1sc:,1:n 

chiffen oder auf Schiffen der Vcrbündcten; Verbot von Verein

barungen zivischen britischell Schiffaflrtsgesells~liaften und 

frenulen ohne Kenntnis des liandelsamtes oder emer anderen 

ministeriellen Behörcle; lii11tertrei6ung der Verfraclztmzg frem

der Güter auf britischen Schiffen von britischell Héifen zu ge

ringere11 Frachtsiitzen, als iihnliche britisrlie Güter. 

So durchdringt dcr Gcdankc dcs Wirtschaftskricges alle 

massgebenden Krcisc unscrer Fcindc, und o trachten _diese 

die neue Kriegsorganisation nach dem Kriege durchzufuhrcn. 

So schrccklich aber das auch klingen 111ag, i t cs noch irrnncr 

nicht das Aergste, was dic uns fcindlichcn Staalen auf dic -c1:1 

Gebiete produziercn. 
Das Unerhörtestc, was auf i11ternatio11alem Gebicte vicl

leicht je ge chah, ist der allerncucste Vorgang, den Frankreich 

gegenüber einem ncu tralen Staah! bcobachtet; Jer Vorg~ng, 

den dic französischen Iiandelskammern gegenübcr Schwe1zcr 

I:xporteuren scit der allerj[ing ten Zeit befolgcn. J ach einer 

Mittcilung von eti.~·a cincm Monate, musscn Gc11fo1 und andcre 

schwcizcrischc firmc11, dic nach rrankrcich c,·poniercn wol

len, und um einc Einfuhrcrlanbni -, ein Ursprungszcrtiiikat bei 

ciner kompctenten französischcn Iiandcl -kammc1 an uchcn, 

folgendc Dokumcntc vor Erlangullg dicscr Dcv. illigung \.Of

!egen: Einc notaricll beglaubigtc Erklüru11)!;, dass der Bc

trefkndc cin Staatsangehöriger der Schweiz oder der vcr

bündeten Uincler sci; cs muss cinwandfrci nolaricll bcglaubigt 

werdcn, 11. zw. auf Erhebungcn bcgründct, dass wcdcr cine 

frau, noch seine Eltcrn scit wcnig tens 50 Jahrcn vcrwandt-

chaftlichc Bezichungcn zu östcrrcichcrn (wicdcr auch Ungarn 

inbcgriffen !) o<lcr Deutschen hattcn. Es wird fcrncr ei11 l e

\\ eis verlangt, dass die Firma kcincn ö terreichi chen oder 

deutschen Angcstelltcn bcschaftig;t; cin weilerc1 Bcwci-; -

immer notariell beglaubigt dass dcr Bctreiiende- \ ar~n 
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nicht aus österreicbi eben oder deut cl1en Landen bezielü; 

dass das Exporthaus nicht mit östcrrcichischcm oder dcut 

schem Kapital arbcitet. 

Bishcr könnte man noch clarauf hinweisen, das wir eben 

im Kriege stehen und ein Sclmtz gegen feindliche Exporte 

durch Benützung eines nentralen Staates geschaffen werden 

müsse. Was aber jetzt folgt, ist schon für die Zukunft bestimrnt: 

Dic Firma muss sich durch eine ebenfalls n0taricll beglaubigtc 

Erklarung verpflichten, keine Transaktion odcr sonstige fian

delsgeschafte mit östcrrcichischcn, deutschen oder neutralen 

Pirmen abzuschliessen, die wiihrend der letzten 10 Jahre ín 

flandelsbeziehungen zu österreichischen oder deutschen Fir

men geslanden haben. Und schliesslich eine notariell beglau

bigtc I:rklarung dcs Betreffenden, worin cr sich verpflichtct, im 

Palle der Nichteinhaltung dieser Bedingungen, .30.000 l'rcs al 

Strafc zu bezahlen. 
Es ist das das Tollste, was je auf wirtschaftliche'm Gebiete 

gc~chchen konntc! Müssen solche Massnahmen keinc ver~ 

heerende Wirkm1g bei den brcitcn Volksmas en ausüben und 

ist da nicht zu bcfürchten, class diese Strömungcn noclt lange

lange nach dem Kricge ihrc schad lichc Wirkung anf clcn intcr

nationalen Verkehr ausüben dürftcn, wcnngleich Boykottbe

wegungen für dic Dauer nicht mög lich sin cl! 

Aber es sind da nur einzclnc Mosaiksteinc aus dem Bilde, 

welches sich ergcben würde, wollte ich samtliche Massnahmen 

der Entente-Staatcn, welchc gegen dic mitteleuropaischen 

Machte auf wirtschaftlichcm Gebiete gcrichtct sind, vorführen. 

Wic geführlich abcr diese Bewegungen sind, bewci t das 

Umsichgreifen dieser a11ch auf die ncutralcn taaten, wclchc 

sich für clie Zeit nach dem Kriege ebcnfalls rü ten und auci1 

nicht in eincr Wci e, welche für uns als Beruhigung dienen 

könnte. Nur gnnz kurz ollen einige diescr aus allerletzter Zeit 

erwahnt werden. fast im Monat eptcmber dieses Jahres, 

also ín allcrjüngstcr Zeit, wurde die bekannte Wirtschafts

konfcrenz dcr d rei norcl ischcn Staaten in Christiania abge-
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halten, wo diese <len wirtschaftlichcn Zusammenschlu ·s be

chlossen, um nach friedensschlu s ihre wirtschaftlichen Inter

essen gemeinsam und cinvcr tandlich zu wahrcn und zu ver

treten. 
Und ist es ctwa keinc schr ern te Warnung: für die Zu

kunft, für die Zeit nach dem Kricge. wenn dic Vcreinigten 

Staaten von Nordamerika schon hcute ein ncues Zollgesdz 

chaffen mit dem Wirkungsbeginn nacit Friedensschluss, ex

pressis verbis gegen dic dcutsche Farbwarenindtt tric 11;crichtet, 

in welchem Gesetz fast prohibitivc Zöllc schon heute fest

ge telit werdcn, um eben die Einfuhr cler Farhware11 Deutsch

lands nach der Union nach dem Kriege u11möglich zu machcn 

oder einzuschranken ! 

Es dürfte ja bekannt sein, welchc Anstre11gu11}!;c11 wahrenú 

des Kricges in den feindlichen, wie in dcn neutralcn taatcn 

und auch in dcr Union gemacht wurden, um sich eine gros e 

farbwarenindustrie zu bcgründen, damit Dcut chland auch 

auf diesem speziell deutschcn Gebictc iibcrflüssig ~emacht 

werde. Ob es gelingcn wird, den Kampf .mit der deutschen 

Farbwarenindustrie aufzunchmen, ist cinc andere frage, abc1 

die Mas nahmen hiefür sind getroffen. 

Amerika, wo volle wirtschaftlichc freihcit be ·tcht und 

keine staatlichc Organisationen in die wirtschaftlicheu Oebiete 

cingreifen, halt es für notwendig, jetzt staatliche Organi atio

nen zur förderung des amerikanischen Exportes zu schaffen, 

welche in crster Rcihe gegen Europa gcrichtet sind. Ge ell

schaftliche Organisationen iihnlicher Art, wie sie die Ententc

Staaten einrichteten. wurden dort gc chaffen; Studicnkommis-

ionen nach ltalicn und Russland ent endet. insbesondere auf 

Russland hat man e. auch von dort abge ehen, die russi chcn 

Minerallager sollen mit amerikanischcn technischen Kraften 

erschlossen werden, russische Ei enbahncn sollen durcl1 Ameri

kaner erbaut werden, Amerika will dem russischcn R.ciche wirt

schaftliche Unterstützung angedeihen la en! 

Amerikanisch-rus ische. amcrikani ch-italicniscl e tian-
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delskammern werdcn gebildct, amerikanisch-französische .,En

tente economiquc"-Or~anisationcn wcrden geschaffen, usw. 

Allerncuesten Datums ist anch das Gesetz vom September 

dic es Jahres, wonach die amerikanische Union ihren Banken 

das Recht einrii.umt, in auslandischen Staaten Filialen zu er

richten, was bishcr auch nicht gestattet war. Lauter Organisa

tioncn, die gegen uns gerichtet sind. 

Selbst Japan bil~et für clie Union kein ttindernis mehr, es 

wird angestrebt, die politischen Gegensatze zwischen Japan 

und Amerika im Dienste einer wirtschaftlichen Verstlindigung 

gegen Europa auszugleichen. 

Doch will ich mit meinen Beispielen nicht weiter fort

setzen und will mit meinen Ausführungen schliessen. Da 

mu ich die Frage beantworten: welchen Zweck hatte es, 

das ich dieses Material hier vorbrachte? Meine Antwort 

hierauf ist sehr einfach und kann sehr kurz sein. Es wollte eiíie 

Malrnung an alle jene sein, die die Zeit noch nicht für heran

gekommcn sehen, oder die da glauben, dass wir noch viel Zeit 

habcn, um die wirtschaftlichc Annahcnmg zwi chcn Deutsch

land, Österrcich und Ungarn zu bewerkstelligen. 

Diesen Optimistcn ,~öchte ich anch die allerneueste Nach

richt von der vor einigen Tagen in Paris im auswartigen Amte 

neuerlich abgehaltencn Delegierten-Konferenz empfehlen, wel

cher als einziger Gegenstand der wirtschaftliche Ausschluss 

der Entente-Staatcn nach dem Kriegc zur Besprechung vorlag, 

dcren Beschlüsse aber nicht bekanntgegeben werden sollen, 

bis samtliche Regierungen dazu nicht ihre Zustimrnungen geben. 

lch wollte eincn Beweis dafür erbringen, dass fast die 

Jetzte tunde schon herangebrochen i t ganz abgesehen 

von dem hoffentlich nicht sehr weit entferntcn Frieden -

dass wir uns wirtschaftlich zusammenschliessen, damit das 

wirtschaftliche Bündnis zwiscben Deutschland, österreich 

und Ungarn ehestens zu tandc komme. Es wollte eine 

Urgierung an der Iiand der Tatsachen sein, die uns der 

f eind selbst liefert, damit endlich auch jen e zu dem Be-
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wusstsein kommen, die die Dringlichkeit der Annaherung 
nicht für so wichtig erachten, dass, wenn auch nicht alles 
klingende Münze sein wird, was un heute als solche er
scheint, doch für uns die Gefahr bestcht, dass uns, wenn wir 
uns nicht rechtzeitig verstandigen, die Möglichkeit der Kraft
entfaltung genommen wird, um diesen Bestrebungen der feind
lichen Staaten mit entsprechendem Erfolge entgegentreten zu 
können. Denn unsere Kraftentfaltung hangt davon ab, ob wir 
beim Friedenschluss auch wirtschaftlich geeint dastehen wer
den. Fast möchte ich sagen, dass die letzte Stunde dafür ge
kommen ist, dass wir nunmehr nicht weiter zögern, sondern 
alles aufbieten, damit ehestens unsere wirtschaftliche Anniihe
rung zustande kommt. 
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